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Friedrich Mielke 

Preußische Monarchen und ihre denkmalpflegerischen Ambitionen 

Soweit wir die Reihe der brandenburgisch-preußischen Monarchen, der Kurfürsten, Könige und Kaiser zu überblicken vermögen, scheinen sie alle von einer starken Sammel­leidenschaft besessen gewesen zu sein. Das Wesensmerkmal eines Sammlers aber ist das Bewahren- und Erhaltenwollen. In dieser Eigenschaft ist der Sammler dem Denkmalpfle­ger verwandt. Beide Vertreter konservierender Neigungen unterscheiden sich jedoch durch die Art der Objekte und durch das Sammlungsziel. Raritäten sind selten Denkmale im Sinne des Gesetzes, d. h. »von Menschen geschaffene Sachen oder Teile davon aus vergangener Zeit, deren Erhaltung wegen ihrer geschichtlichen, künstlerischen, städtebau­lichen, wissenschaftlichen oder volkskundlichen Bedeutung im Interesse der Allgemeinheit liegt« . l  Das Sammlungsziel soll nicht einem Einzelnen allein, sondern der Allgemeinheit dienen und damit auch über die Lebenszeit des Sammlers hinausreichen. Diese beiden Kriterien, das Sammlungsziel und die Objektgruppen, werden Maßstab sein müssen für die Einschätzung denkmalpflegerischer Ambitionen. 
Als Sammler mobilen Kunstgutes sind vermutlich alle Vertreter des Hauses Hohenzol­lern darauf bedacht gewesen, ihre eigenen Vorlieben zu befriedigen. Bei Immobilien dagegen mußten sie auf die oft prekäre Finanzlage ihres Staates Rücksicht nehmen und nolens volens als sparsame Landesväter auftreten. Es galt »mit größter Menage« zu bauen und Umbauten einem Abriß mit folgendem Neubau vorzuziehen. Diese Art der ökonomi­schen Rücksichtnahme hat zwar nichts mit einem Respekt vor dem architektonischen Wert des Vorgängerbaues zu tun, zwingt aber zu einer Auseinandersetzung mit ihm. An dem Ergebnis ist abzulesen, wie groß die Wertschätzung für das Alte war und mit welchem Können das Neue integriert wurde. 

Der Große Kurfürst Friedrich Wilhelm (1620-1640-1688) hat bei seinem Regierungs­antritt außerordentlich ungünstige politische und wirtschaftliche Verhältnisse vorgefun­den, deren Beseitigung seine Kräfte voll in Anspruch nahm. Dennoch ließ er es sich nicht nehmen, mehr an Schildereien (Bilder), Statuen und Raritäten zu kaufen, als er jeweils bezahlen konnte.2 Seine Sammlerleidenschaft kam jedoch nicht nur ihm persönlich zugute, 

1 Bayerisches Denkmalschutzgesetz, München 1973. 
2 Vgl. G. Galland, Der Große Kurfürst und Moritz v. Nassau, Frankfurt a. M. 1893; G. Galland, Hohenzollem und Oranien, Straßburg 1911;  P. Seidel, Die Beziehungen des Großen Kurfürsten zur niederländischen Kunst, jb. der Kgl. Preuß. Kunstsammlungen 11 .  Bd., Berlin 1890; G. Malkowsky, Die Kunst im Dienste der Staatsidee, Berlin 1912, S. 62 f. 
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sondern legte zugleich auch die Grundlage zu einem Fundus an Kunstbesitz, für den 
spätere Generationen dankbar waren. Beweise einer denkmalpflegerischen Behandlung 
von Bauten sind nicht bekannt. In Potsdam ist der Katharinenbau, ein kleines Schloß der 
Jahre 1598-1599, dem neuen Schloß (1 662 ff.) total einverleibt worden. Und der Wieder­
aufbau des Schlosses in Caputh 1662 durch Philipp de Chieze war auch nur ein Neubau 
unter Benutzung einer Ruine. 

Tatendurstige Bauherren sind selten gute Denkmalpfleger. Als Kurfürst trachtete Fried­
rich IIl. (1657-1688-1713) danach, König zu werden (1701), als König war er bemüht, 
diese neue Würde auch in Bauten darzustellen. Andreas Schlüter hatte das Schloß in Berlin 
umzubauen (1 698-1706), Johann Friedrich Eosander vergrößerte 1701-1713 das Schloß 
Charlottenburg, Jean de Bodt schuf 1701 für das Schloß in Potsdam jenes wegen seiner 
bewunderungswürdigen Architektur gerühmte Portal, das nach der bekrönenden Figur 
»Fortunaportal« genannt wurde. Der Monarch, als König jetzt Friedrich 1., bediente sich 
der besten Kräfte, die in Europa zu haben waren, selbst, wenn er dem Anspruch ihrer 
Schöpfungen Opfer bringen mußte. Eines dieser Opfer ist der Schloßbau Joachims 11. 
(1535-1571). Kurfürst Joachim hatte aus Sachsen die seinerzeit berühmten Baumeister 
Konrad Krebs und Kaspar Theiß an die Spree geholt und sie hier ein respektables Schloß 
errichten lassen, in dem ein vor der Hoffassade stehender offener Wendelstein den 
architektonischen Höhepunkt bildete. Vermutlich war diese große Wendeltreppe noch um 
einiges kunstvoller als die ohnehin schon kühne Konstruktion des Wendelsteins am Schloß 
Hartenfels bei Torgau, die ebenfalls Konrad Krebs ausgeführt hatte (1535-1536). Der 
1538-1540 entstandene Wendelstein des Berliner Schlosses dürfte also das Non plus ultra 
aller Wendeltreppen nicht nur in Deutschland, sondern auch in Europa gewesen sein. Er 
galt jedoch nichts, als die barocke Prachtentfaltung des Königs nach neuen Maßstäben mit 
veränderten Akzenten verlangte. Er wurde abgerissen und durch Schlüters Monumental­
bau ersetzt. Nur die von Graf Linar 1585 und 1593-1595 geschaffenen Trakte blieben 
verschont. Hätte der König länger leben und bauen lassen können, wären auch sie 
abgerissen worden. 

Unter der Regierung Friedrich I. geschah es aber auch, daß - wie oben angedeutet -
Eosander den Landsitz Lietzenburg 1701-1713 zum Schloß Charlottenburg erweiterte 
und dabei mit großem Geschick den 1695 von Nering begonnenen 1. Bau akkumulierte. 
Ungeachtet der geringen Zeitdifferenz hatten beide Baumeister, Nering und Eosander, 
recht unterschiedliche Architektur-Vorstellungen. Dennoch gelang es dem jüngeren Kolle­
gen, die Eigenarten beider Auffassungen so zu harmonisieren, daß keine die andere 
desavouiert. 

König Friedrich WilhelmI. (1688-1713-1740) dachte praktisch. Das Nützliche war 
ihm auch schön. Was keinen Nutzen brachte, war ihm gleichgültig, oft ließ er es beseitigen. 
Als 1 722 in Potsdam ein Waisenhaus gebraucht wurde, um die wachsende Zahl der von 
den Grenadieren gezeugten unehelichen Kinder unterzubringen, fehlte es an Baumaterial. 
Vor allem fehlten Ziegel. Da kam der Oberstleutnant v. Pieny auf die Idee, die zwischen 
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1 136  und 1 141  gebaute, in der Wallfahrt und in der Kunstgeschichte weitberühmte Kirche 
auf dem Harlunger Berg bei Brandenburg a. d. H. abbrechen und das so gewonnene 
Steinmaterial in Potsdam verwenden zu lassen. Der sehr christlich eingestellte König 
genehmigte den Abbruch des Gotteshauses, obwohl der Brandenburger Magistrat sich 
erboten hatte, Ersatz in anderen, neuen Ziegeln zu leisten. Aber Befehl ist Befehl, am 
20. 4. 1722 begann das Vernichtungswerk. 1727 konnte ein Berichterstatter nur noch 
einen Haufen Schutt auf dem Harlunger Berg feststellen.3 

Das von dem ersten König in Preußen, von seinem Vater, angeschaffte kostbare 

Mobiliar der Schlösser verkaufte oder verschenkte Friedrich Wilhelm an seine Generäle 

und andere Interessenten. Ihm genügte eine weißgestrichene Stube. Prunk jeder Art war 

ihm verhaßt. Bezeichnend für ihn ist seine Wertschätzung der Großen Yacht, die sein 

Großvater 1 682 in den Niederlanden gekauft und die vor dem Potsdamer Stadtschloß 

ihren Ankerplatz hatte. Zusammen mit dem »unschätzbaren Bernstein-Cabinet, das in der 

Welt nicht seinesgleichen hatte und das einzige in seiner Art war« 4 schenkte Friedrich 

Wilhelm dieses Schiff im November 1716 dem Zaren und tauschte dafür zunächst 150, 

dann jährlich 100 möglichst große Russen ein, die in Potsdam Soldat werden sollten. 

Riesige Grenadiere für sein Leibbataillon (1 .  Btl. Garde) zu sammeln, war des Königs 

Leidenschaft. Sie pflegte er, ihre Abbilder wollte er für die Nachwelt aufbewahren. 

Lebensgroße Bilder ließ er auch von den Offizieren seines Heeres ma�en. 1 8 65 gab es noch 

65 Portraits des preußischen Offizierskorps.5 Hans Bleckwenn berechnete den zwischen 

1 714 und 1 740 geschaffenen Gesamtbestand an Bildern der » Chef-Galerie« auf ca. 150 

Stück.6 Die ebenfalls genau in Originalgröße gemalten Abbilder der »Langen Kerls« 

stammen verschiedentlich vom König selbst.7 Auf diese Weise hatte Friedrich Wilhelm 

seine Soldaten ständig um sich: Außerhalb des Schlosses auf dem Exerzierplatz, im 

Schlosse in effigie an den Wänden seiner Zimmer und der Flure. 

Ganz im Sinne seines Vaters begann König Friedrich Il. (1712-1740---1786) schon in 

den ersten Tagen seiner Regierung damit, sich dessen zu entledigen, was nicht sein geistiges 

Eigentum war und deshalb nicht zu ihm paßte. Kaum war Friedrich Wilhelm I. zu Grabe 

getragen, trat das Königsregiment der Riesengrenadiere ein letztes Mal zur Parade an und 

wurde entlassen. Allein zur Erinnerung an die Garde des » Soldatenkönigs« formierte sein 

3 Nach L. Schneider, Die Marienkirche auf dem Harlunger Berge bei Brandenburg, Mitth. des 
Vereins f. d. Gesch. Potsdams, T. 11, XLV, S. 12 f. 

4 S. Gerlach, Collectaneen, Mitth. des Vereins f. d. Gesch. Potsdams, N. F., T. III, S. 91 .  
5 B. v .  Puttkamer, Die Portrait-Gallerie Chur-Brandenburgischer und Königlich Preussischer Gene­

rale, Obersten und Subaltern-Officiere im Königlichen Stadtschlosse zu Potsdam, Mitth. des 
Vereins f. d. Gesch. Potsdams, T. 11, LXIV, S. 157-174. 

6 H. Bleckwenn, Das Porträt Adam Friedrichs von Wreech - ein Relikt der Chefgalerie Potsdam?, in: 
Schloß Charlottenburg - Berlin-Preußen. FS Margarete Kühn, München 1975, S. 203-216. 

7 }. Klepper, In tormentis pinxit, Stuttgart 1938. 
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Nachfolger ein Bataillon als »Königs-Grenadier-Garde« (No. 6). Als lebendiges Denkmal, 
als Souvenir an die alte Potsdamer Tradition, hat es bis 1 806 bestanden. 

Ähnlich respektvoll war Friedrich H. auch auf dem Gebiet der Architektur. Allerdings 
mischte sich bei ihm die Achtung vor älteren Arbeiten oder Gewohnheiten bestimmter 
Persönlichkeiten mit hausväterlicher Sparsamkeit. Als er z. B. ab 1744 das Potsdamer 
Stadtschloß von Knobelsdorff grundlegend umbauen ließ, befahl er, um Kosten zu 
ersparen, daß die von seinem Großvater geschaffene Fenstereinteilung der Fassade beibe­
halten werden solle. Gleichzeitig verlangte er, daß die wertvollen Stuckdecken und einige 
Boiserien in die neue Innenausstattung zu integrieren seien. Auf diese Weise war uns (bis 
1945) die von Andreas Schlüter 1 706 geschaffene Stuckdekoration im großen Marmorsaal 
inmitten der neuen, von Knobelsdorff 1749 ausgeführten Raumausstattung erhalten 
geblieben. Das Ergebnis stellt nicht nur dem Auftraggeber, sondern auch seinem Architek­
ten ein glänzendes Zeugnis denkmalpflegerischen Taktes aus. Der Zeitunterschied von 43 
Jahren wird in geradezu höfischer Höflichkeit unmerkbar gemacht. König Friedrich 
Wilhelm III. hat dagegen beim Umbau der am West-Ende des Corps de logis gelegenen, 
sog. Neuen Kammern8 (1799-1 804) durch seinen Architekten Albert Dietrich Schadow 
überhaupt keine Rücksicht auf den älteren Bestand nehmen lassen. Durch diesen Umbau 
wurde die zuvor vorhandene Ausstattung vollständig vernichtet. 

Eine ähnlich glückliche Hand wie beim Potsdamer Stadtschloß hat Knobelsdorff schon 
1 740-1746 bei der Herrichtung des Schlosses Charlottenburg zur - damals ernsthaft 
geplanten - Zweiten Residenz gehabt. Der von ihm in östlicher Richtung angebaute Neue 
Flügel mit der in Europa zu den Spitzenleistungen des Rokoko zählenden Goldenen 
Galerie bildet eine vorzügliche Akkumulation9 des 1695 von der Kurfürstin Sophie 
Charlotte gewollten und von Johann Arnold Nering entworfenen Baues, dem Johann 
Friedrich Eosander die prägende Form gab. Friedrich H. ehrt es, wenn er es zuließ, sein 
Domizil in einem Seitenflügel einzurichten, die neuen Repräsentationsräume den älteren 
unterzuordnen. Wäre er wie Ludwig XiV. von Frankreich gewesen, hätte es gewiß der 
Zentralbau des Corps de logis sein müssen, der für ihn angemessen schien. 

Hatte der » Soldatenkönig« seinen » Lieben Kindern« ,  den Riesengrenadieren, durch 
lebensgroße Konterfeis bewußt Denkmale schaffen wollen, so setzte sein Sohn der eigenen 
Erlebniswelt Denkmale, indem das im künstlerischen Sinne Erfahrene, selbst Erlebte, 
mehrfach wiederholt wurde. Er wollte überall ein ähnliches Ambiente haben, ganz gleich, 
in welchem Orte er sich länger aufhielt. Bei mobilen Gegenständen war diese Absicht leicht 
zu verwirklichen. Jedes Buch z. B. wurde fünfmal angeschafft, damit er in den Schlössern 
von Charlottenburg, Berlin, Potsdam (Stadtschloß), Sanssouci und Breslau die gleiche 

8 Blaue Paradekammer (Coursaal), Gelbe Paradekammer, Etrurisches Kabinett, Schlafzimmer. 
9 Über den Terminus Akkumulation s. Fr. Mielke, Die Zukunft der Vergan�enheit, Sruttgart 1975, 

S. 64 ff. 
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Bibliothek vorfand. Ab 1769 kam als 6. Bibliothek auch eine im Neuen Palais hinzu. 
Vergleichbar mit den Immobilien repetierte er das im Turm des Rheinsberger Schlosses 
erfahrene Raumerlebnis des römischen Pantheons in den Schlössern von Berlin und 
Potsdam (Stadtschloß, Sanssouci, Neues Palais), bei einigen Kirchen,l o  sowie bei etlichen 
anderen Bauten. Für Portaleinfassungen im Grundriß einen Halbkreis zu verwenden, ist, 
im 18 .  Jahrhundert nicht unüblich gewesen. Dieses von Palladio entlehnte und vermutlich 
aus dem »Vitruvius Britannicus« 11 direkt übernommene Architekturmotiv ist aber unter 
Friedrich H., speziell bei den von ihm initiierten Bauten, so häufig verwendet worden, 12 
daß eine besondere Vorliebe deutlich wird. Solche und andere Nachahmungen haben 
wenig mit einer wissenschaftlichen Denkmalpflege zu tun. Dennoch sind sie ihr bis zu 
einem gewissen Grade innerlich verwandt. Wenn Friedrich z. B. den Pantheon-Gedanken 
der einbeschriebenen Kugel in immer neuen Variationen lebendig erhielt, wenn er zur 
Pagode von Kew ein Gegenstück im Park von Sanssouci bauen ließ (1 77Of.) oder von 
Vicentiner Palästen einige auswählte, um ihre Imitationen in die Parade der Potsdamer 
Fassaden einzureihen,u dann drückt sich in den Nachahmungen ein Verlangen nach 
Teilhabe an einem Kunstbesitz aus, der zwar für einen bestimmten Ort geschaffen wurde, 
letztlich aber, wie Goethe 1798 erklärte, »der Welt angehört« .14 Kopie und Imitation sind 
sozusagen die legitimen und friedlichen Parallelen zum Kunstraub. Wer Besitzer der 
ideellen Werte einer Immobilie werden will, hat drei Möglichkeiten: Kauf des Originals, 
Translozierung des Originals oder Transponierung der äußeren Charakteristika des 
Originals in eine Kopie oder Imitation mit den zwangsläufigen Wertverlusten. Jede 
Nachahmung ist die Übertragung einer gestalterischen Idee in eine neue Substanz. Auf 
diese Weise ist z. B. das Bauprogramm der Scala sancta über die katholische Welt 
verbreitet worden, ohne daß auch nur eine einzige Heilige Stiege mit dem Jerusalemer 
Original identisch sein kann. In Jerusalem war jene Treppe, die Jesus bestiegen haben soll, 
nicht mehr vorhanden. Die Scala sancta in Rom kann nur als Stellvertreter aufgefaßt 
werden, als geistiges Denkmal. Dieses heilige Denkmal in möglichst vielen Nachahmungen 
zu bewahren, war eine geistliche Aufgabe. Großen Architekten-Ideen in seiner Residenz 
eine Nachfolge zu verschaffen, sah Friedrich 11. offenbar als königliche Aufgabe an. Daß 
diese Aufgabe nicht der Wissenschaft diente, sondern seiner eigenen Repräsentation, ist als 
Motiv anzumerken, ändert aber nichts an seinem Interesse, Denkwürdigkeiten zu erhalten. 

10 In Potsdam: Französische Kirche, in Berlin: Hedwigskirche. 
11 C. Camp bell, Vitruvius Britannicus: or, the British Architect, London, Bd. I 1715, Bd. II 1717, 

Bd. III 1725. 
12 Vgl. Fr. Mielke, Das Bürgerhaus in Potsdam, Tübingen 1972, Textbd. S. 103. 
13 Ebda., S. 305-330. 
14 Einleirung zu den Propyläen 1798;  vgl. Fr. Mielke, Die Zukunft der Vergangenheit, Sruttgart 1975, 

S. 21 .  
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König Friedrich Wilhelm 11. (1744-1786-1797), der in der Geschichtsschreibung meist 
abfällig beurteilte Nachfolger Friedrichs 11., war in Kunst- und Bausachen zielstrebig. 
Kaum daß er die Regierung übernommen hatte, distanzierte er sich von den Werken seiner 
Vorgänger, ließ sich ein Schloß, das Marmorpalais, außerhalb der Stadt errichten und 
schuf sich und seiner Freundin, der Gräfin Lichtenau, ein Refugium auf der Pfaueninsel. 
Die gleiche Reserviertheit wird auch deutlich gegenüber dem Ambiente des Vorgängers. 

Als Friedrich 11. am 17. 8 .  1786 gestorben war, hatte sich sein Nachfolger zu entschei­
den, was mit dem völlig verwahrlosten Arbeits- und Schlafzimmer im Schloß Sanssouci zu 
geschehen habe. Der Verstorbene war sehr tierlieb gewesen und hatte es zugelassen, daß 
seine Hunde das kostbare Interieur zerfetzten und beschmutzten. Sorgfältige Restaurie­
rung oder neue Ausstattung war die Frage. Im ersten Falle wäre vielleicht der ursprüngli­
che Zustand des Jahres 1746 zu reproduzieren gewesen, nicht aber die davon abweichende 
Atmosphäre des Raumes, die erst in vierzigjähriger Nutzung hatte entstehen können und 
die in ihrem Ergebnis exakt die Lebensgewohnheiten des Schloßherrn widerspiegelte. In 
jenem Augenblick aber, in dem dieser Eigentümer nicht mehr existierte, schien es sinnlos, 
den nur für ihn allein typisch gewordenen Raum auch dem Nachfolger, einem Menschen 
mit ganz anderen Neigungen und Gewohnheiten, verbindlich machen zu wollen. - Im 
zweiten Falle konnte eine neue Raumfassung nicht mehr das Wesen Friedrich 11. anschau­
lich werden lassen. Eine neue Generation machte ihre Rechte geltend, sich die von ihr 
nunmehr übernommenen Räume auch nach eigenen Wünschen gestalten zu dürfen. Der 
neue König entschied sich für eine neue Dekoration des Arbeits- und Schlafzimmers. Er 
vertraute die schwierige Aufgabe dem eigens aus Dessau berufenen Architekten Friedrich 
Wilhelm v. Erdmannsdorf an. Dieser Entschluß, der sowohl dem König als auch dem 
Architekten schwer genug gefallen ist, gab der späteren Kunstgeschichtsschreibung Anlaß, 
Friedrich Wilhelm 11. Respektlosigkeit vorzuwerfen. Er habe weder die hohe Kunstform . 
des Raumes zu würdigen gewußt noch ihren durch die Manen des großen Königs 
geheiligten patriotischen Wert. Die Kritiker übersehen, daß es Friedrich 11. selbst war, der 
der künstlerischen Ausstattung seines Arbeitsraumes so wenig Respekt entgegenbrachte, 
daß er sie verwahrlosen ließ. Außerdem hätte Friedrich, wäre er selber vor die seinem 
Nachfolger überlassene Entscheidung gestellt worden, kaum anders gehandelt als dieser. 
Hatte er doch auch die unansehnlich gewordenen, unter der Regierung seines Vaters 1 722 
und nach 1733 entstandenen Bürgerhäuser in Potsdam abreißen und durch Neubauten 
ersetzen lassen, obwohl etliche von ihnen eine bemerkenswerte Architektur besaßen. Im 
Schloß Sanssouci jedoch tröstet die Art, in der v. Erdmannsdorf seinen Auftrag ausführte, 
über den Verlust. Seine frühklassizistische Ausstattung ist die einzige aus den achtziger 
Jahren des 1 8 .  Jahrhunderts, die in Potsdam damals geschaffen wurde und die wir heute 
noch besitzen. 

Problematischer ist die 10 Jahre später getroffene Entscheidung, die von Knobelsdorff 
1 751  enrworfene Marmorkolonnade im Rehgarten des Parkes Sanssouci abzureißen. Im 
Jahre 1796 brauchte man Säulen für die neu zu schaffenden Flügelbauten des Marmorpa-
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lais (Gontard, Langhans 1787-1790). Weil die Angelegenheit eilig war, schlug der 
Geheimkämmerer Ritz vor, die benötigten 20 Säulen von der friderizianischen Marmorko­
lonnade zu nehmen, die ohnehin funktionslos war, weil es keine Wasserwerke gab, die sie 
hätten speisen können. Außerdem befand sie sich in einem desolaten Zustand. So wurde 
sie demoliert in demselben Jahr, in dem der König starb (16. 1 1 .  1797). Da Friedrich 
Wilhelm lange leidend gewesen war, ist nicht gewiß, ob die Vernichtung der künstlerisch 
einzigartigen Fontänen-Anlage sein ausgesprochener Wille gewesen ist, oder ob sein 
beflissener Geheimkämmerer, in dem Wunsch, dem König gefällig zu sein, eigenmächtig 
vorging. Gewiß dagegen ist, daß Knobelsdorffs Marmorkolonnade ersatzlos verschwand. 
Keine andere Fontänen-Kolonnade trat als Ausdruck einer neuen Zeit und neuer künstleri­
scher Ideen an ihre Stelle. 

Ungeachtet dieser bei den denkmalpflegerisch spektakulären Ereignisse der Regierungs­
zeit Friedrich Wilhelms 11. ist auch allgemein festzustellen, daß dieser König kaum 
konservatorische Neigungen erkennen ließ. Er war modern - um nicht zu sagen, fort­
schrittlich - eingestellt und gab den gestaltenden Kräften seiner Epoche gern Gelegenheit, 
zeitgemäß zu schaffen. Das Brandenburger Tor in Berlin (Langhans 1788-1791) mag als 
ein Beispiel für viele andere, sehr eigenständige, sehr charaktervolle Bauten seiner Regie­
rungszeit gelten. In Potsdam ist eines der bemerkenswertesten Gebäude das Schauspiel­
haus Am Kanal (Langhans, Boumann 1793-1795, 1966 abgebrochen), das der König 
eigens •• Dem Vergnügen der Einwohner« widmete. Es konnte 1796 um einen Konzertsaal 
und um ein Schauspielerquartier erweitert werden, weil am 3 . 9. 1795 die Nikolaikirche 
abgebrannt war. Friedrich Wilhelm hatte nicht die Absicht, das 1721-1724 von Philipp 
Gerlach geschaffene Gotteshaus wiederaufbauen zu lassen, sondern gab die Ruine zum 
Abbruch frei, damit die Mauersteine für die Erweiterungsbauten des Schauspielhauses 
verwendet werden konnten. 

Aus einer ganz ähnlichen Grundhaltung heraus ließ der König die 1766 am Wilhelm­
platz 2-3 entstandenen, aber inzwischen wegen schlechter Gründung abgesackten Wohn­
häuser nicht in der alten Architektur wiederaufbauen, sondern bestimmte für sie neue 
Fassaden im damals modernsten Geschmack, der en vogue war, im •• gotischen Stil« .  

Gegen Ende des 1 8 .  Jahrhunderts bereits hatte die Marienburg in Westpreußen histori­
sches, architektonisches und denkmalpflegerisches Interesse erweckt. Ihre zur Ruine 
gewordenen Reste, um 1798 von Friedrich Gilly gezeichnet, erhielten 1803 eine bis dahin 
ungekannte Publizität durch Max v. Schenkendorf, der einen flammenden Artikel zur 
Rettung des ehemaligen Deutschordensschlosses geschrieben hatte. Selbst der Staatsmini­
ster Freiherr v. Schrötter, der zunächst in Unkenntnis der Bedeutung des Baudenkmals 
Abriß und Umbauten angeordnet hatte, korrigierte seinen Entschluß. Und auch der König 
entschied sich in einer Kabinettsordre vom 13 . 8 .  1804, •• daß für die Erhaltung des 
Schlosses, als eines vorzüglichen Denkmals alter Baukunst, alle Sorge getragen werden 
solle« .  Die Napoieonische Besatzung, ihre Folgen und der Befreiungskrieg 1 8 13-1815 
hinderten einen schon 1806 beschlossenen Wiederaufbau. Immerhin hatte der Kronprinz 
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das ostpreußische Exil 1807 dazu benutzt, Ordensburgen zu zeichnenY Als 1 8 15 der 
damalige Oberpräsident von Ost- und Westpreußen, Freiherr v. Schön, die Marienburg 
besuchte, war es keine Frage mehr, daß die Marienburg als steinernes Zeugnis preußisch­
deutscher Geschichte zu erhalten und wiederherzustellen sei. 1838  konnten die Arbeiten 
als abgeschlossen gelten, eine zweite, weit gründlichere, auf wissenschaftlichen Studien der 
Ordensbaukunst beruhende Reproduktion unternahm von 1882 bis 1922 Conrad Stein­
brecht. 

Zur gleichen Zeit etwa, als Max v. Schenkendorf für die Erhaltung der Marienburg 
seine Stimme erhob, setzte sich in Köln Sulpiz Boisserl!e für die Vollendung des Kölner 
Domes ein. 1 823 erschien sein umfassendes Tafelwerk über diese Kirche. 1842 wurde der 
Grundstein zum Weiterbau gelegt und am 15. 10. 1880 konnte das 1248 begonnene Werk 
vollendet werden. 

In diesem Spannungsfeld territorial extrem weit auseinander gelegener preußischer 
Bauten des Mittelalters erwuchs ein allgemeines Interesse an den Denkmalen deutscher 
Baukunst einerseits und an romantischen Burgen andererseits. Speziell die preußischen 
Prinzen begeisterten sich für die Burgen am Rhein, kauften selbst eine Ruine und ließen 
sich daraus eine neue Burg bauen. Prinz Friedrich Ludwig, ein Neffe des Königs, war der 
erste. Er erwarb 1825 die Burg Rheinstein. Im selben Jahr noch folgte ihm der Kronprinz 
Friedrich Wilhelm, der die Burg Stolzenfels nach Plänen Schinkels auf- und ausbauen ließ. 
Später erwarb er noch die Ruine Sooneck, die bereits 1828 dem Bruder Wilhelm 
angeboten worden war. Prinz Carl kaufte 1842 eine Ruine bei Bingen, zu einem Ausbau 
kam es aber nicht. Alle diese Wiederaufbaupläne waren von einem starken eigenschöpferi­
schen Willen der Bauherren und ihrer Architekten beeinflußt. In keinem Fall ist der 
Wunsch zu bemerken, eine wissenschaftlich begründete, möglichst treue Reproduktion des 
ursprünglichen Zustandes zu versuchen. Man wußte, daß die verlorene Bausubstanz nicht 
wiederzugewinnen sei, und verstand sehr wohl, wie wenig sich ein kultivierter Schloßbe­
wohner des 19.  Jahrhunderts in einer Burg des Mittelalters einrichten könne. Man baute 
deshalb folgerichtig stets ein im damaligen Sinne modernes Schloß und dekorierte es, um 
den Eindruck eines altehrwürdigen Baues zu erwecken, mit mittelalterlichen Formalismen. 
Dabei spielte es dann keine Rolle, wenn der Formenapparat nicht dem deutschen Wehrbau 
entstammte, sondern vielmehr englischen Vorlagenwerken, wie z. B. denen von Robert 
Lugar, 16 Humphrey Repton17 oder John B. Papworth.18 Waren die Ruinen echte Zeugnisse 

15 H. v. Petersdorf(, Der älteste Sohn der Königin Luise und sein erster Erzieher, Hohenzollern-Jb. 14 
(1910), S. 192 ff. 

16 R. Lugar, Architectural Sketches for Cottages, rural Dwelling and Villas in the Grecian, Gothic and 
Fancy Styles, London 1815. 

17 H. Repton, Fragments on the theory and practice of landscape gardening including some remarks 
on Grecian and gothic architecture, London 1816. 

18 J. B. Papworth, Rural Residences, London 11818, 21832. 
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der Vergangenheit im wissenschaftlichen Sinne gewesen, so wurden die auf ihnen errichte­
ten Burgen und Schlösser zu Zeugnissen einer romantischen Anschauung vom Wohnen 
mittelalterlicher Standesherren in Deutschland. Da war es in gewissem Sinne konsequen­
ter, wenn Prinz Wilhelm, der es 1 828 abgelehnt hatte, eine Burgruine am Rhein zu kaufen, 
sich auf dem Babertsberg bei Potsdam gleich ein neues Schloß· in den Formen der 
Tudorgotik errichten ließ, ohne um das Alibi eines mittelalterlichen Vorgängerbaues 
besorgt zu sein. Mit seinem Schloß Babelsberg schuf er ein getreues Denkmal seiner Zeit, 
mit allen wissenschaftlichen Vorteilen historischer Echtheit und mit allen Nachteilen 
gestalterischer Beschränktheit. 

Die Bewahrung deutscher Rittersitze vor weiterem Verfall durch seine Söhne hat König 

Friedrich Wilhelm III. (1770-1797-1840) sicher gern gesehen. Hatte er sich doch - wie 
bereits erwähnt - für die Erhaltung der Marienburg eingesetzt und war auch bereit, die 
Ordensburg Ragnit bei Königsberg (Ostpreußen) nach einem Brand 1 828 auf königliche 
Kosten instandsetzen und ausbauen zu lassen. Auch kaufte er das Ordensschloß Lochstädt 
»zur Sicherung dieser größten Merkwürdigkeit« .  Die Erneuerung der Burg Hohenzollern 
dagegen muß den König in Konflikte gebracht haben. Der Kronprinz hatte sie 1819  
besucht und sich gleich engagiert. Es  ging ihm nicht nur um eine verfallene Burg 
schlechthin, sondern um den Stammsitz des Hauses Hohenzollern. Der damalige Eigentü­
mer, Fürst v. Hohenzollern-Sigmaringen und -Hechingen aber war politisch suspekt, weil 
er mit Napoleon sympathisiert hatte. Der preußische König ließ sich - vielleicht deshalb­
lange bitten, bis er 1822 eine einmalige Beihilfe von 10 000 Talern in Aussicht stellte. 19 Als 
der Kronprinz 1 840 selbst König geworden war und keine Rücksichten mehr zu nehmen 
brauchte, mußten noch einmal 10 Jahre vergehen, bis 1 850-1 867 das Haus Hohenzollern 
ein neues Denkmal seiner Herkunft schaffen konnte. 

Bürgerliche Baudenkmale erfreuten sich selten einer vom Königshaus betriebenen Pflege 
ihrer Existenz. Eine Ausnahme ist das sogenannte » Danziger« Haus auf der Pfaueninsel 
bei Potsdam. Es wurde um 1520 für das Grundstück Brotbänkengasse 14 in Danzig gebaut 
und sollte 1821 auf Abbruch verkauft werden. Der schon erwähnte Oberpräsident v. 
Schön bemühte sich sehr um die Erhaltung wenigstens der Fassade und wandte sich, da er 
erfolglos blieb, am 25. 9. 1 823 mit einem Hilfegesuch direkt an den König. Dieser 
reagierte sofort. Am 22. 10. schon erging eine Ordre zum Kauf der Fassade, am 3 . 1 1 .  
1 823 konnte der Vertrag abgeschlossen werden. Im März 1824 wurden 287 sorgfältig 
registrierte Werksteine per Schiff nach Potsdam befördert. Über die dortige Verwendung 
aber war man sich nicht einig. Friedrich Wilhelm III. wollte eine solitäre Aufstellung der 
Fassade als freistehende Kulisse, nur durch rückwärtige Strebepfeiler gesichert. Schinkel 
dagegen sah technische Schwierigkeiten und fürchtete eine baldige Instabilität der vor 
Witterungseinflüssen auf allen Seiten ungeschützten Wand. Seine Argumente konnten 

19 Alle Angaben nach R. Bothe, Burg Hohenzollern, Berlin 1979. 
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überzeugen, die Fassade wurde akkumulativer Bestandteil eines schon 1803-1804 ent­
standenen Gärtner- und Kavalierhauses. Daß die auf die Pfaueninsel translozierte Fassade 
kein Zeugnis Danziger Baukunst sein kann, wurde verstanden. Dafür sollte sie ein Beispiel 
vaterländischer Architektur sein und als solches hat sie ihren relativen Wert überall auf 
heimatlichem Territorium - wenn man diesen Begriff mit der geographischen Ausdehnung 
des Staates gleichsetzen will. Das tat man offensichtlich. Auch die Translozierung des 
sogenannten » Jagdschirmes« auf die Pfaueninsel, eines Jagdhauses, das bis 1796 in den 
Beelitzer Bergen, südlich von Potsdam, gestanden hatte, wurde in gleicher Weise begrün­
det, obwohl ein Jagdschirm kaum beanspruchen darf, zur Architektur gerechnet zu 
werden. Letzten Endes aber war die Überführung dieser Bauten auf die Pfaueninsel ein 
Ausdruck der Sammelleidenschaft ihres Eigentümers, des Königs. Hier an seinem Lieb­
lings-Aufenthaltsort wollte er in einer Art Freilichtmuseum möglichst viele Raritäten 
zusammenbringen, die ihm persönlich Freude machten. In diesem Sinne gab es auf der 
Insel ein Schweizerhaus, eine »gotische« Meierei, einen Rindviehstall, der aussieht wie eine 
Kapelle, eine russische Rutschbahn und eine Menagerie mit 479 Tieren im Jahr 1 842, 
deren Häuser an die Herkunftsländer der Bewohner erinnern sollten. Ihre an exotischen 
Vorbildern orientierten Bauweisen wurden durch echte Substanz ergänzt, als der Kron­
prinz 1829 im Hamburger Kunsthandel »Alt-birmanische« Marmorplatten erwerben 
konnte. Sie wurden ebenfalls auf die Pfaueninsel gebracht und dort zunächst für einen 
Gartenpavillon vorgesehen, dann aber für den Bau des Palmenhauses ( 1830-1 831 )  
verwendet. 

Obwohl Friedrich Wilhelm III. bemüht war, Architektur - in Teilen oder als ganzen 
Bau, bodenständig oder aus weit entfernten Gegenden - um sich zu versammeln, ist sein 
Wesen nicht im eigentlichen Sinne denkmalpflegerisch gerichtet gewesen. Er charakteri­
sierte sich selbst, als er am 1. Dezember 1827 in seinem Testament dem Sohn und 
Nachfolger riet: » Hüte Dich . . .  vor der so allgemein um sich greifenden Neuerungssucht, 
hüte Dich vor unpraktischen Theorien, deren so unzählige jetzt im Umschwunge sind, hüte 
Dich aber zugleich vor einer fast ebenso schädlichen, zu weit getriebenen Vorliebe für das 
Alte, denn nur dann, wenn Du diese beiden Klippen zu vermeiden verstehst, nur dann sind 
wahrhaft nützliche Verbesserungen gerathen« .2 o  

Die Neigung zur Erhaltung und zur Reproduktion von vaterländischen Denkmälern war 
nicht allein ein romantisches oder nationales Anliegen, sondern auch ein patriotisches. 
Pater patriae aber war der Souverän. Für ihn lebte man, für ihn zog man in den Krieg. 
»Mit Gott für König und Vaterland« hieß es. Unter »Patriotismus« verstand der Monarch 
Parteinahme für die Dynastie. Rittersitze waren Adelssitze und damit Zeugnisse des 
herrschenden Standes. Die Pflege von Burgen war zugleich auch Image-Pflege des regieren-

20 Nach K. Fr. v. Klöden, Lebens- und Regierungsgesch. Friedrich Wilhe1ms des Dritten Königs von 
Preußen, Berlin 1 840, S. 389.  
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den Königshauses. Anders aber als der König es tat, interpretierte die Bevölkerung ihren 

Patriotismus. Das Volk meinte nicht seinen Landesherrn und das ihm durch den einen oder 

anderen Vertrag oder Krieg zugefallene Territorium, es meinte eine völkische Gemein­

schaft, die über dynastische Interessen hinausreicht. Ernst Moritz Arndt beantwortete 

1 8 13 die selbst gestellte Frage, was des Deutschen Vaterland sei, mit dem Ruf »Das ganze 

Deutschland soll es sein ! « 21 Für dieses größere Vaterland war man in den Befreiungskrieg 

gegen Napoleon gezogen und hatte gehofft, daß es auch ein Freiheitskrieg werde. Für das 

Volk waren die Bauwerke der Vergangenheit, der Kölner Dom, die Marienburg, die 

Wartburg u. v. a. m., Symbole einer Reichs-Idee, die auch in der Barbarossa-Sage bildhafte 

Gestalt annahm. In einem Schreiben vom 17. 8 .  1815 an das preußische Ministerium des 

Innern bezeichnete earl Friedrich Schinkel »die Erhaltung aller Denkmäler und Alterthü­

mer unseres Landes« als äußerst notwendig. Er schrieb von dem schönsten Schmuck 

unseres Vaterlandes und davon, daß »jedem Bezirk das Eigenthum dieser Art als ein 

ewiges Heiligthum verbleiben müßte« .22 Aus Schinkels Brief wird nicht deutlich, ob er das 

deutsche oder das preußische Vaterland meinte. In diesem Fall seiner ohnehin auf Preußen 

beschränkten Kompetenz braucht die Frage nicht entschieden zu werden. Aber die 

politischen Konflikte des 19. Jahrhunderts bis zur Reichsgründung 1871 entstanden 

weitgehend aus den unterschiedlichen Auffassungen des Vaterland-Begriffes. In dieser 

Kernfrage mußten sie auch die Denkmalpflege beeinflussen. 1807 hatte der bayerische 

Kronprinz Ludwig (1.) den Plan zu einem »Ehrentempel aller rühmlich ausgezeichneten 

Teutschen« gefaßt. 1 8 14 wurde ein Architekten-Wettbewerb ausgeschrieben. 1830-1 842 

wurde eine Walhalla für alle Deutschen gebaut. Der preußische Kronprinz Friedrich 

Wilhelm (IV. ) ,  mit dem bayerischen Königshaus seit 1 823 durch die Heirat mit der 

Wittelsbacher Prinzessin Elisabeth verwandtschaftlich liiert, ließ sich von Ludwigs Plänen 

anregen und plante, ebenfalls einen Ehrentempel zu errichten. Ihm aber kam nur eine 

preußische Gedenkstätte in den Sinn, eine Memorialstätte für seinen großen Ahnherrn, ein 

Friedrich-Denkmal. 23 
König Friedrich Wilhelm IV. (1795-1840-[1858J 1861) ist ein Beispiel dafür, daß eine 

hochbegabte, kreative Persönlichkeit ihre eigene Produktivität sehr wohl mit einer respekt­
vollen Behandlung älterer Werke in Einklang bringen kann. 

Friedrich Wilhelms Wunsch, das Schloß Sanssouci als Lieblingswohnsitz einzurichten, 
mußte bauliche Folgen haben. Hier ging es allerdings nicht um die Beseitigung eines 
Notstandes, wie im Jahr 1 786, sondern um die Adaption der auch dem neuen Eigentümer 

21 Deutsche Wehrlieder für das Kgl. Preußische Frei-Corps, 1. Sammlung 1813,  S. 9. 
22 Zur Gesch. der Denkmalpflege in Preußen, in: Die Denkmalpflege, 3 (1901) ,  S. 6-7. Vgl. A. Kneer, 

Die Denkmalpflege in Deutschland, mit bes. Berücksichtigung der Rechtsverhältnisse, Mönchen­
Gladbach 1915, S. 26. 

23 Die ersten Skizzen werden auf die Zeit um 1 820 datiert, die letzte bekannte Skizze stammt vom 
30. 1 .  1848. Das Friedrich-Denkmal wurde nicht gebaut. 
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lieb gewordenen Räume. Hatte Friedrich H. seine Eremitage allein bewohnt, so konnte das 
Schloß einem Monarchen nicht mehr genügen, der hier ein Leben im Familienkreise führen 
und einen - wenn auch nur kleinen - Hofstaat unterbringen wollte. Man beschloß 
deshalb, die alten, ohnehin nur aus Fachwerk bestehenden Seitenflügel durch neue, 
massive und zweigeschossige Bauten zu ersetzen. Wenn man bedenkt, daß diesen Auftrag 
Persius, ein Schinkelschüler, bekam und daß Schinkel für die barocke Baukunst des 
1 8 .  Jahrhunderts überhaupt kein Verständnis hatte aufbringen können,24 muß die archi­
tektonische Bewältigung dieses Generationsproblems als äußerst heikel angesehen werden. 
Ludwig Persius meisterte jedoch die Aufgabe mit größtmöglichem Takt. Er übernahm die 
barocke Formensprache dort, wo sie im Gesamtkonzept unabdingbar war, ließ aber in den 
Details und in der Anordnung der Eingänge erkennen, daß sein Volk der Zeit um 1840 bis 
1842 angehört. 

Die von Persius im Einvernehmen mit dem König gefundene Lösung gehört zu den 
besten denkmalpflegerischen Leistungen, die je entstanden sind. Lassen wir vergleichbare 
Aufgaben Revue passieren und greifen aus jedem Jahrhundert nur ein hervorragendes 
Beispiel heraus, so finden wir im 1 7. Jahrhundert den 1677 erfolgten Einbau barocker 
Fenster in den gotischen Chor (1407-1530) des Passauer Domes; im 1 8 .  Jahrhundert den 
Vierungsturm, den Franz Ignaz Michael Neumann um 1770 dem Mainzer Dom (13.  Jh.) 
aufsetzte; im 19.  Jahrhundert die oben beschriebenen Anbauten an das Schloß Sanssouci 
(1745-1747);  im 20. Jahrhundert den Erweiterungsbau von 1910-1914 an das Bremer 
Rathaus (1405-1410, 1608-16 12), den wir Gabriel v. Seidl verdanken. Das gleiche 
Fingerspitzengefühl wie Ludwig Persius bei der Akkumulation des Schlosses Sanssouci 
bewies auch Friedrich August Stüler mit dem Aufbau der Kuppel (1 845-1 853) über der 
Kapelle des Berliner Schlosses. Stüler verstand es äußerst geschickt, seine strenge klassizi­
stische Architektur mit dem barocken Bau des Schlosses und dessen reichem Portal 
(Eosander 1707-1713) harmonieren zu lassen. 

Als Friedrich Wilhelm IV. 1 843 den Entschluß faßte, seine Hofkirche außerhalb der 
Stadt, in der Nähe des Schlosses Sanssouci am Marlygarten bauen zu lassen, geriet er in 
Gewissenskonflikte. Wollte er seine Pläne verwirklichen, die mit dem Bauwerk auch eine 
Neugestaltung der Umgebung vorsahen, mußte er jenes Gelände verändern, ja zerstören, 
das durch die Manen seines Vorfahren, des Soldatenkönigs, geheiligt schien. Bekanndich 
hatte Friedrich Wilhelm 1. dieses Gelände vor den Toren der Stadt als Küchengarten 
anlegen lassen und seinen Zeitvertreib u.a. beim Schießen gefunden. Die von vielen 
Schüssen demolierte Kugelfangmauer war erhalten geblieben. Friedrich Wilhelm IV. fand 
für die Umgebung eine Lösung im immateriellen Sinne. Wie August Kopisch berichtet, 
zerstreute er alle Bedenken mit dem Argument: » Der Name Marly soll ihm bleiben; 
machen wir den Garten schöner, so tun wir kein Unrecht« 25. Der Kugelfang, die 

24 Vg!. K. F. Schinkel, Aus Tagebüchern und Briefen, Berlin 1967, S. 18 .  
25  A. Kopisch, Die König!. Schlösser und Gärten zu Potsdam, Berlin 1 854, S. 212. 
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sogenannte » Schießmauer« ,  blieb original erhalten. Friedrich Wilhelm fügte sie als Hinter­

grund einer Nische des ösdichen Kreuzganges in sein Konzept ein und rettete sie dadurch 

vor einem drohenden Abriß. Ihre nunmehr neu gesicherte Existenz wirkte auf die 

Gestaltung des Kirchenplanes zurück, indem das Brunnenhaus des Kreuzganges ihr 

Pendant wurde. Die Verbindung der so sehr verschiedenartigen und in ihren Entstehungs­

zeiten mehr als einhundert Jahre auseinanderliegenden Objekte, des Kugelfangs und der 

Kirche, kann nur als gelungen bezeichnet werden. Die Schießmauer hat mit der Nische eine 

Art Reservat bekommen, das sie bei aller Begrenztheit doch zu einem Teil der größeren 

Raumkonzeption werden läßt. Ein gemauerter Kugelfang ist gewiß kein Kunstdenkmal, 

nicht einmal ein Kulturdenkmal, wohl aber in Potsdam und an dieser Stelle ein Geschichts­

denkmal. Er ist signifikant für die Person des Soldatenkönigs und konnte im Rahmen eines 

völlig anders gearteten sakralen Baukomplexes in situ erhalten werden. 
Ein anderes Problem hängt mit der Sammelleidenschaft der Hohenzollern zusammen. 

Prinz Carl hatte in Glienicke reiche Sammlungen angelegt, die Wände des Schlosses, der 
Kleinen Neugierde und des Kasinos mit Spolien bepflastern lassen und schließlich 1 850 ein 
eigenes Museum in Form eines Klosterhofes gebaut. Friedrich Wilhelm machte es nicht 
anders. Sein Schloß Charlottenhof zeigt nur wenig Applikationen dieser Art, mehr hat der 
Gärtnerhauskomplex mit den Römischen Bädern. Reich bedacht wurde jedoch die Bauten­
gruppe an der Friedenskirche. Die oben besprochene » Schießmauer« Friedrich Wilhelms 1. 
ist teilweise durch den Gipsabguß eines Reliefs aus dem Kloster Alpirsbach (Württem­
berg), sowie durch italienische und zwei byzantinische Originalplatten verdeckt.26 Ein 
italienischer Renaissancetrog aus Marmor, in den Wasser fließt, läßt die Memorialstätte 
für Friedrich Wilhelm I. zu einer Brunnennische werden. 

Auch an der Nordwand des Kreuzganges sind Gipsabgüsse mit sehr unterschiedlichen 
Motiven angebracht. Das Schweißtuch der Heiligen Veronika ist ebenso vertreten wie 
Evangelisten-Medaillons und Kopien von Arbeiten Thorwaldsens. Das gleiche Verfahren 
mußte sich der Säulengang am Friedensteich gefallen lassen. Dort gibt es Originalreliefs 
des 12. Jahrhunderts venezianisch-byzantinischer Provenienz und mehrere Gipsabgüsse 
mit christlichen Motiven italienischer Arbeiten des 14. und 15.  Jahrhunderts. Diese 
Spolien-Sammlungen hängen aufs engste mit der bedenkenlosen Nachahmung fremder 
Vorbilder und Vorlagen zusammen, einer Neigung, die allen preußischen Königen zu eigen 
war. Da die Produktion von Imitationen jedoch nicht zu den konservatorischen Aufgaben 
zählt, genügt es, auf diese Eigenart hinzuweisen. 

Spolien sind per definitionem Teile eines Kunstwerkes, die dort entnommen oder 
übrigblieben und transloziert wurden, um einem anderen Werk eingefügt zu werden. Mit 
den Spolien verwandt sind jene Gebäude, die ganz oder größtenteils von einem Ort an 
einen anderen Ort versetzt werden. Friedrich Wilhelm hat eine solche Versetzung ( = 
26 Die beiden byzantinischen Reliefs sind durch Kopien ersetzt, die Originale befinden sich im Bode­

Museum (ehern. Kaiser-Friedrich-Museum), Berlin (Ost) . 
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Translozierung) aktiv gefördert, als die Stabkirche Wang (A. 13 .  Jh.) ihren angestammten 
Platz in Norwegen mit einem neuen Platz bei Brückenberg im schlesischen Riesengebirge 
vertauschte. Die dort wiederaufgebaute Kirche ist dann allerdings mehr eine Schöpfung 
des königlichen Baumeisters Hamann geworden als eine Reproduktion des einstigen 
Baues, der schon beim Kauf in Norwegen nicht mehr ganz vollständig gewesen ist. 
Ungeachtet ihrer originalen Teile ist die Kirche Wang in Schlesien vorwiegend ein 
Denkmal der wissenschaftlichen Ambitionen des norwegischen Professors Dahl, des 
religiösen Eifers der Gräfin Friederike v. Reden und der architektonischen Interessen des 
preußischen KönigsY Ein norwegisches Denkmal dagegen kann sie in Schlesien nicht 
mehr sein. 

Ganz im Sinne einer respektvollen Behandlung älterer Leistungen war es, daß Friedrich 
Wilhelm am 1 .  7. 1 843 die Einsetzung eines " Konservators der Kunstdenkmäler« befahl.28 
Mit diesem Schritt begründete der König - nach französischem Vorbild - die Institution 
einer staatlichen Denkmalpflege. 

Wägen wir die konservatorisch eingestellten Handlungen Friedrich Wilhelms IV. gegen 
seine kreativen Neigungen auf, wird leicht deutlich, daß seine Schöpferkraft stark genug 
war, anders gerichtete Absichten beiseitezudrängen. Seine 2. Residenz, die Stadt Potsdam, 
überschwemmte er geradezu mit der Fülle seiner Einfälle. Die Innenstadt war von seinen 
Vorgängern, den Königen Friedrich Wilhelm 1., Friedrich 11. und Friedrich Wilhelm III. 
lückenlos mit z. T. sehr bemerkenswerten Militär- und Bürgerbauten, mit Kirchen und mit 
einem gediegenen Schloß ausgestattet worden. Dennoch scheint es ihn gereizt zu haben, in 
diesem bereits verdichteten Architektur-Ensemble eigene Akzente zu setzen. Die Nähe der 
Havel lockte ihn, die 1726 gebaute Heiliggeistkirche mit ihrem harmonischen Turm (Grael 
1 726-1728) vollständig verändern zu wollen.29 Es sollte eine vielschiffige Basilika werden, 
deren Chor sich im Wasser spiegelt. Für den neuen Turm nahm er die Giralda in Sevilla 
zum Vorbild. Auch für eine neue Garnisonkirche hätten sich seine Pläne - wären sie 
verwirklicht worden - geradezu verheerend ausgewirkt. Nicht nur, daß der zweifellos 
schönste Kirchturm (Gerlach 1732-1735) in der brandenburgisch-preußischen Monarchie 
durch ausgedehnte Anbauten zu einer Statistenrolle degradiert worden wäre, in einem 
anderen Entwurf wurde seine Einmaligkeit durch Verdopplung, d. h. durch eine Kopie in 
nächster Nähe desavouiert. Der vorgesehene Kirchenkomplex mit fünfschiffiger Basilika 
und Atrium, mit großen pantheonartigen Hallen, mit vielen Nebenräumen und Anbauten 
hätte eine Grundfläche in Anspruch nehmen müssen, die über den Stadtkanal hinwegginge 

27 Vgl. E. Gebhardt, Die Kirche Wang im Riesengebirge und ihre Geschichte, 31912. 
28 Dazu die Zirkularverfügung v. 24. 1 .  1 844 und die Instruktion für den Konservator vom selben 

Tage, publiziert von A. Kneer (s. A 22), S. 5 8 f. 
29 Vgl. E. Börsch-Supan, Berliner Baukunst nach Schinkel 1 840-1 870, München 1977, S. 148; E. 

Börsch-Supan, Ludwig Persius. Das Tagebuch . . .  , München 1980, S. 48 f. ;  L. Dehio, Friedrich 
Wilhe1m IV. von Preußen, MünchenlBerlin 1961,  S. lOH. 
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und den Abriß des Großen Militärwaisenhauses (v. Gontard 1771-1777) voraussetzte. 
Durch derart unmäßig große Kirchenbauten wäre das recht gut aufeinander abgestimmte 
friderizianische Stadtbild empfindlich gestört worden. Wie stark die Beeinträchtigung 
hätte werden müssen, wird an der Nikolaikirche auf dem Alten Markt deutlich. Sie ist 
1830 unter Friedrich Wilhelm III. begonnen worden, hatte aber nicht im Sinne des 
damaligen Kronprinzen vollendet werden können. Als Friedrich Wilhelm IV. ihr dann von 
1845-1 850 die schon 1826 vorgesehene Kuppel aufsetzen ließ, war zwar das Landschafts­
bild um einen bedeutenden Akzent bereichert, im Stadtbild jedoch wirkte der Riesenbau 
auf dem von friderizianischen Bürgerhäusern umstandenen Alten Markt erdrückend. 

Eine gleichartige produktive Rigorosität im Umgang mit wertvollen Schöpfungen der 
Architektur bewies der König mit seiner Absicht, das international gerühmte Fortuna­
Portal O. de Bodt 1701) des Stadtschlosses abreißen und durch eine Nachbildung des 
Triumphbogens von Le Brun mit Kolonnaden ersetzen zu lassen. Das war im November 
1 840.30 Auch in diesem Fall können wir von Glück sagen, daß der barbarische Gedanke 
nicht ausgeführt wurde. So blieb uns das herrliche Schloßportal noch bis zu seinem Abriß 
1960 erhalten. 

Die Verehrung, die Friedrich Wilhelm IV. dem genau 100 Jahre vor ihm zur Regierung 
gekommenen König Friedrich 11. entgegenbrachte, äußerte sich u. a. darin, daß er sehr gern 
das 1786 umgebaute Sterbezimmer seines großen Vorgängers reproduziert hätte. 1844 
wurde Ludwig Persius beauftragt, die zweckentsprechenden Möglichkeiten zu untersu­
chen, 1 848 hatte sich Johann Heinrich Strack mit der Aufgabe zu befassen. Verwirklicht 
wurde die Absicht nicht.31 

Auch die 1797 abgerissene Marmorkolonnade im Park von Sanssouci wollte Friedrich 
Wilhelm IV. wiederherstellen lassen. Im Juli 1844 wurden Zeichnungen vorgelegt,32  aber 
die Ausführung unterblieb auch diesmal - glücklicherweise. Das von Knobelsdorff ent­
worfene und von den Bildhauern Angermann, Benckert, Ebenhech, Heymüller, Heyne, 
Jenner, Kambly, Lieb u. a. 1751-1762 geschaffene Kunstwerk ist von anderen Spezialisten 
eines anderen Jahrhunderts nicht gleichartig nachzubilden. Der Unterschied zwischen dem 
Barock des 18 .  Jahrhunderts und dem 2. Barock des 19. Jahrhunderts in den von Persius 
neu geschaffenen Flügelbauten des Schlosses Sanssouci ist zu deutlich, als daß weitere 
Versuche in dieser Richtung empfohlen werden dürften. 

Dem König und späteren Kaiser Wilhelm 1. (1797-1858 [1861J-1888) sagt man eine 
weit geringere musische Begabung nach, als sie sein Bruder Friedrich Wilhelm besaß. 
Wilhelm war in erster Linie Militär, seine Traditionspflege hatte meist militärischen 
Charakter. 

30 Vgl. E. Börsch-Supan 1980 (s. A 29), S. 44 (10) .  
3! Ebda., S. 83,  1 15 .  
3 2  Ebda., S. 1 09.  
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Im Sommer 1 8 1 1  z. B. war er als junger Seconde-Leutnant des 1 .  Garde-Regiments zu 
Fuß beauftragt worden, im Gelände des nachmaligen Babelsberger Parks eine Schanze 
ausheben zu lassen. Dieses Ereignis muß für ihn sehr eindrucksvoll gewesen sein, denn 49 
Jahre später noch befahl er den Garde-Pionieren, diese Schanze wiederherzustellen 
( 17.-20. 6. 1 860). 

Des aus heutiger Sicht nicht besonders denkwürdigen Feldzuges gegen die » Insurgen­
ten« in Baden (1 849) erinnerte sich Wilhelm gern. Er hatte ihn als » Höchstkommandieren­
der« geleitet. Sein Park Babelsberg war dazu ausersehen, die Souvenirs dieses Krieges 
aufzunehmen. Der Großherzog von Baden schenkte dem preußischen Prinzen ein soge­
nanntes » Bildstöckl« , das ursprünglich in der Nähe des Ortes Bischweier gestanden und 
das Wilhelm während des Gefechtes am 29. 6. 1 849 mit Interesse bemerkt hatte. Die bei 
anderer Gelegenheit in der Nähe von Rastatt eroberten Geschütze einer badischen Batterie 
zierten in der Folgezeit die Bastion vor dem 1 853-1856 gebauten Flatowturm, einer 
Nachbildung des Eschenheimer Torturmes in Frankfurt a. M. 

Nach dem Krieg gegen Frankreich, der Wilhelm 1871 den Kaisertitel gebracht hatte, 
wurden im Babelsberger Park eine Siegessäule mit Victoria (von Rauch) und für die 
beteiligten Armeeführer Büsten aufgestellt, die eine » Generalsbank« umrahmten. War 
einst die Pfaueninsel der Platz gewesen, auf dem König Friedrich Wilhelm III. seine in 
Bauten manifestierbaren Erinnerungen zusammentrug, so wurde für seinen Sohn der 
Babelsberger Park zu einem eigenen Freilichtmuseum, das die, der Mentalität des Eigentü­
mers entsprechenden Erinnerungsstücke aufzunehmen hatte. Das wußte der Magistrat von 
Berlin. Als das im Wesentlichen noch mittelalterliche Rathaus einem Neubau (Waesemann 
1861-1 869) weichen mußte, » rettete« man wenigstens die alte Gerichtslaube, indem man 
ihre wichtigsten Bauteile aufbewahrte. 1 0  Jahre später, 1871,  war der rechte Zeitpunkt 
gekommen, das Denkmal Berliner Rechtsgeschichte dem neuen Kaiser zu schenken. Dieser 
wußte mit den steinernen Resten nichts Besseres anzufangen, als auch sie in den Babelsber­
ger Park translozieren und dort in einer Form zusammenbauen zu lassen, von der man 
annimmt, daß sie dem Vorbild ähnlich sehe. 

In diese Reihe der Bewahrung von Kleindenkmalen gehört auch die Einfügung des 
» Heilsbronner Portals« in den Kreuzgang der Friedenskirche. Zur Erweiterung seiner 
bautechnischen Kenntnisse im Gewölbebau unternahm Ludwig Ferdinand Hesse 1 828 
eine Studienreise durch Deutschland. Zwischen Nürnberg und Ansbach bemerkte er im 
ehemaligen Kloster Heilsbronn » den reichen byzantinischen Stil des 13.  Jahrhunderts« am 
Portal zum Refektorium. Er verhandelte über den Kauf des Portals, skizzierte es und -
wieder nach Berlin zurückgekehrt - schlug er vor, es auf der Pfaueninsel aufstellen zu 
lassen, wo Friedrich Wilhelm III. ohnehin schon einige Sammelstücke zusammengetragen 
hatte (s. S. 142). Wegen vielfältiger Schwierigkeiten33 kam es nicht zum Erwerb und damit 

33 Näheres bei F. Backschat, Das Heilsbronner Portal ·bei der Friedenskirche, in: Mitt. des Vereins 
f. d. Gesch. Potsdams, N.F. VII, S. 143-146. 
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nicht zur geplanten Translozierung. Wohl aber war der bei Schinkels Bauten so bewährte 

Terrakotta-Spezialist Tobias Christoph Feilner bereit, das Portal abzuformen und eine 

Kopie in Ton anzufertigen. Diese Kopie stellte Feilner in seinem Hausgarten auf (Berlin, 

Hasenhegergasse). Sie blieb dort, bis nach seinem Tode ( 1 839) sein Schwiegersohn und 

Erbe, der Bildhauer Ludwig Wichmann, es König Friedrich Wilhelm IV. zum Geschenk 

anbot. Dieser nahm an, hatte jedoch keine Verwendung dafür und beließ es an der von 

Feilner bestimmten Stelle. Erst als der Entdecker des Portals, der Architekt Ludwig Hesse, 

1 8 62 Nachfolger des Oberhofbaurates Albert Dietrich Schadow in Berlin geworden war, 

fand die inzwischen auf König Wilhelm vererbte Portalkopie 1863 eine Aufstellung, die 

diesem geeignet erschien: am Kreuzgang der Potsdamer Friedenskirehe. Sehr glücklich war 

man über die Wahl jedoch nicht. Das Rot der Terrakotta will nur schlecht zum lichten 

Farbton der italienisch wirkenden Baugruppe passen. Es ist als Eingang vom Marlygarten 

her eingebaut worden und ist in dieser Position ein Blickfang mit stilfremd störendem 

Charakter. Auch der König war nicht zufrieden. Er ließ von Stüler ein Gutachten einholen, 

doch berief sich dieser nur auf den Kunstwert an sich und empfahl eine » malerische 

Vermittlung« durch Berankung. Dabei blieb es. In der transsubstantiellen Neufassung des 

seinerzeit schon stark beschädigten Originals34 ist die Portalkopie ein Zeugnis der akku­

mulierenden Tätigkeit König Wilhelm 1. an der Friedenskirche mit dem Hintergrund einer 

Erinnerung an die Begräbnisstätte der Grafen v. Hohenzollern und Burggrafen von 

Nürnberg in der Klosterkirche zu Heilsbronn. Der Schöpfer der Friedenskirche, Friedrich 

Wilhelm IV., hatte 1844 die Möglichkeit, hier das Portal zu verwenden, nicht wahrge­

nommen.35 
Eine Traditionspflege eigener Art betrieb der letzte Monarch der Hohenzollern-Dyna­

stie, Kaiser Wilhelm II. ( 1 859-1 8 8 8-191 8-1941). Sie ist nicht seine Erfindung, doch von 
ihm so deutlich gefördert worden, daß wir sie als bezeichnend für ihn ansehen müssen. 
Anregungen bot der Historismus, der von dem individuellen Eklektizismus, wie ihn alle 
Preußenkönige praktiziert hatten, zu einem systematischen Eklektizismus gereift war. Im 
19.  Jahrhundert hatten sich die historisch gewordenen Baustile sehr bald für bestimmte 
Aufgaben qualifiziert. Die Renaissance z. B. schien geeignet zu sein für öffentliche 
Gebäude,36 die Gotik wurde vorzugsweise von den Kirchenbehörden und ihren Architek-

34 Das Originalportal aus Sandstein ist 1885 von Kaiser Wilhelm I. dem Germanischen Museum in 
Nümberg geschenkt und dort im Saal 44 aufgestellt worden. 1945 wurde es bis auf geringe Reste 
zerstört. Über die Schenkung vgl. Anz. d. Germ. Nationalmuseums, I (1884-1 886), S. 126; vgl. Th. 
Hampe, Das Germ. Nationalmuseum von 1852-1902, FS Leipzig o. J. [1902] , S. 106, Taf. XIVa. 

35 Vgl. E. Börsch-Supan 1980 (s. A 29), S. 101 (127 cl . 
36 Beispiele aus Potsdam: 

1 876-1878 Viktoria-Gymnasium 
1880--1883 Landgerichtsgebäude 
1 882-1883 Hauptsteueramtsgebäude 
1 899-1902 Kriegsschule (Reichsarchiy) 
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ten in Anspruch genommen.37 Bis 1 9 1 1  schrieben das Finanzministerium und der Oberkir­
chenrat in Mecklenburg in ihren » Grundsätzen über den Bau von Kirchen« beispielsweise 
» den Übergangs- oder gotischen Stil« für Neubauten vor.38 Kaiser Wilhelm sah die 
Stilfrage standesgemäß. Er fühlte sich als Nachfolger und Vollender mittelalterlichen 
deutschen Kaisertums, für das die deutschen Kaiserdome in Mainz, Worms und Speyer als 
architektonische Symbole gelten. Den Stil dieser Symbole übernahm er bewußt für seine 
Hauptstadt Berlin. Die Romanik wurde zum Denkmal deutscher Kaiserherrlichkeit. Um 
dieses stilistische Erbe zu pflegen, wurde die Kaiser-Wilhelm-Gedächtnis-Kirche (Schwech­
ten 1891-1 895) in romanischen Formen gebaut. Ihr gegenüber entstanden ein Romani­
sches Haus (1895-1 896) und das - später als Literaten-Treffpunkt berühmt gewordene­
Romanische Cafe (1900-1901).  Es war naheliegend, daß auch einige andere Gebäude im 
selben Stil errichtet werden mußten, besonders dann, wenn sie die Obrigkeit zu repräsen­
tieren hatten. Ein Beispiel dafür ist das Landgericht am Tegeler Weg in Berlin-Charlotten­
burg (Thoemer/Mönnich 1901-1906). 

In der im Barock am stärksten geformten Residenzstadt Potsdam schien es selbstver­
ständlich, daß der Kaiser den barocken Stil als Denkmal ansah, das es zu bewahren galt. 
Allerdings ist es keinem der unter seiner Regierung tätigen Architekten eingefallen, die von 
Knobelsdorff oder Gontard verwendete Formensprache der Architektur sklavisch nachzu­
ahmen oder gar zu kopieren. Man machte sich die Eigenarten des Potsdamer Barock derart 
zu eigen, daß sie frei und neuartig verwendbar wurden. Für neue Zwecke und mit 
praktischen, neuen Grundrissen entstanden 1894--1900 die Oberpostdirektion und das 
höchst bemerkenswerte Regierungsgebäude in der Nauener Straße (F. v. Saltzwedel 
1902-1906), die Synagoge (Kerwien 1903) und der Rechnungshof des Deutschen Reiches 
(1904--1908). Selbst für technische Anlagen, wie den Bahnhof Charlottenhof (1909) und 
die Sternwarte in Babelsberg (191 1-1913), zeigte sich der kaiserliche Barockstil verwen­
dungsfähig. Er symbolisierte noch im 20. Jahrhundert die Epochen der großen Preußenkö-

37 Beispiele: 
1797 PARETZ, Dorfkirche 
1 8 1 1  Schinkels Entwurf für ein Mausoleum der Königin Luise 
1 830  BERLIN, Kirche auf dem Werderschen Markt 

1 846-1 852 BERLIN, Petrikirche 
1 850-1 853 BABELSBERG, Bethlehemkirche 

1851  BERLIN, Lietzower Kirche 
1 857-1858 . WERDER, Pfarrkirche 
1883-1 886 GOLM, Kirche 
1 885-1887 GELTOW, Kirche 
1893-1894 POTSDAM, Pfingstkapelle 
1 896-1898 POTSDAM, Erlöserkirche 
1901-1903 BORNIM, Kirche 

1911  POTSDAM-Hermannswerder, Hoffbauer-Stiftung 
38 Nach Bauwelt, 1911 ,  H. 30, S. 9 .  
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nige Friedrich Wilhelm I. und Friedrich 11. In diesem Sinne könnte man von einem 
»Memorialstil« sprechen, der, nicht individuell willkürlich gewählt, einem - hier dynasti­

schen - System folgte und deshalb als »Systematischer Eklektizismus« zu bezeichnen ist. 

Solche Memorial-Stile, im vorliegenden Fall Romanik und Barock, transponieren den 
notwendigerweise substantiell gebundenen Denkmalbegriff in eine amaterielle Sphäre, in 

der das Denkmal zum Ideal und nachahmenswert wird, dabei aber seinen wissenschaftli­

chen, mit der Form-Entstehungszeit verbundenen Charakter einbüßt. Die im 19. Jahrhun­

dert entstandenen »barocken« Bauten können nicht darüber hinwegtäuschen, daß sie 

keine Zeugnisse des 1 8 .  Jahrhunderts sind. Sie sind nur deren Interpreten auf neuer 

Grundlage. Diese Interpretation als ideale Verklärung eines Geschichtsbildes ist fraglos 

politisch und pädagogisch wirksamer als eine sachliche Berichterstattung mit der verwir­

renden Fülle an positiven und negativen Fakten und Details. 1 75 1  schrieb Friedrich 11. in 

seinen »Memoires pour servir a l'histoire de la maison de Brandebourg« :  » . . .  Mag ein 
Professor, der den Kleinkram liebt, es mir verübeln, daß ich nirgends angebe, aus welchem 

Stoff der Rock Albrecht Achills gewesen oder welchen Schnitt der Kragen Johann 

Ciceros39 gehabt hat . . .  Für solche Leute schreibe ich nicht. Überhaupt bin und bleibe ich 

der Meinung, daß eine Sache nur so weit die Niederschrift lohnt, wie sie wert ist, behalten 

zu werden . . .  « .  Setzen wir an die Stelle von »Sache« und »Niederschrift« die Worte 
» Bauwerk« und »Erhaltung« ,  so wird ein Tenor deutlich, der die Ansichten der preußi­

schen Monarchen über das, was wir heute Denkmalpflege nennen, charakterisiert. Denn 
selbstverständlich waren sie es, die darüber entschieden, »was wert ist, behalten zu 
werden« .  

39 Brandenburgische Kurfürsten: Albrecht A<;hilles III. 1470-1486, Johann Cicero 1486-1499. 
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Erfahrungen mit dem Bayerischen Denkmalschutzgesetz 

Das Bayerische Denkmalschutzgesetz, 1 in Kraft seit 1. 10. 1973, war seinerzeit von der 
Öffentlichkeit nachdrücklich gefordert worden.2 Auch wenn das Gesetz heute von der 
Öffentlichkeit und allen ihren Gruppierungen begrüßt wird, so bedeutet das nicht ohne 
weiteres, daß bei seiner Anwendung die jeweils betroffenen Personen in gleichem Maße 
von der Richtigkeit der Vorschriften und ihres Vollzugs überzeugt wären. Denn es ist mit 
dem Denkmalschutz ähnlich wie mit anderen Rechtsgütern der Allgemeinheit: die Bewah­
rung der Güter der Nation kann die wirtschaftliche und rechtliche Position einzelner 
Bürger erheblich beeinflussen. So sind beim Vollzug des Denkmalschutzgesetzes auch in 
Bayern Konflikte nicht immer zu vermeiden gewesen: zwischen dem Staat und dem 
einzelnen Bürger, zwischen Staat und Gemeinde, und innerhalb des staatlichen Bereichs 
zwischen den Trägern gegensätzlicher öffentlicher Belange. Wären solche Konfliktsituatio­
nen nicht mehr oder weniger vorprogrammiert, so hätte es eines Gesetzes nicht bedurft; 
die Erhaltung von Denkmälern im Einverständnis mit allen Beteiligten würde auch 
weiterhin ohne gesetzliche Grundlage funktionieren. 

Denkmalpfleger und Verwaltungsbeamte haben das Gesetz, das wie alle Denkmal­
schutzgesetze der Länder das Anliegen der Denkmalerhaltung einordnet in die große Zahl 
öffentlicher und privater Interessen und das davon ausgeht, daß dem jeweils im Einzelfall 
wichtigsten Interesse bei der Entscheidung der Vorrang einzuräumen ist, stets als ein für 
alle Fälle ausreichendes Instrument angesehen. In den ersten Jahren nach dem Inkrafttre­
ten des Gesetzes waren, so hat es den Anschein, die Vollzugsschwierigkeiten größer als 
heute. Die mit einem Schlag offenbar werdende Erweiterung des Kreises der geschützten 
Objekte, auf die vor allem die Bauern überhaupt nicht vorbereitet waren, manche 
Ungeschicklichkeiten der vielen neuen und nicht genügend ausgebildeten Denkmalpfleger, 
die Neigung mancher Träger und Planer von Unternehmungen, auch berechtigte Wider­
stände zu brechen, schließlich eine in den Vollzugsvorschriften begründete stärkere 
Stellung des Landesamts für Denkmalpflege gegenüber anderen Trägern öffentlicher 
Belange im Baugenehmigungsverfahren, und dazu natürlich die objektive Erschwerung 
mancher Vorhaben durch die Pflicht, zu ohnehin schon vielen und keineswegs gleichlau-

1 Vom 25. 6. 1973, GVBI. S. 328, zuletzt geändert durch Gesetz vom 16. 2. 1981,  GVBI. S. 27. 
2 Die beiden großen Fraktionen des Landtags hatten Initiativgesetzentwürfe eingebracht, dann aber 

den Regierungsenrwurf mit geringen Änderungen angenommen. 
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fenden Interessen nun noch weitere Gesichtspunkte zu beachten. All das führte in der 
ersten Zeit vielleicht gar nicht so sehr dazu, das Gesetz zur rechten Zeit zu vergessen; diese 
Umstände führten auch kaum zu Prozessen, vielmehr immer wieder zu Ankündigungen, 
Änderungen des Gesetzes in die Wege zu leiten, wenn den jeweils geltend gemachten, 
gegen den Denkmalschutz gerichteten Wünschen nicht entsprochen werde. Dabei verga­
ßen auch Gegner des Denkmalschutzes nicht hervorzuheben, daß auch sie Freunde des 
Denkmalschutzes seien, nur nicht eines überzogenen Schutzes, wie ihn das Gesetz hervor­
gerufen habe. In den letzten Jahren sind diese Stürme merklich abgeflaut, ohne daß man 
damit Ruhe für alle Zeiten prophezeien könnte. Einige durchgeführte und bevorstehende 
Änderungen des Gesetzes haben seine Substanz nicht angetastet.3 

Im einzelnen haben sich viele Probleme ergeben; manche von ihnen sind einer zufrieden-
stellenden Lösung kaum zuzuführen. 

1 .  Schwierig vom ersten Tage an gestaltete sich und gestaltet sich noch immer die 
Erfassung der Baudenkmäler. Das Bayerische Denkmalschutzgesetz hat unter den Denk­
malschutzgesetzen in der Bundesrepublik Deutschland den größten Anwendungsbereich: 
Die Eigentümer von rund 100 000 Baudenkmälern sind seinen Bestimmungen unterwor­
fen. So gehört Bayern4 zu den Ländern, die das sogenannte deklaratorische System 
verwenden; d. h. alle baulichen Anlagen, die nach der Definition des Denkmalschutzgeset­
zes5 als Baudenkmäler anzusehen sind, unterfallen ohne weiteres dem Schutz des Gesetzes; 
ihre Eintragung in ein Verzeichnis ist nicht Voraussetzung für die Anwendbarkeit der 
gesetzlichen Schutzbestimmungen. Da nach der Fassung des Gesetzes sowohl die in 
Massen vorhandenen Wohngebäude des ausgehenden 19. und des beginnenden 20. Jahr­
hunderts als auch die bedeutenderen Gebäude des überaus vielgestaltigen ländlichen 
Raumes als Baudenkmäler anzusehen sind und da das Gesetz unter dem Stichwort 
»Ensembles" auch Gebäudemehrheiten erfaßt (und zwar auch dann, wenn nur einzelne zu 
einer solchen Gruppierung gehörende Gebäude für sich genommen Denkmaleigenschaft 
haben), war es notwendig, den zunächst völlig ungeschulten Verwaltungsbehörden, 
insbesondere den Baugenehmigungsbehörden, möglichst rasch Arbeits- und Entschei­
dungshilfen an die Hand zu geben. Ebenso notwendig war es natürlich, alle Betroffenen 
ehestmöglich zu informieren, damit sie sich bei ihren Dispositionen auf die neue Lage 
einstellen konnten. 

3 Sie erfolgten zur Anpassung an ein neues Enteignungsgesetz und an ein Finanzplanungsgesetz, zur 
Erweiterung des Landesdenkmalrates und sie sollen erfolgen, um einige Bestimmungen den von der 
Kommission zum Abbau von Staatsaufgaben und zur Verwaltungsvereinfachung gefundenen 
allgemeinen Linien anzupassen. 

4 Mit Niedersachsen (§§ 4,5 DSchG Nds.) und z. T. dem Saarland (§ 7 DSchG Saar) ; vgl. dazu Eberl 
in Gebessler - Eberl, Schutz und Pflege von Baudenkmälern in der Bundesrepublik Deutschland 
(1980), S. 1 9 ff. 

5 Vgl. Art. 1 Abs. 1 bis 3 .  
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Zu diesem Zweck hat das Landesamt für Denkmalpflege, das vorher nur Inventare der 
wichtigeren Objekte, der Monumente, vorgelegt hatte, schon vor dem Inkrafttreten des 
Gesetzes mit der Erstellung von Entwürfen der nach Art. 2 DSchG vorgeschriebenen 
Denkmalliste begonnen. Hierzu mußte eine große Zahl von bisher nicht für die Denkmal­
pflege tätigen jungen Kunsthistorikern eingesetzt werden; die Arbeitsergebnisse dieser mit 
unterschiedlichen Kenntnissen antretenden und mit unterschiedlicher Begeisterung arbei­
tenden Leute waren alles andere als einheitlich und wurden insbesondere auf dem Land 
zunächst keineswegs überall akzeptiert. Die zum Teil lautstarken Proteste gegen den 
Umfang der Denkmalliste gaben Anlaß zu einer mehrere Jahre dauernden Überarbeitung 
der Entwürfe, die allerdings insgesamt nicht zu einer merklichen Verringerung der Zahl 
der Baudenkmäler führte, da sich auch herausstellte, daß in vielen Fällen im ersten 
Durchgang Wichtiges übersehen worden war. Im Sommer 1978, also nach etwa fünfein­
halb Jahren intensiver Tätigkeit, waren im Lande die Listenentwürfe erstellt und den 
Gemeinden zugeleitet, denen nach Art. 2 Abs. 1 Satz 2 DSchG Gelegenheit zur Stellung­
nahme zu geben ist. Die Listenentwürfe erfassen ca. 108 000 Objekte. Ein großer Teil der 
Gemeinden hat sich inzwischen zu diesen Listenentwürfen geäußert. Eine Reihe von 
Stellungnahmen steht aber bis heute noch aus,6 ohne daß dies als Zeichen ablehnender 
Haltung der Gemeinden zu deuten wäre. Nach den bisher vorliegenden Stellungnahmen 
der Gemeinden sind etwa 70 000 Baudenkmäler unstreitig. Diese Objekte wurden in den 
letzten beiden Jahren vom Landesamt für Denkmalpflege endgültig in die Denkmalliste 
eingetragen. Die Eigentümer wurden und werden von dieser Eintragung (mit Hilfe der 
Kreisverwaltungsbehörden und der Gemeinden) benachrichtigt, ein Unternehmen, das 
nach annähernd zwei Jahren allmählich zum Abschluß kommt. 

Mit der Behandlung der Fälle, in denen Gemeinden vorgesehene Eintragungen nicht 
akzeptieren, hat sich im Jahre 1978 der Landtag befaßt. Ein dort eingebrachter Antrag 
verlangte, Eintragungen in die Denkmalliste auf solche Fälle zu beschränken, in denen die 
Gemeinde vorher ihr Einverständnis erklärt hatte. Die Denkmalschützer wandten sich mit 
allen Kräften gegen diesen Antrag, der angesichts der durchaus unterschiedlichen Denk­
malfreundlichkeit der einzelnen Gemeinden keinerlei gleichmäßige Behandlung der Denk­
maleigentümer mehr ermöglicht hätte. Nach langen Erörterungen entschied der Landtag, 
daß das Landesamt für Denkmalpflege die sogenannten streitigen Fälle mit den Gemein­
den unter Zuziehung der Kreisverwaltungsbehörden mit dem Ziel einer Einigung erörtern 
muß. Streitig bleibende Fälle sind dem Landesdenkmalrat vorzulegen; an das Votum des 
Landesdenkmalrates soll die Staatsregierung grundsätzlich gebunden sein. Dieses seit dem 
Herbst 1978 praktizierte Verfahren hat in vielen Fällen zur Ausräumung von Mißver­
ständnissen (auf beiden Seiten) und zur Einigung geführt. Die vom Landesdenkmalrat mit 
großer Sachkunde eingeleitete Prüfung der letztlich übriggebliebenen Fälle läßt nach den 

6 Zumal eine Anzahl von Gemeinden die Bürger oder wenigstens die Eigentümer beteiligt hat. 
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bisherigen Erfahrungen erwarten, daß sachgerechte Überlegungen bis zum Abschluß der 

Denkmalliste ausschlaggebend bleiben. Allerdings wird die Denkmalliste erst in einigen 

Jahren abgeschlossen sein, da das vom Landtag gewünschte Verfahren sehr zeitaufwendig 

ist. 
Insgesamt gesehen bringt das bayerische System einen rascheren und umfassenderen 

Schutz der Baudenkmäler als das von anderen Ländern gewählte System der konstitutiven 

Eintragung. Während hier sofort mit dem Inkrafttreten des Denkmalschutzgesetzes der 

Kreis der zu schützenden Objekte bestimmt und nach wenigen Jahren auch allen bekannt 

war, geht in anderen Ländern die für die Anwendung des Gesetzes notwendige Erfassung 

der Baudenkmäler nur langsam voran. So hat z. B. Hessen, dessen Denkmalschutzgesetz 

seit 1974 in Kraft ist, bis Ende 1980 etwa 1000 Objekte in das Denkmalbuch eingetragen, 

Schleswig-Holstein, das schon seit 1958 ein Denkmalschutzgesetz besitzt, bisher wohl 

kaum mehr als rund 2000 Objekte, so daß ungeachtet der Möglichkeit eines vorläufigen 

Schutzes gefährdeter Objekte die Wirksamkeit der Gesetze dort noch auf längere Zeit 

begrenzt sein dürfte. 
2. Eine der Hauptaufgaben beim Vollzug des Denkmalschutzgesetzes bestand in der 

Anfangszeit darin, alle planenden Stellen möglichst bald dazu zu bringen, rechtzeitig von 

der Baudenkmaleigenschaft der von ihren Planungen betroffenen Denkmäler Kenntnis zu 

nehmen und das Anliegen des Denkmalschutzes in den einzelnen Fällen in ihre Überlegun­

gen einzubeziehen. Von vorneherein war klar, daß Denkmalschutz nur dann eine Aussicht 

auf Durchsetzung hat, wenn seine konkreten Forderungen allen Planern von Anfang an 

bekannt sind; denn angesichts der Schwierigkeiten, die sich heute zumal größeren Planun­

gen von allen Seiten entgegenstellen, sind Planungen, je weiter sie vorangeschritten sind, 

desto weniger korrigierbar. An einer einmal in den Grundzügen festliegenden Planung sind 

regelmäßig nur noch » kosmetische« Korrekturen möglich. Andererseits ist es oft gar nicht 

so schwer, zu denkmalverträglichen Planungen zu kommen, wenn nur rechtzeitig genug 

bekannt ist, worauf es den Denkmalschützern ankommt. Die Vollzugsbekanntmachung 

zum Denkmalschutzgesetz7 verpflichtet daher staatliche und kommunale Behörden, das 

Landesamt als einen wichtigen Träger öffentlicher Belange nicht nur an den verschiedenen 

Verfahren (Bauleitplanung, Planfeststellung nach den verschiedenen Gesetzen, Sanierung 

nach dem Städtebauförderungsgesetz usw.) zu beteiligen, sondern es schon vorher bei der 

verwaltungsinternen Vorbereitung dieser Verfahren beizuziehen. Diese Regelung hat sich 

bewährt. Insbesondere die Bauleitplanung nimmt heute im allgemeinen Rücksicht auf die 

historische Substanz. 
Allerdings hängt die Wirksamkeit dieser Regelung nicht nur von der Aufgeschlossenheit 

der planenden Stellen ab, sondern nicht weniger von den Denkmalpflegern selbst: nur 

7 Gemeinsame Bekanntmachung des Kultus- und Innenministeriums zum Vollzug des Denkmal­
schutzgesetzes und baurechtlicher Vorschrihen vom 26. 1 1 .  1973, MAßI. S. 1039, KMBI. 1974, 
S. 222. 
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wenn konkrete Forderungen rechtzeitig artikuliert und in Verfahren oder Vorüberlegun­
gen eingebracht werden, hat der Denkmalschutz eine Chance. Das Landesamt für Denk­
malpflege hat dieser Erkenntnis Rechnung getragen und ein mit zwei Personen (Architekt 
und Kunsthistoriker) besetztes Referat für Fragen der Bauleitplanung und Stadtsanierung 
eingerichtet. Für die Dorferneuerung, bei der die Probleme angesichts der Höhe der hier 
von Land und Bund bereitgestellten Mittel noch viel aktueller sind, werden für die Dauer 
von mehreren Jahren einige Architekten beim Landesamt für Denkmalpflege beschäftigt. 

Schwieriger ist es in manchen Fällen, den Anliegen des Denkmalschutzes gegenüber 
privaten Planungen zur Anerkennung und Durchsetzung zu verhelfen. Hier wird häufig ein 
Machtkampf der verschiedenen Interessen ausgetragen, und angesichts der Verpflichtung, 
für Eingriffe mit enteignender Wirkung Entschädigung zu leisten, ist die Stellung der 
Denkmalschützer hier oft von vorneherein ungünstig. 

3 .  Die meisten für Baudenkmäler bedeutsamen Veränderungen (auch wenn sie schon in 
einem Bauleitplan vorgesehen sind) bedürfen der Baugenehmigung. Die Verzögerung der 
Entscheidungen im Baugenehmigungsverfahren durch die Einschaltung des Landesamts 
für Denkmalpflege ist oft, aber wie ich meine, häufig nicht Zu Recht kritisiert worden. Bei 
dem Umfang, den das Baugeschehen in den letzten Jahrzehnten erreicht hat, bei dem schier 
unüberschaubaren und undurchschaubaren Wust an technischen Vorschriften, den die 
neuen Baustoffe und -methoden heraufbeschworen haben einerseits, und bei der geringen 
Neigung mancher Landkreise, für ausreichendes Personal in den Bauabteilungen zu 
sorgen, sowie bei der Schwerfälligkeit großer kommunaler Verwaltungen andererseits, 
dauert die Erteilung einer Baugenehmigung auch dort lange, wo Baudenkmäler gar nicht 
berührt sind. Die Pflicht, das Landesamt für Denkmalpflege einzuschalten, war wohl in 
vielen Fällen nicht mehr als der Tropfen, der ein Faß zum Überlaufen bringt, und auf die 
Verzögerung des Verfahrens, die die Einschaltung einer zusätzlichen Behörde mit sich 
bringt,8 haben alle diejenigen, die sich nicht offen als Gegner des Denkmalschutzes 
bekennen wollten, stets von neuem aufmerksam gemacht. Das Landesamt für Denkmal­
pflege ist diesen Angriffen dadurch begegnet, daß es Referentensprechtage bei den Unteren 
Bauaufsichtsbehörden eingeführt hat, die regelmäßig alle drei bis vier Wochen stattfinden 
und bei denen der Großteil der vorliegenden Bauanträge (ca. 90% ) abschließend erledigt 
wird. Auf diese Weise konnten unzumutbare Verzögerungen im Baugenehmigungsverfah­
ren weitgehend abgebaut werden; weitere Verbesserungen durch häufigere Sprechtage 
wären denkbar, würden allerdings nochmals eine Vermehrung des Personals des Landes­
amts für Denkmalpflege voraussetzen. Verzögerungen ergeben sich allerdings nach wie vor 
sozusagen im Vorfeld von Baugenehmigungs- und anderen Verfahren, weil Bürgern, die 

8 Auch wenn die Beteiligung des Landesamts für Denkmalpflege schon vor dem Erlaß des DSchG 
durch die Bayerische Bauordnung und die Vollzugsvorschriften dazu in den meisten Fällen 
vorgeschrieben war. 
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ein Vorhaben planen, wenn sie die Beratung von Behörden der unteren Ebene in Anspruch 
nehmen, häufig nur gesagt wird, es handle sich um ein denkmalgeschütztes Objekt, ohne 
daß die Wege aufgezeigt würden, auf denen man in diesen Fällen ohne Verzögerung zu 
einer den Gesetzen entsprechenden Entscheidung kommen kann. 

Das Landesamt für Denkmalpflege hat im Baugenehmigungsverfahren eine Sonderstel­
lung. Die Vollzugsbekanntmachung zum Denkmalschutzgesetz9 schreibt vor,t° daß die 
Untere Bauaufsichtsbehörde die Weisung der Regierung einzuholen hat, wenn sie sich 
einer Stellungnahme des Landesamts für Denkmalpflege nicht oder nicht in vollem 
Umfang anschließen will. Erst die Regierung kann sich über ein Votum des Landesamts für 
Denkmalpflege hinwegsetzenY Diese Regelung ist oft kritisiert worden, da sie die 
Entscheidungsfreiheit von Landräten und Oberbürgermeistern einschränkt. Sie wird auch 
gelegentlich mißachtet. Aber alle Versuche, sie abzuschaffen, sind bisher ohne Erfolg 
geblieben. Zuletzt hat die von der Staatsregierung eingesetzte Kommission zum Abbau von 
Staatsaufgaben und zur Verwaltungsvereinfachung die getroffene Regelung als sinnvoll 
anerkannt. In der Tat ist diese Regelung geeignet, gerade in den Fällen, in denen auf der 
unteren Ebene Interessenkonflikte schon vorprogrammiert sind (Landräte und Oberbür­
germeister als Vorsitzende von Gremien von Kreis- und Stadtsparkassen und öffentlichen 
Wohnungsgesellschaften einerseits und von Unteren Denkmalschutz- und Bauaufsichtsbe­
hörden andererseits) ,  eine objektive Lösung durch eine aus der Distanz entscheidende 
Behörde zu ermöglichen. Die Befürchtung, hier sei ein Mittel geschaffen, um in zahlreichen 
Baugenehmigungsverfahren die Entscheidung zu verzögern, hat sich nicht bewahrheitet. 
Eine Umfrage hat ergeben, daß in den Jahren 1979 und 1980 in einem Zeitraum von 1 8  
Monaten auf Grund der genannten Regelung nicht mehr als ca. 1 5 0  Fälle den (7) 

, Regierungen zur Erteilung einer Weisung vorgelegt wurden. Die Umfrage hat weiter 
ergeben, daß die Auffassung des Landesamts für Denkmalpflege in annähernd der Hälfte 
der entschiedenen Fälle12 von den Regierungen bestätigt wurde. 

Insgesamt kann man also sagen, daß eine auf dem Papier relativ schwache Regelung, die 
den Belangen des Denkmalschutzes nur eine verfahrensmäßige Sonderstellung einräumt, 
bei vernünftiger Handhabung durchaus geeignet ist, den Denkmalschützern zu ihrem 
Recht zu verhelfen, und daß sie in ihrer Wirksamkeit wohl nicht geringer einzuschätzen ist 
als die Regelungen anderer Länder, die vorsehen, daß Entscheidungen nur im Einverneh­
men mit dem Denkmalamt getroffen werden können13 oder daß neben einer Baugenehmi-

9 S. A 7. 
10 In Ziff. A I 2 b. 
11 Die Regelung, nach der das Landesamt für Denkmalpflege die Vorlage des Falles an das Innenmini­

sterium verlangen konnte, das dann im Einvernehmen mit dem Kultusministerium entschied, wenn 

sich die Regierung der Auffassung des Landesamts für Denkmalpflege nicht anschließen wollte, 

wurde 1976 aufgehoben (Gern. Bek. v. 18 . 10. 1976, MAßl. S. 870, KMBl. S. 624). 

12 Ein Teil der Vorlagen erledigte sich durch Vergleich oder auf andere Weise. 
13 DSchGe Baden-Württemberg S 7 III, Berlin S 11 ,  Bremen S 10 VI, Hessen S 7 III, Saarland S 12 V. 
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gung noch eine denkmalrechtliche Genehmigung erforderlich ist. 14 Freilich hängt die 
Wirksamkeit einer solchen Regelung ebenso wie ihr Bestand letztlich entscheidend von 
einer vernünftigen Handhabung der dem Denkmalamt eingeräumten Möglichkeiten durch 
das Landesamt für Denkmalpflege selbst ab. Der Gedanke des »Minima non curat 
Praetor« sollte auch hier zur rechten Zeit beachtet werden. 

4. Die den Denkmaleigentümern auferlegte Erhaltungspflicht, die dort endet, wo 
Erhaltungsmaßnahmen einem Eigentümer nicht mehr zugemutet werden können,15 wird16 
in vielen Fällen nicht ausreichend erfüllt. Wie alle Gebäude bedürfen auch Baudenkmäler 
eines ständigen Bauunterhalts, der häufig vernachlässigt wird. Vor allem an » nutzlosen« 
Gebäuden werden in vielen Fällen kaum mehr Reparaturen vorgenommen. Bei großen 
Anlagen, wie manchen Schlössern oder bei Stadtbefestigungen, mag das manchmal noch 
verständlich sein, aber daß z. B. auch Flurdenkmäler und die Kapellen, an denen das 
Alpenvorland so reich ist, und die jeder Bauer früher um Gottes Lohn instandhielt, einfach 
der Verwahrlosung preisgegeben werden, ist kaum jemals mit Art. 4 DSchG vereinbar. Der 
Erlaß von Erhaltungsanordnungen durch die Unteren Denkmalschutzbehörden17 käme, 
selbst wenn dann auch einmal der Entschädigungsfonds einspringen müßte, in vielen 
Fällen im Ergebnis für die öffentliche Hand billiger als eine dann viel zu spät doch in 
Angriff zu nehmende Totalinstandsetzung solcher Baudenkmäler. 

5. Die Nutzung von Objekten, deren ursprünglicher Verwendungszweck weggefallen 
ist, stellt Eigentümer und Behörden immer wieder vor kaum lösbare Probleme. Abseits 
gelegene Schlösser, Pfarrhäuser oder große Vorratsspeicher in kleinen Dörfern sind oft 
kaum sinnvoll in das Leben der Gegenwart zu integrieren. So kann ein neuerdings an gar 
nicht wenigen Orten erkennbares verstärktes Bemühen, für leerstehende Gebäude neue 
Nutzungen zu finden, gar nicht hoch genug anerkannt werden. Als geglückte Revitalisie­
rungsbeispiele sind dabei gar nicht so sehr museale Nutzungen zu nennen, die ja insgesamt 
gesehen nur in ganz begrenzter Zahl möglich sind, vielmehr Nutzungen, die der Erfüllung 
primärer Aufgaben der Gegenwart dienen, etwa die Unterbringung von Gemeindeverwal­
tungen in Schlössern, die Einrichtung eines Hotels in einem ehemaligen Kloster, von 
Universitätsinstituten in einem Schloß, der Umbau von Stadttürmen zu Wohnzwecken, der 
Einbau von Studentenwohnungen in eine frühere Kaserne usw. 

6. Die Mittel zur zwangsweisen Durchsetzung der Anliegen des Gesetzes scheinen 
auszureichen; sie werden nur selten in Anspruch genommen. Eine Enteignung von 
Baudenkmälern (Art. 18 DSchG) ist bisher nicht vorgekommen, wohl aber wurden einige 
in der Hand ihrer bisherigen Eigentümer besonders gefährdete wichtige Baudenkmäler von 

14 DSchGe Rheinland-Pfalz § 13 und Schleswig-Holstein § 9. 
15 Und die deshalb nicht als Enteignung anzusehen ist, vgl. Eberl - Schiedermair - Petzet, Kommentar 

zum Bayerischen Denkmalschutzgesetz, 21975, Er!. Nr. 8 zu Art. 4. 
16 Trotz mancher steuerlicher Vorteile, die ihre Erfüllung mit sich bringen kann. 
17 Nach Art. 4 Abs. 2 oder Abs. 3 .  
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der öffentlichen Hand käuflich erworben. Auch einige besonders wichtige Bodenfunde 
konnten angekauft werden, ohne daß ein Enteignungsverfahren eingeleitet werden mußte. 
Entschädigungspflichtige Eigentumsbeschränkungen durch Versagung von Genehmigun­
gen usw. werden soweit wie möglich vermieden. Das Vorkaufsrecht (Art. 19 DSchG) spielt 
bisher praktisch keine Rolle - außer bei den Notaren, bei denen die Feststellung, ob ein 
solches Recht im Einzelfall bestehen könnte, einen großen Arbeitsaufwand mit sich bringt. 
So wird denn auch zur Zeit die Abschaffung des Vorkaufsrechts für Baudenkmäler 
erwogen, zumal die Gesetze der anderen Länder keine solche Regelung enthalten. 

Drakonisch sind die Bußgeldandrohungen des Gesetzes: bis zu 500 000 DM, bei vor­
sätzlicher Beseitigung eines Baudenkmals bis zu 1 Mio DM. Milde, oft unbegreiflich milde 
ist die Anwendung dieses Art. 23 durch Verwaltungsbehörden und Gerichte. Meist kommt 
es nur zu Geldbußen in Höhe von einigen hundert oder allenfalls ein paar tausend Mark. 
Die Möglichkeiten, unerlaubte Bauarbeiten wirklich und nicht nur auf dem Papier 
einzustellen, sind auch im Bereich der Baudenkmäler nicht größer als sonst im Baurecht. 

7. Zur Finanzierung von Denkmalschutz und Denkmalpflege stehen in Bayern mehr 
Mittel zur Verfügung als in den anderen Ländern (ausgenommen Baden-Württemberg), 
aber die Zuschußanträge können trotzdem nur zu einem Teil und oft nicht in der 
billigerweise zu erwartenden Höhe und auch nicht rechtzeitig erledigt werden. Gar nicht 
gefördert werden bisher Maßnahmen in der Nähe von Baudenkmälern oder an Objekten, 
die selbst keine Einzelbaudenkmäler sind, aber innerhalb eines Ensembles liegen, und die 
für den Eigentümer oft zu erheblichen Mehraufwendungen führen, wenn mit Rücksicht 
auf die Baudenkmäler der Umgebung eine bestimmte Ausführung vorgeschrieben wird. 

Auch der Entschädigungsfonds, der zur Hälfte von den Gemeinden finanziert wird und 
mit dessen Hilfe seit 1974 mehrere hundert große Instandsetzungsmaßnahmen möglich 
wurden, reicht nicht annähernd, um die nun überall erwachten Initiativen in dem an sich 
notwendigen Umfang zu unterstützen. Gelegentlich wird das Verfahren zur Inanspruch­
nahme des Entschädigungsfonds wegen seiner langen Dauer (manchmal über ein Jahr) 
kritisiert. Grund für die oft lange auf sich warten lassenden Entscheidungen ist aber neben 
der Mittelknappheit, die immer wieder zur Zurückstellung von Anträgen führt, vor allem 
die Schwierigkeit, ein für eine Beurteilung (auch der Kosten) einer Maßnahme ausrei­
chendes Architektenprojekt zu erstellen. 

Für die Entschädigung von Enteignungsfällen wurde der Entschädigungsfonds bisher 
kaum eingesetzt. Maßgebend ist hier stets die Überlegung, daß als Entschädigung kein 
höherer Betrag gezahlt werden sollte als er für eine Instandsetzungsmaßnahme an demsel­
ben Gebäude zur Verfügung gestellt werden könnte. Wäre nach den Bestimmungen des 
Enteignungsrechts eine höhere Entschädigung zu leisten, unterbleibt die entschädigungs­
pflichtige Maßnahme. Da Baurechtsbeschränkungen, Beschränkungen bei Um- und Er­
weiterungsbauten usw. meist im Bereich der noch in großer Zahl vorhandenen Wohn­
häuser der letzten hundert Jahre auftreten, ist es hier oft das geringere Übel, die Ge­
nehmigung antragsgemäß zu erteilen (sofern nicht eine Entschädigung auf andere Weise, 



160 Wolfgang Eberl 

etwa durch Baurechtsverlagerung auf ein anderes Grundstück desselben Eigentümers, 
erfolgen kann) . 

8 .  Als ein Gremium von mittlerweile beträchtlicher Autorität wirkt der Landesdenk­
malrat. Er ist zusammengesetzt aus Politikern, Fachleuten und Interessenvertretern (kom­
munale Verbände, Kirchen, Denkmaleigentümer) und hat die Aufgabe,18 die Staatsregie­
rung zu beraten und in wichtigen Angelegenheiten der Denkmalpflege (Einzelfälle und 
generelle Angelegenheiten) mitzuwirken. Dabei wird der Landesdenkmalrat häufig von 
sich aus tätig, aber er befaßt sich ebenso mit Fällen, die die Staatsregierung an ihn 
herangetragen hat. Bei der Eintragung von Ensembles und bei der Eintragung streitiger 
Einzelbaudenkmäler in die Denkmalliste wirkt der Landesdenkmalrat mit. Gerade in 
diesem Bereich entfaltet er durch seine Regionalausschüsse, die überall den Kommunalpar­
lamenten das Anliegen des Gesetzes verständlich zu machen versuchen, eine Tätigkeit von 
schier unschätzbarem Wert. 

9. Unerläßlich sind auch in Zukunft alle nur denkbaren Bemühungen um eine weitere 
Verbesserung des allgemeinen Denkmalbewußtseins. Nur dann, wenn die Vorstellungen 
des Gesetzes weiterhin im Grundsatz von einer breiten Mehrheit getragen werden, hat 
Denkmalschutz eine Zukunft. Die Berichterstattung vor allem in der Presse ist seit Jahren 
umfangreich und in der weitaus überwiegenden Zahl aller Fälle denkmalfreundlich. 
Kultusministerium und Landesamt für Denkmalpflege versuchen mit Broschüren zu 
werben; das Landesamt für Denkmalpflege gibt in regelmäßiger Folge einen Pressedienst 
heraus. Die Lehrerfortbildung hat sich des Themas angenommen, ein Beschluß der 
Kultusministerkonferenz über die stärkere Berücksichtigung des Themas im Unterricht der 
verschiedenen Schularten, Altersstufen und Fächer wird ergänzt durch eine Bekanntma­
chung des Kultusministeriums über die Behandlung der Denkmalpflege im Unterrichtl9 
und scheint auf ein größeres Echo gestoßen zu sein als anderswo. Das Staatsinstitut für 
Schulpädagogik bereitet Handreichungen für Lehrer vor. 

So besteht nach Jahren des Anfangs und nach manchen Monaten oft heftiger Auseinan­
dersetzungen Hoffnung: auf noch mehr Verständnis und auf noch mehr Geschick für die 
Behandlung und Erfüllung einer zugegebenermaßen schwierigen Aufgabe. 

18 Art. 14 Abs. 1 .  
19 Vom 22. 4. 1980, KMBl. S. 248. 

Reinhard Roseneck 

Weißenburg - die Veränderung einer alten Stadt 

Allgemeines _ Probleme und Möglichkeiten der Funktionsmi,schung - �er ungesteuerte Prozeß der 
Citybildung _ Zunahme des Verkehrs , statt Verkehrsb�ruhlgung - Die Altstadt als Parkplatz -
Entvölkerung und Veränderung der Sozialstruktur - FaZit 

A d 1975 zum Europäischen Denkmalschutzjahr erschienenen Wegweiser für die us em 
k '  Ir ' di »Zukunft der Vergangenheit« l  lassen sich drei Grundvoraussetzungen nsta ISleren, e 

für eine Erhaltung historischer Altstädte notwendig sein sollen: 
1. Vorherrschen der Wohnnutzung; insgesamt jedoch gemischte Nutzung (gern. § 6 

BauNVO) .  
. 2. Vermeidung der Citybildung. Eine historische Altstadt ist kein Kerngebiet (gern. § 7 

BauNVO) .  
3 .  Verkehrsberuhigung und Lösung der Parkplatzfrage. 

. . 
Die Richtigkeit der o. a. Thesen und die Möglichkeit ihrer Verwirklichung Wird Sich nur 

praktischen Beispielen prüfen lassen. Als solches Beispiel für eine historische Altstadt, a
di
� 

d m Durchschnitt der meisten nach dem Zweiten Weltkriege in Deutschland e etwa e 
ß b . B "hIt noch vorhandenen Altstädte entspricht,2 sei die Stadt Wei en urg m ayern gewa . 

Allgemeines 

Die 1 8 000 Einwohner zählende Große Kreisstadt Weißenburg in Bayern kann �uf ei�e 

über tausendjährige Geschichte zurückblicken. Ihre Altstadt hat in vielen Teilen �e 

Gestalt vergangener Jahrhunderte bewahrt. Noch zu Beginn des 19.  Jahrh�nd�rts war die 

Stadtmauer einschließlich des Zwingers sowie aller drei Stadttore vollstandig erhalt�n. 

Auch Teile der ehemaligen Stadtgräben waren mit Wasser gefüllt. Innerhalb des Mauerrl�­

ges lebte fast die gesamte Einwohnerschaft der Stadt. Um �ie Jahrhun�ertwende setzte �lt 

d 'rt haftlichen Aufschwung ein beträchtlicher Anstieg der Bevolkerungszahlen em. em WI sc 
. dl .. .  

Die Altstadt reichte als Wohnstandort nicht mehr aus, und eine verstärkte Sie ungstattg-

I F Mielke Die Zukunft der Vergangenheit, Stuttgart 1975.
. . 2 Vgl. R. Roseneck, Neuere städtebauli�he �ntwicklun�. 

historisc�er Altstädte von K1�In
.
- und 

Mittelstädten _ dargestellt an zwanzig histOrischen Altstadten sowie Insbesondere am Beispiel der 
historischen Altstadt von Weißenburg in Bayern, Diss. TIJ Berlin 1980, S. 22-1 13.  
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Isometrie der historischen Altstadt von Weißenburg in Bayern 

Gezeichnet von Josef Lid!, Weißenburg 

keit außerhalb der Stadtmauer war die Folge. Teile der Stadtmauer, einschließlich zweier 
der drei Stadttore wurden abgebrochen (Oberes-Tor 1874, Frauen-Tor 1 878) .  Die Ret­
tung des größten Teiles der Mauer jedoch war dem Umstand zu verdanken, daß die Stadt 
aufgrund einer hohen Verschuldung Anfang des 19. Jahrhunderts Mauerteile, Türme und 
Grundstücke an der Stadtmauer verkaufen mußte und somit nicht mehr darüber verfügen 
konnte. Größere Eingriffe in die mittelalterliche Stadtstruktur fanden in neuerer Zeit statt. 
Neben den Abbrüchen zahlreicher Wohngebäude und Scheunen, die durchweg für die 
städtebauliche Raumbildung große Bedeutung hatten, war der Neubau des Landratsamtes 
hinter dem ehemaligen Augustinerinnenkloster der wohl wesentlichste Eingriff in die 
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mittelalterliche Stadtstruktur (s. Abb.) .  Dieser Verwaltungsneubau wirkt aufgrund seiner 
eintönigen Gestaltung, der ortsunüblichen Baumaterialien, des Flachdaches sowie seines 
überdimensionierten Baukörpervolumens wie eine gestalterische Bombe. 

Weshalb sind nun derartige Einbrüche in das differenzierte gestalterische System 
historischer Altstädte mit allen zur Verfügung stehenden Mitteln zu verhindern? 

In den letzten Jahren wurde wieder erkannt, daß zwischen gebauter Umwelt und 
menschlichem Verhalten eine soziale und emotionale Wechselwirkung besteht, die Aus­
wirkungen auf das Wohlbefinden hat. Zum Wohlbefinden des Menschen ist auch ein 
Gefühl der Geborgenheit notwendig, das in der Identität mit dem ihn umgebenden 
Lebensraum begründet liegt. Dieses Bedürfnis nach Identifikation mit der Umwelt hat die 
Bedeutung der Gestaltungsproblematik und damit auch den Wert der historischen Alt­
städte gesteigert. Zusätzlich haben die Altstädte, deren Erscheinungsbild auf einer vergan­
genen Baugesinnung sowie auf den besonderen Materialien und Konstruktionsmethoden 
beruht, eine bau- und kulturhistorische Bedeutung. Wir sind also auch mit dem Denkmal­
wert historischer Strukturen konfrontiert, der im Gegensatz zur Gestaltqualität auf der 
Unersetzlichkeit der originalen Bausubstanz als Dokument vergangener Lebensverhält­
nisse beruht. Die Erhaltung historischer Bausubstanz kann jedoch auch durch eine 
ökonomische Argumentationsweise begründet werden. Durch die Verknappung eines 
Gutes steigt bekanntlich sein Wert. Die Wertsteigerung ist sogar noch progressiver, wenn 
das betreffende Gut nicht beliebig reproduzierbar ist. Gerade dieses ist bei historischen 
Gebäuden der Fall. 

Die Analyse der historischen Altstadt von Weißenburg in Bayern wird zeigen, daß die 
Gestalt einer historischen Altstadt das Ergebnis eines vielschichtigen städtebaulichen 
Entwicklungsprozesses ist, bei dem zahlreiche die Bebauungsstruktur nur mittelbar berüh­
rende Faktoren wirksam wurden. Als Beispiel ist die genannte Altstadt, deren Sanierungs­
bedürftigkeit bereits vor mehr als einem halben Jahrzehnt erkannt wurde interessant, da 
an ihr dargestellt werden kann, wie sich eine historische Altstadt in nur wenigen Jahren 
(von 1976 bis 1980) in einem weitgehend ungesteuert verlaufenen Entwicklungsprozeß 
verändert hat.3 

Probleme und Möglichkeiten der Funktionsmischung 

Alte Städte wurden seit jeher so angelegt, daß sie den unterschiedlichsten Bedürfnissen 
ihrer Bewohner gerecht werden konnten. In ihnen wohnten und arbeiteten Menschen, dort 
fanden sie die benötigten Güter und Dienstleistungen vor, und dort konnten sie auch ihr 
Bedürfnis nach Erholung befriedigen. Kurz, die Städte waren Mittel zum Zweck. Bei alten 

3 Vgl. R. Roseneck (s. A 2), S. 1 19-344. 
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Städten handelte es sich also um Bereiche, die neben der gewohnten individuellen Umwelt 
eine Erlebnisvielfalt boten, die immer wieder neue, interessante Eindrücke vermittelte, also 
keine Eintönigkeit aufkommen ließ, wie wir sie aus vielen Neubausiedlungen kennen. Die 
Mischung der Funktionen war und ist das entscheidende Strukturelement alter Städte. Im 
Laufe der Zeit ist es jedoch zu Verschiebungen und Ungleichgewichten zwischen den 
einzelnen Funktionen gekommen. Die Regel war, daß immer mehr Geschäfte und sonstige 
Betriebe des sogenannten Tertiären Erwerbssektors in die Altstädte hineindrängten, die 
Mieten in die Höhe trieben und zwangsläufig viele der ehemaligen Einwohner diesen 
neuen Nutzungen weichen mußten. Auch zahlreiche kleinere Gewerbebetriebe fielen 
diesem Umstrukturierungsprozeß zum Opfer. 

Eine derartige Entwicklung kann auch in der Altstadt von Weißenburg beobachtet 
werden, deren Bedeutung als größter Arbeitsplatzschwerpunkt gesamt Weißenburgs in 
den letzten Jahren weiter zugenommen hat. Die Zahl der in der Altstadt beschäftigten 
Personen stieg von ca. 2100 im Jahr 1976 auf ca. 2300 im Jahr 1980, also um etwa 10%.  
Bedeutsam ist dabei, daß die Vermehrung der Arbeitsplätze ausschließlich auf den 
Tertiären Sektor bezogen war und die Beschäftigungszahlen im Sekundären Sektor leicht 
zurückgingen. Waren im Jahr 1976 etwa 65 % der Beschäftigten im Tertiären Sektor tätig? 
so stieg ihr Anteil bis zum Jahr 1980 auf mehr als 80%. Die Arbeitsplätze im Sekundären 
Sektor, also in den Gewerbebetrieben, befinden sich in 3 Brauereien (eine 4. Brauerei hat 
vor kurzem ihre Produktion eingestellt), einer Mälzerei, einer größeren, metallverarbeiten­
den Firma sowie mehreren kleineren Werkstätten. Hinzu kommen 6 landwirtschaftliche 
Betriebe. 

Wie bereits erwähnt, ist das vielfältige Nebeneinander der verschiedensten Funktionen 

kennzeichnendes und belebendes Element historischer Stadtkerne. Eine dieser zahlreichen 

Funktionen hat dabei jedoch eine Sonderstellung: die Wohnnutzung. Diese Nutzungsart, 

die schon immer besonderes Gewicht in den alten Städten hatte, ist auch heute noch die 

entscheidende Nutzungsart innerhalb einer historischen Altstadt. Die gesamte Bandbreite 

der Infrastruktur war und ist dort unmittelbar »vor der Haustür« erreichbar. Werden die 

Altstadtbewohner durch neue Nutzungen aus ihren Wohnungen vertrieben oder ziehen sie 

aufgrund verschlechterter Umweltbedingungen freiwillig aus den Altstädten hinaus, dann 

müssen trotz chronischer Finanzschwäche der Kommunen neue Wohngebiete erschlossen 

werden, in denen zusätzliche finanzielle Mittel für die Schaffung dort fehlender Infrastruk­

tureinrichtungen aufzuwenden sind, während die in den Altstädten vorhandene Infra­

struktur ungenutzt ist. 
Für die gewerblichen Nutzungen innerhalb historischer Altstädte sind somit Vorausset­

zungen einerseits relativ geringe Arbeitsgeräusche oder sonstige Emissionen (Rücksicht­
nahme auf die Wohnnutzung) und andererseits ein geringer Platzbedarf der Arbeitsstätten 
(kleinteilige Bebauungsstruktur ) .  

Kleine Handwerksbetriebe entsprechen diesen Voraussetzungen in der Regel und sind 
somit als unbedenklich und positiv innerhalb historischer Altstädte zu beurteilen. Ihre 
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Unterbringung bietet sich ganz besonders in Erdgeschoßbereichen von Gebäuden an, die 
aufgrund schlechter Belichtung oder fehlender Besonnung zum Wohnen ungeeignet sind. 

Einige Gewerbebetriebe fügen sich jedoch nicht problemlos in mittelalterliche Stadt­
strukturen ein, da sie erheblich mehr Raum benötigen als kleine Handwerksbetriebe und 
häufig Rationalisierungsmaßnahmen, verbunden mit Betriebserweiterungen aus Gründen 
der Konkurrenzfähigkeit, durchführen. 

Es stehen sich also zwei konträre Interessenbereiche gegenüber, einerseits die Erhaltung 
und Verbesserung der Wohnverhältnisse, verbunden mit der Bewahrung der historischen 
Stadtstrukturen und andererseits die Erweiterung der Produktionsstätten aus Gründen der 
Konkurrenzfähigkeit. In einem solchen Fall ist der Erhaltung und Verbesserung der 
Wohnbedingungen als stadtkernabhängiger Nutzung eindeutig Vorrang zu geben gegen­
über gewerblichen stadtkernunabhängigen Nutzungen, das heißt, gegenüber Betrieben, die 
nicht zwangsläufig einen Standort in der Altstadt einnehmen müssen. 

Stadtkernunabhängige Nutzungen innerhalb der Altstadt von Weißenburg sind die 4 
Industriebetriebe sowie die 6 landwirtschaftlichen Arbeitsstätten. Obwohl derartige 
Betriebe zwangsläufig Störungen für die Anwohner verursachen, darf auf keinen Fall der 
bei vielen » Sanierungsmaßnahmen« praktizierte Fehler begangen werden, zur Verbesse­
rung der Wohnverhältnisse den Ausnutzungsgrad der Grundstücke ohne Differenzierung 
drastisch zu reduzieren, da dies die Struktur einer historischen Altstadt zerstören würde, 
zu der in gewissen Bereichen auch die Enge gehört. Außerdem würde eine rücksichtslose 
Entkernung der Baublöcke die Funktionszusammenhänge einer Altstadt auflösen, die 
gerade durch die Verzahnung der verschiedenen Nutzungen, die nur in den Innenhöfen 
möglich sind, geprägt werden. Notwendig ist allerdings eine partielle Entfernung störender 
Schuppen oder unbenutzter Scheunen, um einerseits die Belichtungs- und Besonnungsver­
hältnisse der Gebäude zu verbessern, und andererseits den Wohnungen Freiflächen im 
Innern der Blöcke zuzuordnen. 

Die Frage nach der Belästigung der Anwohner durch Gewerbebetriebe ist nicht ohne 
weiteres zu beantworten. Man kann nämlich nicht von fixen Meßwerten für etwaige 
Störungen ausgehen, wie es leider häufig noch geschieht. Vielmehr kommt es auf das 
subjektive Empfinden der Betroffenen an, wann etwas als Störung oder Belästigung 
angesehen wird. Das Nebeneinander von Wohnungen und kleinen Gewerbebetrieben, wie 
es zum Wesen historischer Altstädte gehört, ist grundsätzlich zu befürworten, zwingt 
jedoch beide Nutzungsgruppen zu gegenseitigen Zugeständnissen. Wenn in den Betrieben 
lediglich tagsüber gearbeitet wird und die unvermeidbaren Geräusche gering gehalten 
werden, ist die Funktionsmischung unproblematisch. Die Problematik der in einer Altstadt 
ansässigen Industriebetriebe ist jedoch vielschichtiger und läßt sich nicht pauschal lösen. 
Die Entscheidung, ob die Produktionsgeräusche oder die sonstigen Emissionen (z. B. 
Ladevorgänge, An- und Abfahren der Güter, Geruch und Schmutz) belästigend sind, kann 
nur nach dem Urteil der betroffenen Bewohner gefällt werden. Erst wenn von den 
Anwohnern eine Störung für unzumutbar gehalten wird, ist gezielt auf deren Beseitigung 



166 Reinhard Roseneck 

hinzuwirken. Daß ein derartiges Verfahren richtig ist, beweisen die Untersuchungen in der 

historischen Altstadt von Weißenburg. Dort wurde deutlich, daß die in der Altstadt 

gelegenen Gewerbebetriebe, von wenigen Ausnahmen abgesehen (landwirtschaftliche 

Betriebe), für die Wohnbevölkerung keine unzumutbaren Störfaktoren sind, sondern von 

dieser als weitgehend akzeptabel betrachtet werden. Der » gewerbliche Teil« der Funk­

tionsmischung innerhalb der Altstadt ist somit kein Grund für die Verschlechterung der 

Wohnverhältnisse und dem damit zusammenhängenden Bevölkerungsrückgang. Er trägt 

vielmehr zu einer lebendigen Wohnumwelt bei. 

Der ungesteuerte Prozeß der City bildung 

Im Gegensatz zu den Betrieben der gewerblichen Wirtschaft und weitaus gefährlicher für 

die historische Stadtstruktur sind die Betriebe des Handels und der Dienstleistungen, also 

des Tertiären Erwerbssektors. In einem ausgewogenen Nebeneinander von Wohnnutzung, 

Sekundärer und Tertiärer Nutzung sowie den anderen Nutzungen ist, wie bereits darge­

stellt, gegen eine Funktionsmischung nichts einzuwenden, im Gegenteil, sie ist zu befür­

worten. Wenn jedoch eine der Nutzungsarten auf Kosten der anderen in unangemessener 

Weise expandiert, dann ist das notwendige Gleichgewicht der Kräfte gestört, und ein 

Prozeß der Monostrukturierung setzt ein. Ganz gleich welche der Nutzungsarten von einer 

historischen Altstadt Besitz ergreifen würde, es wäre zu ihrem Schaden. Die Möglichkeit, 

daß jede der unterschiedlichen Nutzungen die Vorherrschaft über eine Altstadt gewinnen 

könnte, ist jedoch rein theoretischer Natur. In der Praxis dominiert die stärkste, oder 

besser ausgedrückt, die finanzkräftigste Nutzungsart, also Handel und Dienstleistungen, 

wenn von den Kommunen keine Gegenmaßnahmen getroffen werden. Die Folgen sind 

dabei immer gleich. Die Bewohner werden aus ihren Wohnungen und damit aus der 

Altstadt verdrängt, sie können die steigenden Mieten nicht mehr bezahlen. Ebenso ergeht 

es dem angestammten kleinen Einzelhandel, welcher der übermächtigen Konkurrenz des 

hochspezialisierten Fachhandels weichen muß. Wie durch Magneten werden weitere 

Handels- und Dienstleistungsbetriebe, häufig Filialbetriebe größerer Unternehmen, ange­

zogen, die sich immer weiter in die Substanz der historischen Altstadt » hineinfressen« .  Die 

kleinteilige Bebauungsstruktur ist damit der Zerstörung preisgegeben. Zunächst wird das 

gesamte Erdgeschoß eines Gebäudes zu einem Handels- oder Dienstleistungsbetrieb 

umgebaut. Danach erfolgen Erweiterungsbauten nach hinten in die Innenhöfe, aus denen 

überlieferte Nutzungen vertrieben werden. Ist hier eine Erweiterung nicht mehr möglich, 

werden die Obergeschosse der Häuser besetzt. Besonders tüchtige Geschäftsleute kaufen 

Nachbargrundstücke und -gebäude auf und erweitern ihre Geschäfte dorthin. Mit der 

Zahl der Handels- und Dienstleistungsunternehmen steigt die Zahl der allmorgendlich in 

die Altstadt hinein- und allabendlich wieder aus dieser herausströmenden Arbeitskräfte 

und Kunden. Nach Geschäftsschluß und an den Wochenenden ist die ansonsten von 

Weißenburg - die Veränderung einer alten Stadt 167 

hektischem Leben erfüllte Altstadt öde und leer. Die Erhöhung des Verkehrsaufkommens 
ist eine weitere Folge des Citybildungsprozesses. Arbeitskräfte wie Kunden reisen mit 
Kraftfahrzeugen an und okkupieren jedes mögliche, unbebaute Fleckchen innerhalb der 
Altstadt als Parkplatz. Aufgrund des Drucks der örtlichen Geschäftswelt, die Parkplätze 
unmittelbar vor der Ladentür als Selbstverständlichkeit betrachtet, scheuen viele Verwal­
tungen davor zurück, zumindest dieses Problem durch gezielte Maßnahmen zu beseitigen. 
Den in der Altstadt verbliebenen Einwohnern wird dadurch der letzte Rest ihrer Wohn um­
welt lebensunwert gemacht. Wer kann, zieht aus der Altstadt heraus. Zurück bleiben alte, 
finanzschwache oder ausländische Einwohner. Letztere finden dort, wo niemand mehr 
leben möchte, neuen Wohnraum. Doch zum Verkehr und zur Bevölkerung später. 
Zunächst wird nachzuweisen sein, daß in der historischen Altstadt von Weißenburg der 
Citybildungsprozeß mit sämtlichen daraus resultierenden Folgen bereits in ein fortge­
schrittenes Stadium getreten ist. 

Innerhalb der Altstadt, entlang den Hauptverkehrsstraßen, konzentrieren sich Handels­
und Dienstleistungsunternehmen. Die Zahl der Handels- und Dienstleistungsunternehmen 
stieg von 1976 bis 1980, also in einem kurzen Zeitraum um mehr als 15% auf nahezu 300 
Betriebe an. Daß der Citybildungsprozeß in der historischen Altstadt seit dem Jahr 1976 
erheblich fortgeschritten ist, wird besonders durch die Analyse der Branchenstruktur 
deutlich. Das Verhältnis der Betriebe des aperiodischen (kurzfristigen) Bedarfs hat sich 
gegenüber den citygemäßen Betrieben des periodischen (mittel- und langfristigen) Bedarfs 
deutlich zugunsten des periodischen Bedarfs verschoben. 

Die Altstadt ist seit dem Jahr 1976 am Hauptgeschäftsbereich und an dessen Ausläufern 
deutlich » voller« geworden, das heißt, dort, wo immer es möglich war, sind weitere 
Tertiäre Nutzungen in dieses Gebiet hineingedrängt. Zum großen Teil wurden dabei 
Nicht-Citynutzungen durch Citynutzungen verdrängt oder an Stelle bestehender Citynut­
zungen traten höherwertigere Citynutzungen, das heißt, Nutzungen, die auf der gleichen 
Geschäftsfläche wie der Vorgänger einen höheren Umsatz erzielen und somit auch höhere 
Mieten zahlen können. 

Seit 1976 sind insgesamt 44 Betriebe neu in die Altstadt hineingekommen, bzw. 
innerhalb der Altstadt in zentralere Standorte umgezogen. Unter diesen 44 Tertiären 
Betrieben befinden sich 35 Unternehmen, die als reine Citynutzungen zu bezeichnen sind, 
z. B. Betriebe der Textil-, Elektro-, Foto- und Optikbranche, Kredit- und Versicherungsun­
ternehmen sowie zahlreiche Vertreter der freien Berufe. Die übrigen 9 Betriebe sind keine 
potentiellen Citynutzungen. Sie wählten folglich ihre Standorte auch mehrheitlich außer­
halb der Hauptgeschäftszone. 

Bei insgesamt 28 Betrieben, die noch im Jahr 1976 in der Altstadt ansässig waren, 
wurden bis zum Jahr 1980 die Nutzungen ausgetauscht. In 6 Fällen fand ein Wechsel von 
einer Nicht-Citynutzung zu einer Citynutzung statt (z. B. Lebensmittel zu Textilien) ,  in 8 
Fällen ein Wechsel von einer Citynutzung zu einer höherwertigeren Citynutzung (z. B. 
Sportartikel zu Reisebüro),  in 9 Fällen wurden Citynutzungen durch gleichwertige, aber 
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andere Citynutzungen ersetzt (z. B. Bürobedarf von Textilien) und in 5 Fällen wurden 
Citynutzungen exakt durch die gleichen Nutzungen abgelöst (z. B. ein Fotogeschäft durch 
ein anderes) .  6 Betriebe wurden in der Zeit von 1976 bis 1980 in der Altstadt geschlossen, 
ohne daß sich ein neuer Betrieb in den aufgegebenen Geschäftsräumen niederließ. Es 
handelte sich dabei um ungünstig gelegen!! Betriebe des periodischen Bedarfs sowie um 2 
aperiodische Betriebe. 

Für den starken Veränderungsprozeß, in dem sich die Altstadt von Weißenburg befin­
det, spricht auch die Tatsache, daß etwa 25% aller Handels- und Dienstleistungsbetriebe 
erst nach 1976 in die Altstadt gezogen oder innerhalb dieser in zentralere Standorte 
übergewechselt sind. 

Ein weiteres Indiz rur einen fortschreitenden Citybildungsprozeß, nämlich der Druck 
von Filialbetrieben größerer Unternehmen auf die zentralen Standorte, ist auch in der 
Weißenburger Altstadt zu beobachten. Insgesamt 1 1  Filialbetriebe haben sich seit dem 
Jahr 1976 in der Altstadt angesiedelt, darunter 5 Betriebe der Textilbranche sowie 2 
Außenstellen großer Versandhäuser. 

Anhand der Analyse ausgewählter Branchen wird die Citybildung in der historischen 
Altstadt von Weißenburg besonders deutlich. Zunächst zu den Grundnahrungsmittelge­
schäften, die zu den rückläufigen Handels- und Dienstleistungsgruppen zählen. Grundnah­
rungsmittelgeschäfte sind an einer hohen Bevölkerzungszahl im unmittelbaren Einzugsbe­
reich orientiert und rur die Wohnbevölkerung zur Deckung des täglichen Bedarfs an 
Gütern notwendig. Bei einsetzender Citybildung und daraus resultierender rückläufiger 
Bevölkerungsentwicklung im unmittelbaren Einzugsbereich gehen auch die Grundnah­
rungsmittelgeschäfte zurück, da sie die im tendenziellen Citybereich zu erbringende 
Rendite aufgrund des fehlenden Kundenpotentials nicht mehr erwirtschaften können. In 
zunehmendem Maße werden die Grundnahrungsmittelgeschäfte auch durch Supermärkte 
oder Lebensmittelabteilungen von Kaufhäusern verdrängt, die sich in bestimmten Stadtge­
bieten konzentrieren oder am Stadtrand ansiedeln. 

Die bereits im Jahr 1976 in der Altstadt zu beobachtende Tendenz eines langsamen 
Rückganges der Zahl von Grundnahrungsmittelgeschäften hat sich bis zum Jahr 1980 
fortgesetzt. Die Versorgungsqualität mit Gütern des täglichen Bedarfs hat sich also für die 
in der Weißenburger Altstadt verbliebene Bevölkerung weiter vermindert. Allein aus den 
besten Lagen der Hauptgeschäftszone verschwanden 5 Grundnahrungsmittelgeschäfte. 
Der prozentuale Anteil an Geschäften, die den Bedarf der Bevölkerung mit Gütern des 
kurzfristigen Bedarfs decken, ist in diesem Bereich gegenüber den Geschäften des mittel­
bis langfristigen Bedarfs noch geringer geworden. Dadurch wurde die bereits 1976 sehr 
hochgradige Citynutzung dieses Gebietes noch mehr monofunktional strukturiert. Betrug 
das Verhältnis von Geschäften mit aperiodischen gegenüber den Geschäften mit periodi­
schen Gütern und Dienstleistungen in den besten Lagen der Hauptgeschäftszone im Jahr 
1976 bereits 15% zu 85%,  so war es im Jahr 1980 lediglich noch 10% zu 90% .  Die 
Verdrängung sämtlicher Grundnahrungsmittelgeschäfte aus diesem Bereich ist somit 
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absehbar geworden. Die Zahl der Supermärkte, die bereits 1976 weit über den Bedarf der 
Altstadt sowie der Gesamtstadt hinausging, hat sich seitdem um einen auf 7 Betriebe 
vermindert, und zwar um ein Unternehmen aus der Unteren Stadtmühlgasse. Diese 
Schließung steht allerdings in Zusammenhang mit dem Standortwechsel eines Supermark­
tes, der im Jahr 1978 aus der nördlichen Altstadthälfte in die Untere Stadtmühlgasse 
umgesiedelt ist und sich dort um mehr als das Doppelte vergrößerte. In Verbindung mit 
einem danebenliegenden Kaufhaus, von dem aus eine direkte Durchgangsmöglichkeit in 
den Supermarkt besteht, hat sich somit in der Unteren Stadtmühlgasse ein Handelsschwer­
punkt herausgebildet, der negative Auswirkungen auf diesen zentralen Altstadtbereich 
haben wird. Bereits erheblich zugenommen hat in diesem Bereich das Verkehrsaufkom­
men, was zu Störungen und Gefährdungen insbesondere rur die Bewohner eines gegen­
überliegenden Altersheimes sowie rur die Kinder eines ebenfalls naheliegenden Kindergar­
tens ruhrt. Die in diesem Gebiet zu erwartende Veränderung der Handels- und Dienstlei­
stungsstruktur hat bereits eingesetzt. Der oben erwähnte kleinere Supermarkt mußte 
seinen Betrieb bereits schließen, da er der Konkurrenz des weitaus größeren Supermarktes 
nicht mehr standhalten konnte. Wie die Erfahrung in zahlreichen anderen historischen 
Altstädten gezeigt hat, besteht nun die Gefahr, daß Kaufhaus wie Supermarkt, um ihre 
marktbeherrschende Position weiter auszubauen, Erweiterungsmaßnahmen anstreben, die 
eine Zerstörung der kleinteiligen Altstadtstruktur zur Folge haben würden. 

Die Bedeutung des stabilen Einzelhandels, dazu zählen insbesondere Geschäfte rur 
Bekleidung, Schmuck-, Foto-, Optik- sowie Elektroartikel, ist in der Weißenburger 
Altstadt seit 1976 weiter gestiegen. Diese Handelsgruppe neigt bei einsetzender Citybil­
dung besonders zur Konzentration. Aufgrund der hohen Umsätze pro Quadratmeter 
Geschäftsfläche sind diese Handelsbetriebe ein Indikator rur den Grad der Citybildung. 
Befanden sich im Jahr 1976 bereits 102 derartige Betriebe in der Altstadt, so erhöhte sich 
ihre Zahl bis zum Jahr 1980 auf 123 Betriebe. Diese Zunahme um fast 21 % ist ein 
weiteres Indiz rur den fortgeschrittenen Citybildungsprozeß. Es hat sich gezeigt, daß der 
Druck der Unternehmen besonders auf den mittleren und den nordwestlichen Altstadtbe­
reich gerichtet war, also auf Gebiete, die noch nicht derartig stark tertiär ausgenutzt 
waren, wie der zentrale Altstadtbereich entlang der innerstädtischen Hauptstraßen. Deut­
lich kristallisiert sich im Norden der Altstadt der Platz Am Hof als Erweiterungsgebiet rur 
den Hauptgeschäftsbereich heraus, und es ist zu erwarten, daß sich der Umstrukturie­
rungsprozeß in diesem Bereich in den kommenden Jahren weiter beschleunigen wird. 
Während bisher nur die West- und Südfront dieses Platzes leicht tertiär genutzt waren und 
sich die Ansiedlung neuer Handels- und Dienstleistungsbetriebe auf diese Standorte bezog, 
wird seit etwa einem Jahr auch die Nordfront durch einen Handelsbetrieb besetzt. Es 
handelt sich dabei um ein Bekleidungsgeschäft, das durch die nördliche, den Platz 
begrenzende Gebäudezeile, die bisher ausschließlich zur nördlich gelegenen Rosenstraße 
hin orientiert war, einen Durchbruch zum Platz Am Hof herstellte. Diesem Vorgang 
kommt Signalwirkung zu. Weitere Betriebe werden diesem Beispiel folgen, da von Seiten 
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der Verwaltung keine Restriktionen zu erwarten sind. Die Besitzer von anderen Gebäuden, 
die ebenfalls Am Hof liegen, planen bereits diese mit Tertiären Nutzungen zu besetzen, 
unter schweigender Zustimmung der Stadtverwaltung. Der Umstrukturierungsprozeß ist 
in diesem Bereich bereits in vollem Gange. Auch im mittleren Altstadtbereich, entlang der 
Judengasse, die parallel zur Hauptgeschäftszone verläuft und noch überwiegend dem 
Wohnen dient, ist die Ausdehnung des Hauptgeschäftsbereiches erkennbar. Neben einigen 
kleinen Handelsbetrieben und zwei Gaststätten hat sich dort der Filialbetrieb einer 
bekannten Versandhauskette angesiedelt. Er ist ein Kundenmagnet, der weitere Betriebs­
ansiedlungen nachziehen wird. Zu den ganz besonders problematischen citybildenden 
Nutzungsgruppen gehören die privatwirtschaftlichen Dienstleistungen sowie Kreditge­
werbe und Versicherungen. Aufgrund des gesteigerten Geldumlaufes sowie der gewachse­
nen Anlagebereitschaft bei Sparkassen, Banken und Versicherungen ist die Ausdehnung 
dieser Branchen ein ganz typischer Indikator für den Citybildungsprozeß. Diese Institutio­
nen neigen dazu, sich dort anzusiedeln, wo die stärkste Geldzirkulation stattfindet, 
nämlich bei den Konzentrationen von Handels- und Dienstleistungsbetrieben des gehobe­
nen Bedarfs. 

Da bereits im Jahr 1976 sieben Geldinstitute in der Altstadt von Weißenburg vertreten 
waren und diese Unternehmen bereits zentrale Standorte besetzt hatten, gab es in dieser 
Branche in den letzten Jahren nur unwesentliche Veränderungen. Lediglich 2 kleine 
Filialen von Bausparkassen wechselten ihre Standorte. 

Mit einer weiteren Zunahme an Geldinstituten ist in der Altstadt für die nächsten Jahre 
nicht zu rechnen, da die Leistung der bestehenden Unternehmen noch immer über den 
Bedarf der Stadt hinausgeht. 

Ähnlich wie die vorhergehende Nutzergruppe neigen die freien Berufe dazu, sich an den 
zentralen Standorten der Stadt niederzulassen, da sie vom großen Kundenpotential 
profitieren wollen. Auch diese Branchen verdrängen bestehende Nutzungen, da sie sehr 
hohe Renditen erwirtschaften können. Im Gegensatz zu den kapitalintensiven Handelsbe­
trieben verdrängen die privatwirtschaftlichen Dienstleistungen in der Regel keine Handels­
und Dienstleistungsunternehmen. Da sie nicht auf erdgeschossige Räume angewiesen sind, 
müssen ihnen die Bewohner aus den oberen Geschossen der Häuser weichen. Diese 
Betriebe sind somit in entscheidendem Maße für die Entvölkerung der Altstädte mitverant­
wortlich. In der Altstadt von Weißenburg war der Konzentrationsprozeß dieser Branchen 
im Jahr 1976 bereits sehr weit fortgeschritten. Doch trotz dieser bereits überdurchschnitt­
lichen Präsenz hat es in den letzten Jahren gravierende Veränderungen bei den privatwirt­
schaftlichen Dienstleistungen gegeben. Mit nahezu 50% nahm diese Nutzergruppe in der 
historischen Altstadt außerordentlich stark zu. Beherbergte die Altstadt zum Beispiel im 
Jahr 1976 schon 76,5% aller in Weißenburg ansässigen Ärzte, so erhöhte sich dieser �teil 
bis zum Jahr 1980 auf über 86%.  Außerhalb der Altstadt praktizieren nur noch fünf Arzte. 
An dem bereits erwähnten Platz Am Hof bildete sich dabei ein ausgesprochenes Ärztezen­
trum heraus. Die Hälfte aller in der Altstadt ansässigen Ärzte hat dort ihre Praxis. 
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Besonders stark war die Zunahme anderer freier Berufe, überwiegend der Rechts- und 
Wirtschaftsbranchen, deren Zahl fast um das Doppelte anstieg. Die sonstigen freien Berufe 
suchten im Gegensatz zu den Ärzten weniger zentrale Standorte hauptsächlich an den 
Ausläufern der Hauptgeschäftszone auf. 

Die Analyse der Branchenstruktur hat ergeben, daß der Citybildungsprozeß in der 
historischen Altstadt von Weißenburg weit fortgeschritten ist. Dieser Entwicklungsstand 
kommt auch in der schleichenden Ausweitung des Hauptgeschäftsbereiches zum Aus­
druck, der seit 1976 in zwei Gebiete vorgestoßen ist, die bislang primär zum Wohnen 
gedient haben. Um weitere einseitige Umstrukturierungen in der historischen Altstadt zu 
verhindern, muß steuernd in den bisher unkoordiniert verlaufenen Prozeß der Citybildung 
eingegriffen werden. Dabei kommt der Erlangung eines ausgewogenen Verhältnisses 
zwischen Tertiärer Nutzung und den übrigen Nutzungsarten höchste Bedeutung zu. Nur 
dadurch kann auf Dauer ein » Umkippen« der Altstadt zu einem reinen Geschäfts- und 
Arbeitsgebiet, also einem Kerngebiet gemäß § 7 BauNVO, mit allen daraus resultierenden 
negativen Erscheinungen vermieden werden. 

Wesentlich ist, daß gerade an der Hauptgeschäftszone die Gebäude - neben ihrer 
Geschäftsnutzung - bewohnt bleiben, damit sich dort auch nach Laden- oder Büroschluß 
die Vielfalt des städtischen Lebens behaupten kann. Bei konsequentem Einsatz der 
Baugesetzgebung ist es möglich, den Prozeß der Citybildung zu steuern, indem Einfluß auf 
die Art und das Maß der baulichen Nutzung genommen wird. Im Bundesbaugesetz ist 
sogar die Möglichkeit gegeben, Art und Maß der Nutzung für einzelne Geschosse 
festzusetzen. Außerdem kann man den Anreiz zum Abbruch historischer Bausubstanz, um 
sie durch verdichtete Neubebauung zu ersetzen, nehmen, wenn in Bebauungsplänen 
einerseits der Ausnutzungsgrad der Grundstücke auf dem derzeitigen Status festgeschrie­
ben wird und andererseits die bestehenden Baukörper durch Baulinien eingefaßt werden. 
Sollten künftig größere Erweiterungen der Hauptgeschäftszone notwendig oder die 
Ansiedlung großflächiger Tertiärnutzungen (z. B. Kaufhaus) beabsichtigt sein, so müssen 
geeignete Standorte außerhalb der Altstadt gewählt werden. Eine entscheidende Rolle 
spielt dabei die Stadtverwaltung. 

Zunahme des Verkehrs statt Verkehrsberuhigung 

Von ausschlaggebender Bedeutung für die Verbesserung der Umweltbedingungen in 
historischen Stadtgebieten ist die Lösung der Verkehrsfrage. Die Erfahrung hat gezeigt, 
daß der Struktur der Altstädte größter Schaden zugefügt wird, wenn sie den Bedürfnissen 
des Autoverkehrs untergeordnet wird. Die Vorgehensweise ist immer ähnlich, mal wird 
hier ein Gebäude abgerissen, um den Verkehr flüssiger zu machen, mal dort. Da meist nur 
ein Gebäude im Weg steht, erscheint der Abbruch auf den ersten Blick nicht weiter 
bemerkenswert, da es sich ja nur um ein einziges Gebäude handelt. Sieht man sich das 
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Ergebnis dieser » Scheibchenmethode« jedoch nach einigen Jahren an, so wird man 
feststellen, daß der Schaden meist weiter reicht. Wesentliches Merkmal alter Städte ist nun 
einmal der typische Wechsel von engen zu weiten Straßenabschnitten. Aufgrund der 

bescheidenen Fortbewegungsmöglichkeiten war eine geradlinige Führung der Straßen 
nicht nötig, so daß interessante und abwechslungsreiche Straßenräume entstehen konnten. 
Für den motorisierten Verkehr sind die Engstellen zwangsläufig Behinderungen. 

Es stehen also zwei sich widersprechende Größen einander gegenüber: auf der einen 
Seite die Konstante Altstadt, auf der anderen Seite die Variable Verkehr. Da eine Variable 
bekanntlich besser zu handhaben ist als eine Konstante, muß der Hebel zur Verbesserung 
der Situation am Verkehr angesetzt werden und nicht an der Altstadt. Der historische 
Stadtgrundriß hat als feste Größe zu gelten, an der keine Veränderungen zugelassen 
werden dürfen. Die in einem jahrhundertelangen Entwicklungsprozeß gewachsenen Struk­
turen sollten nicht für einen Zweck umfunktioniert werden, für den sie nicht geschaffen 
wurden. Straßen und Plätze waren seit jeher innerörtliche Kommunikationsflächen. Der 
Fortbewegung zu dienen, war nur eine von zahlreichen Aufgaben. Straßen und Plätze 
gehörten zum unmittelbaren Lebensraum der Bewohner. 

Die Lösung der Verkehrsprobleme ist theoretisch einfach: Es darf nur soviel Verkehr in 
eine Altstadt hereingelassen werden, wie diese bewältigen kann. Daß es sich dabei nur um 
Verkehr handeln darf, der auch tatsächlich etwas mit der Altstadt zu tun hat, erscheint 
logisch. Es ist also sämtlicher Durchgangsverkehr aus der Altstadt herauszuhalten. 

Die historische Altstadt von Weißenburg wurde bereits im Jahr 1976 stark vom 
Durchgangsverkehr frequentiert. Das derart stark überlastete mittelalterliche Straßennetz 
war während der Hauptverkehrszeiten überfordert. Zu diesen Zeiten wurden auch die 
übrigen Erschließungsstraßen als Ausweichstrecken vom Durchgangsverkehr benutzt. Da 
am Verkehrssystem der historischen Altstadt in den Jahren von 1976 bis 1980 keinerlei 
Veränderungen vorgenommen wurden, haben sich folglich die Verhältnisse auch nicht 
verbessert. Nach wie vor sind alle Straßen und Gassen von Kraftfahrzeugen zu befahren, 
also auch vom Durchgangsverkehr. Besonders der starke Durchgangsverkehr hat dazu 
beigetragen, daß das Verkehrsaufkommen auf den Hauptstraßen der Altstadt seit 1976 
um durchschnittlich 16% gestiegen ist. Auch die im Jahr 1976 schon sehr starken 
Lärmemissionen haben bis 1980 weiter zugenommen. Dieses ist um so bedenklicher, da 
bereits im Jahr 1976 durch Lärmmessungen im Zentrum der Altstadt bei nur durchschnitt­
lichem Verkehrsaufkommen ein äquivalenter Dauerschallpegel von 69 dB(A) ermittelt 
wurde, wobei Spitzenpegel bis zu 77 dB(A) auftraten.4 Weil die Messung zu einer Zeit mit 
durchschnittlichem Verkehrsaufkommen durchgeführt wurde, muß davon ausgegangen 

4 Eine Pegeldifferenz um 10 dB(A) entspricht etwa der Verdoppelung bzw. der Halbierung der 
empfundenen Lautheit. Ein vorbeifahrendes Motorrad entwickelt etwa eine Lautstärke um 
80 db(A). Für allgemeine Wohngebiete (im Sinne der Baunutzungsverordnung) wird ein äquivalen­
ter Dauerschallpegel von 55 db(A) für zumutbar gehalten, für Mischgebiete von 60 dB(A) . 
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werden, daß die Lärmemissionen zu den Hauptverkehrszeiten erheblich höher waren. Da 
die Altstadt auch nachts vom Durchgangsverkehr befahren wird, bedeutet dies für die 
Bevölkerung eine besondere Störung. Der äquivalente Dauerschallpegel ist zwar gering, 
doch spielt in diesem Fall die Veränderung des Lärms die entscheidende Rolle. In der 
Wissenschaft wird davon ausgegangen, daß eine Lärmdifferenz um mehr als 3 dB(A) 
nachts als akute Belästigung empfunden wird. 

Aus den Verkehrsverhältnissen erwachsen der Bevölkerung jedoch nicht nur Störungen 
und Belästigungen durch Lärm und Abgase, sondern ihr drohen auch Gefahren durch die 
Kraftfahrzeuge. Neben den Schwierigkeiten, die gerade zu Hauptverkehrszeiten beim 
Überqueren der Fahrbahnen auftreten, sind Bewohner und Besucher in zahlreichen 
Straßen und Gassen der Altstadt wegen der fehlenden Trennung von Fußgänger- und 
Fahrverkehr, sowie durch die mangelnde Rücksichtnahme der stärkeren Verkehrsteilneh­
mer zum Teil erheblich behindert und gefährdet. 

Wichtigste Aufgabe bei der Lösung der Verkehrsprobleme muß folglich die Heraus­
nahme sämtlichen Durchgangsverkehrs sein. Es darf nur noch Verkehr möglich sein, der in 
der Altstadt seinen Ziel- bzw. seinen Ausgangspunkt hat. In den potentiellen Wohngebie­
ten müssen verkehrsberuhigte Zonen, sogenannte Wohnstraßen geschaffen werden, die 
nach der neuen Straßenverkehrsordnung möglich sind. 

Die Altstadt als Parkplatz 

Ein erheblicher Teil des innerstädtischen Verkehrsaufkommens wird durch Ziel- und 
Quellverkehr hervorgerufen, das heißt, durch Verkehr, der innerhalb der Altstadt seinen 
Ziel- bzw. seinen Ausgangspunkt hat, also dort einen Parkplatz in Anspruch nimmt. 

Das mittelalterliche Straßennetz der Altstadt von Weißenburg hat bereits im Jahr 1976 
den Bedarf an Stellplätzen nur nachts erfüllt. Zu Stoßzeiten waren die Straßen durch 
störenden Parksuchverkehr von Kunden und Besuchern, der sich außerdem mit dem 
Durchgangsverkehr vermengte, überfüllt. Da zu diesen Zeiten in der Regel in den 
Hauptstraßen keine Parkplätze mehr zu bekommen waren, drängte der Parksuchverkehr 
auch in die Nebenstraßen und führte in den dortigen Wohngebieten zu erheblichen 
Störungen. Außerdem wurden dort die von der Bevölkerung dringend benötigten Freiflä­
chen mit Fahrzeugen zugestellt, was eine starke Minderung des Wohnwertes zur Folge 
hatte. Verschärfend auf die Situation wirkten auch die vielen Dauerparker, die innerstädti­
sche Parkplätze belegten. 

Die Analyse von Parkplatzbestand und -bedarf ergab jedoch in der Altstadt von 
Weißenburg ein ausreichendes Potential an Parkplätzen. Daß es bei der Versorgung des 
zentralen Altstadtbereiches mit Parkplätzen dennoch in Stoßzeiten zu Engpässen kam, lag 
einerseits an der begrenzten räumlichen Kapazität dieses Gebietes und andererseits an der 
Fehlbelegung von innerstädtischem Parkraum durch Dauerparker. 
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Seit dem Jahr 1976 haben sich die Parkierungsverhältnisse in der Weißenburger Altstadt 
weiter verschlechtert. Verkehrszählungen im Jahr 1978 ergaben, daß zu einer Zeit mit nur 
geringem Verkehrsaufkommen mehr als 90% aller öffentlichen Stellplätze belegt waren. 
Das bedeutet, die bereits im Jahr 1976 überlastete Altstadt konnte nur zwei Jahre später 
den ruhenden Verkehr außerhalb der Spitzenzeiten kaum noch aufnehmen. Zurückzufüh­
ren ist dieses auf die Zunahme der Arbeitsplätze innerhalb der Altstadt, wodurch sich auch 
die Zahl der dort parkenden Dauerparker beträchtlich erhöhte. Tagsüber steht heute für 
Bewohner, Kunden und Besucher nur noch eine kleine Zahl an Parkplätzen zur Verfügung. 
In den Spitzenzeiten ist in der Altstadt kaum noch ein Stellplatz zu bekommen, so daß der 
Parksuchverkehr in der gesamten Altstadt noch stärker als im Jahre 1976 geworden ist 
und somit, besonders in den Wohngebieten, die ohnehin ungünstigen Umweltverhältnisse 
durch den Verkehr noch weiter beeinträchtigt werden. 

Die negativen Auswirkungen des Parkens auf das Stadtbild haben sich seit 1976 

ebenfalls verstärkt. In diesem Jahr waren bis auf den Martin-Luther-Platz bereits sämtliche 

städtebaulich bedeutenden Platzanlagen als Parkplätze ausgebaut und auch äußerst stark 

frequentiert. Im Jahr 1979 wurde schließlich auch die letzte autofreie, bedeutende Platzan­

lage der Altstadt, der Martin-Luther-Platz, zu einem Parkplatz umgebaut, so daß es im 

Jahr 1980 in der historischen Altstadt von Weißenburg nicht einen unter den städtebaulich 

wertvollen Plätzen mehr gab, der nicht als Parkplatz diente und seine Erlebbarkeit bewahrt 

hatte. 
Die Verbesserung der allgemeinen Verkehrsprobleme ist folglich eng verbunden mit der 

Lösung der Parkierungsfrage. 
Die drei Hauptfunktionen der Altstadt als Wohnstandort, Einkaufszentrum und 

Arbeitsplatzstandort stellen unterschiedliche Anforderungen an die Art der Parkplätze. 

Den Bewohnern geht es um die Möglichkeit, die Autos in der Nähe ihrer Wohnungen zu 

parken, aber Störungen und Gefährdungen durch Parksuch- oder Durchgangsverkehr zu 

vermeiden. Handel und Gastronomie beanspruchen Kurzparkplätze im Geschäftsbereich 

oder in unmittelbarer Nähe dazu. Die im Stadtkern beschäftigten Arbeitnehmer suchen im 

gleichen Bereich Dauerparkplätze. 
Wie die Ermittlung des Bestandes an Parkplätzen gezeigt hat, ist theoretisch der Bedarf 

bereits heute gedeckt. Daß es dennoch zu Problemen und Engpässen kommt, liegt an der 
Fehlbelegung von innerstädtischen Parkplätzen. Es ist also eine Entflechtung von Stell­
platzbedarf und Stellplatzangebot nötig. 

Im zentralen Altstadtbereich sind künftig ausschließlich Kurzparkplätze vorzusehen, 
während Dauerparker auf die vorhandenen oder auf neuzuschaffende Parkplätze außer­
halb der Altstadt ausweichen müssen. Die Interessen der Arbeitnehmer, die Parkplätze in 
der Nähe ihrer Arbeitsstätten suchen, müssen gegenüber den Interessen von Bewohnern 
und Kunden zurückstehen. 
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Entvölkerung und Veränderung der Sozialstruktur 

Das gesamte Ausmaß des negativen Entwicklungsprozesses, den die historische Altstadt 
von Weißenburg durchgemacht hat, wird durch die Analyse der Bevölkerungsstruktur 
deutlich. 

Entsprechend der sich im Stadtkern ständig verschlechternden Lebensbedingungen 
durch fortschreitende Citybildung zogen viele der Bewohner aus der Altstadt heraus. 
Parallel zu dieser Entwicklung verlief der verstärkte Zuzug von ausländischen Bevölke­
rungsgruppen, welche die unzulänglichen Wohnbedingungen aufsichnehmen. 

Im einzelnen verminderte sich die Zahl der Altstadtbewohner in den Jahren von 1976 
bis 1980 um mehr als 10% von 2750 auf nur noch 2469 Personen. Kennzeichnend für die 
Entwicklung der ausländischen Bevölkerungsgruppe ist die gegenläufige Bewegung zur 
allgemeinen Bevölkerungsabnahme in der Altstadt. Die Ausländer haben bei der Bevölke­
rungsentwicklung als Regulativ gewirkt. Im Zeitraum von 1976 bis 1980 erhöhte sich ihre 
Zahl von 439 auf 498 Personen. Obwohl die absolute Zunahme gegenüber früheren 
Jahren etwas geringer war, stieg der Ausländeranteil an der gesamten Altstadtbevölkerung 
erstmals auf über 20% (1976 16%) .  

Bemerkenswert ist, daß die Ausländer überwiegend in  Gebäude zogen, die bereits im 
Jahr 1976 von Ausländern bewohnt waren. Der Konzentrationsprozeß dieser Bevölke­
rungsgruppe hat also weiter zugenommen. So lebten im Jahr 1980 ca. 80% aller 
ausländischen Altstadtbewohner in Gebäuden, die im Durchschnitt von 10 Ausländern 
bewohnt waren. Aufgrund der kleinteiligen Gebäudestruktur im Stadtkern ist dieser 
Zustand ganz besonders problematisch. Überhaupt fällt auf, daß mehr als die Hälfte der 
Ausländer in Altstadtgebäuden wohnt, die in schlechtem baulichem Zustand sind. Die 
bereits 1976 sehr problematischen Wohnverhältnisse der Ausländer haben sich in der 
Altstadt von Weißenburg noch weiter verschlechtert. 

Betrachtet man bei der Analyse der Bevölkerungsstruktur ausschließlich die Entwick­
lung der deutschen Altstadtbewohner, so wird deutlich, daß im Jahr 1980 nicht einmal 
mehr die Hälfte der deutschen Altstadtbewohner des Jahre 1961 im Stadtkern lebte. Von 
4024 Personen im Jahr 1961 verminderte sich ihre Zahl auf 1971 Personen im Jahr 1980, 
das ist eine Abnahme um 51 % .  

Der i m  Jahr 1976 schon weit fortgeschrittene negative Entwicklungsprozeß der Alters­
struktur hat sich in der historischen Altstadt von Weißenburg bis zum Jahr 1980 
fortgesetzt. Der 1976 bereits sehr niedrige Anteil junger Menschen (unter 15 Jahre) ist bis 
zum Jahr 1980 weiter gesunken (von ca. 17% auf ca. 14%), während die Zahl der alten 
Menschen (über 60 Jahre) angestiegen ist (von ca. 22% auf ca. 23 %) .  

Infolge dieser generativen Struktur muß in  der Altstadt allein durch die natürliche 
Bevölkerungsentwicklung, das heißt, durch Geburt oder Tod, mit einem weiteren Rück­
gang der Einwohnerzahlen gerechnet werden. Durch die überproportionale Präsenz der 
alten Menschen wird der Prozentsatz der bereits sehr hohen Sterberate ansteigen, so daß 
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die Bevölkerungszahl der Altstadt nur noch durch Zuzüge von außen stabil gehalten 
werden kann. Zur Zeit muß die Bevölkerung der Altstadt von Weißenburg als eine 
absterbende Bevölkerung bezeichnet werden. 

Faßt man die Zahl der Über-sechzigjährigen und der Ausländer zusammen, so wird 
deutlich daß nahezu die Hälfte der Altstadtbewohner zu den Problemgruppen zählt, , 
denen bei Planungsmaßnahmen besondere Auftnerksamkeit zu schenken ist. 

An der Wohndauer können die Bindungen der Bewohner an einen Stadtteil abgelesen 
werden. In der Regel ist die Seßhaftigkeit in alten, gewachsenen Stadtvierteln, die noch 
keinem strukturellen Veränderungsprozeß unterworfen sind, sehr hoch. Für Weißenburg 
läßt sich ein Veränderungsprozeß nachweisen. Bereits 36% aller Bewohner der Altstadt 
lebte dort im Jahr 1980 weniger als fünf Jahre. Die Gruppe der Ausländer war besonders 
mobil. Etwa 70% aller im Stadtkern wohnenden Ausländer lebte dort im Jahr 1980 
weniger als fünf Jahre. 

Das Wohnverhalten der alten Menschen wich stark vom Verhalten der übrigen Altstadt­
bewohner ab. Während in der Altstadt ein starker Bevölkerungsaustausch ablief, blieb 
diese Gruppe größtenteils in ihren Wohnungen. Ursachen dafür waren die mit zunehmen­
dem Alter abnehmende Mobilität, die sozialen Bindungen innerhalb der Altstadt, die . 
niedrigen Mieten sowie der bei dieser Gruppe häufig anzutreffende Hausbesitz. 

Das hohe Alter der Hausbesitzer führt zu einem weiteren Problem. Die Eigentümernut­
zung der Wohngebäude ist nämlich ein wesentlicher Faktor für deren Erhaltungsgrad. In 
der Regel bemühen sich die Hauseigentümer, die in ihren Häusern auch selber wohnen, im 
Rahmen ihrer finanziellen Möglichkeiten darum, die Gebäude instandzuhalten. 

In Weißenburg wird dieses bestätigt, denn der überwiegende Teil der von Hauseigentü­
mern bewohnten Gebäude befindet sich in zufriedenstelIendem Zustand. 

Betrachtet man das Verhältnis von sämtlichen bewohnten Altstadtgebäuden zu den 
Altstadtgebäuden, die vom Hauseigentümer bewohnt oder mitbewohnt werden, so hat 
sich dieses von ca. 42% im Jahr 1976 auf nur noch 35% im Jahr 1980 verändert. Der 
Prozeß der Abnahme an Gebäuden, die vom Hauseigentümer bewohnt oder mitbewohnt 
werden, hat sich in der Altstadt zwar verlangsamt, doch wird er kontinuierlich weiterge­
hen, da der überwiegende Teil der Hausbesitzer bereits sehr alt ist und nach deren Tod die 
Erben, wie die Erfahrung gezeigt hat, nicht in die ererbten Häuser einziehen, sondern diese 
als Renditeobjekte benutzen, aus denen sie ohne Aufwand einen möglichst hohen Gewinn 
erzielen wollen. Zur Erhaltung der Gebäude notwendige Investitionen unterbleiben in der 
R�gel. Ein weiteres Indiz für die Nutzung der Gebäude als reine Renditeobjekte ist auch 
die Tatsache, daß der Anteil der Ausländer, der in Altstadtgebäuden lebt, die nicht vom 
Hauseigentümer mitbewohnt werden, rapide angewachsen ist. Lebten im Jahr 1976 noch 
etwa 76% der Ausländer in derartigen Gebäuden, so lebten dort im Jahr 1980 fast alle 
(98% ) .  Bemerkenswert ist ferner, daß 10 der 18 Hausbesitzer, die mit Ausländern im 
selben Haus wohnen, älter als 60 Jahre sind. 

Zusammenfassend läßt sich anhand der Analyse der Bevölkerungsstruktur sagen, daß 
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die Bindungen der Bevölkerung zur Altstadt von Weißenburg in besorgniserregendem 
Maße abgenommen haben. 

Fazit 

In der historischen Altstadt von Weißenburg in Bayern und somit auch in vielen anderen 
historischen Altstädten von Klein- und Mittelstädten hat sich der bereits seit langem 
ablaufende negative Entwicklungsprozeß auch in den letzten Jahren fortgesetzt. 

Die Entleerung der historischen Altstadt von Weißenburg ist aufgrund der verschlech­
terten Umweltbedingungen (Zunahme des Verkehrsaufkommens, relative Verschlechte­
rung der Wohnungsstruktur, abnehmende Qualität der Gebäudesubstanz) sowie des 
verstärkten Drucks von Betrieben des Tertiären Sektors in die Altstadt (horizontale und 
vertikale Ausweitung der Hauptgeschäftszone) weiter fortgeschritten. 

Der Verlust an deutschen Altstadtbewohnern wird durch eine Zunahme der ausländi­
schen Bevölkerung teilweise kompensiert. Da auch der Anteil der Eigentümer, die ihre 
Altstadthäuser selbst bewohnen oder mitbewohnen, weiter zurückgeht und der Anteil der 
immobilen alten Menschen innerhalb der Altstadt wächst, wird deutlich, daß der 
Umstrukturierungsprozeß der historischen Altstadt bereits in ein besorgniserregendes 
Stadium getreten ist. 

Die von Seiten der Stadt dringend notwendigen Steuerungsmaßnahmen dürfen sich 
dabei nicht auf die Verbesserung der Verhältnisse für den Kraftfahrzeugverkehr beschrän­
ken, sondern sie müssen auf die Verbesserung der Umweltverhältnisse für die entschei­
dende Nutzergruppe der Altstadt, die Einwohner, gerichtet sein. 

Die unkontrollierte Ausweitung des Hauptgeschäftszentrums muß unter allen Umstän­
den verhindert werden, da sonst, einhergehend mit den anderen nachgewiesenen Entwick­
lungsprozessen, die Veränderung der historischen Altstadt zu einem City- und Gewerbege­
biet, in dem nur noch alte und finanzschwache Menschen sowie Ausländer leben, in den 
Bereich des Möglichen rückt. 
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Denkmalpflegerische Probleme im ländlichen Bereich, 
dargestellt am Beispiel der Oberpfalz 

Einleitung - 1 .  Veränderungen der Verwaltungsgrenzen - 2. Herzstück der Oberpfalz - 3. Ensemble­
programm - 4. Gesetzlicher Rahmen - S. Denkmalpflege im ländlichen Bereich als Partnerschaft? 

Auf den nachfolgenden Seiten soll der Versuch unternommen werden, die wesentlichen 

Probleme und Störfaktoren im Zusammenhang mit der Denkmalpflege und dem Denk­

malschutz im Bereich eines Regierungsbezirks darzustellen. Daß gerade der Regierungsbe­

zirk Oberpfalz ausgewählt wurde, liegt zum einen an dem hier fast ausnahmslos anzutref­

fenden » ländlichen Bereich« und zum anderen am beruflichen Wirken des Verfassers in 

diesem Gebiet. Die anläßlich des Europäischen Denkmalschutzjahres 1975 im Mittelpunkt 

des öffentlichen Interesses stehende, altehrwürdige Stadt Regensburg, heute Oberzentrum 

mit Entwicklungstendenz zu einem Ballungsraum, Sitz der Regierung und weiterer bedeu­

tender öffentlicher Einrichtungen, wirtschaftlicher und kultureller Mittelpunkt auch für 

weite Bereiche des Regierungsbezirks Niederbayern, wird dabei von unseren Betrachtun­

gen ebenso auszuklammern sein wie die im Karussell der zentralen Orte als ein mögliches 

zweites Oberzentrum für die Oberpfalz in die engere Wahl gezogenen kreisfreien Städte 

Amberg und Weiden i. d. OPf. 

1. Veränderungen der Verwaltungsgrenzen 

Durch die Landkreisreform 1972 veränderte sich der Gebietsstand des Regierungsbezirks 
Oberpfalz geringfügig; er umfaßte an Fläche am 1. 1 . 1980 9686,53 qkm. Die Wohnbevöl­
kerung zählte zum 3 1 .  12. 1979 insgesamt 965 006 und somit knapp unter 9% der des 
Freistaats. Die Oberpfalz hatte zu diesem Zeitpunkt 93 Einwohner je qkm; im Landes­
durchschnitt sind es 135 je qkm. 

Die Anzahl der unteren Bauaufsichtsbehörden konnte erheblich reduziert, die Anzahl 
der Unteren Denkmalschutzbehörden - in der Folge des Denkmalschutzgesetzes von 1973 
- beschränkt werden. Die Leistungsfähigkeit der unteren Verwaltungsebene konnte 
gestärkt, die beschworene Bürgernähe wohl kaum ausgebaut werden. 

Der einseitig juristische Ausbau der Landratsämter schwächt die Stellung der Kreisbau­
meister, zumal dann, wenn die Organisation der Kreisbauämter noch nicht befriedigend 
abgeschlossen werden konnte (z. B. sind in zwei Großlandkreisen jeweils drei Kreisbau-
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meister und ein Kreisbaudirektor tätig. Diesen steht pro Amt jeweils ein Verwaltungsjurist 
gegenüber, der seine Verwaltungseinheit im Hinblick auf das Kreisbauamt wesentlich 
wirkungsvoller zur Geltung bringen kann). Durch die teilweise verschwommene Rechts­
lage zum Thema »Baugestaltung«,  den gestiegenen Anforderungen einer geordneten 
Bauleitplanung und dem durch vermehrte technische Vorschriften und weitere Gesetze 
bzw. Gesetzesnovellierungen angestiegene Leistungsdruck wird in erster Linie das Kreis-

. bauamt berührt. Der Kreisbaumeister gerät dabei als nur noch »technischer Sachbearbei­
ter« zunehmend in Argumentationsnöte gegenüber dem Regierungsrat bzw. Oberregie­
rungsrat oder Regierungsdirektor. 

In Großlandkreisen, die für das wichtige Amt eines Kreisbaumeisters inzwischen einen 
qualifizierten Beamten der Staatsbauverwaltung gewinnen konnten, ist die räumliche 
Nähe zu bedeutenden Objekten, hier besonders Baudenkmäler und Ensembles, und das 
Wissen und Erforschen der angestammten bäuerlichen Hauslandschaften nicht mehr 
gegeben. Eine regional abgestimmte Bauberatung ist nur schwer durchführbar, zumal sich 
in jedem der 7 Großlandkreise mindestens 2 bäuerliche Hauslandschaften nachweisen 
lassen. 

Abbau der Verwaltungszentralität in ehemaligen Kreisstädten bedeutet Umsatzrück­
gang im Einzelhandel, schwieriger werdender Bauunterhalt für schutzwürdige Gebäude/ 
bauliche Anlagen und enge finanzielle Freiräume für die Erhaltung und Pflege der hier 
immer anzutreffenden Platz-/Straßenensembles. Ein schwierig zu lösendes Problem werden 
auch die inzwischen leerstehenden ehemaligen Landratsamt- und sonstigen Ämtergebäude 
(z. B. Amtsgericht, Finanzamt). Besonders schmerzlich werden dabei die fehlenden 
Ansätze für eine Revitalisierung - im Einklang mit der historischen Bausubstanz - für das 
prachtvolle Renaissanceschloß (ehemalige Residenz, Ende 16. Jahrhundert) Friedrichsburg 
in Vohenstrauß, für das sogenannte Neue Schloß in Neunburg v. Wald oder das ehemalige 
Pfleghaus (Mitte 1 6. Jahrhundert), dann Bezirksamt und später Landratsamt zu Füßen der 
Burg in Burglengenfeld empfunden. Die Standardlösung »museale Nutzung« kann hier 
kaum zu einer tragfähigen Lösung führen. 

Vermehrte Verwaltungszentralität in den Kreisstädten führt zu einem erhöhten Umsatz­
plus im Einzelhandel, zum Bau zusätzlicher Einkaufszentren, verstärkter Wohnungsnach­
frage (Beamte), zu Problemen mit dem fließenden und ruhenden Verkehr und zu »groß­
städtischen Perspektiven« für kommunale Beschlußgremien. Platz- und Straßenensembles 
werden durch zusätzliche bauliche Verdichtung (Aufstockung, Dachgeschoßausbau, 
Ladeneinbauten, Arkadenkonzepte) und einseitige - d. h. verkehrsgerechte - Freiflächen­
planungen gefährdet. 

Für die im Aufgabengebiet des Verfassers liegenden 5 Großlandkreise ergaben sich 
folgende baulichen Lösungen für die Neuordnung der Landratsämter: 

Landkreis Amberg-Sulzbach - Der Südbau des ehern. kurfürstlichen Schlosses in 
Amberg, ein ursprünglich spätgotischer Bau, der von 1 602-1603 umgebaut und neuge­
staltet wurde, dient bereits als Landratsamt; die dringend notwendig werdende bauliche 
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Erweiterung erfolgt in den nächsten Jahren im Rahmen einer Instandsetzungs-lRestaurie­

rungsmaßnahme im ehemaligen Zeughaus (spätgotische Anlage, 1604 verändert) am 
gegenüberliegenden Vils-Ufer. Beide Gebäude sind durch die sogenannte » Stadtbrille«, ein 
Brückengebäude aus der Mitte des 16. Jhs., verbunden. 

Landkreis Cham - Neubau des Landratsamtes »auf der grünen Wiese«,  weitab vom 

Bahnhof; Fertigstellung erfolgte im Herbst 1980. Das ehemalige Bezirksamt wurde vor ca. 
zwei Jahrzehnten bereits abgebrochen. 

Landkreis Neustadt a.d. Waldnaab - Derzeit noch dezentralisiert; die Hauptverwaltung 

befindet sich im sogenannten Neuen Schloß (1698-1720), dem Residenzbau der Fürsten 
von Lobkowicz. Durch Erwerb des sogenannten Alten Schlosses (städtischer Besitz), einem 
bauinschriftlich datierten Gebäude von 1543,  soll die gesamte Verwaltung an diesem 

dominanten Platz vereint und damit die barocke Bauidee der Fürsten von Lobkowicz, hier 
eine repräsentative Dreiflügelanlage an der höchsten Stelle des Stadtplatzes zu errichten, 

im Sinne einer denkmalpflegerischen Behandlung - unter Erhaltung der gesamten histori­
schen Bausubstanz - nachempfunden werden. 

Landkreis Schwandorf - Schwandorf war von 1920 bis 1972 kreisfreie Stadt. Mit der 
Neuordnung der Landkreise wurde es Sitz der Landkreisverwaltung. Der für sie bestimmte 
Neubau steht, analog der städtebaulichen Lösung in Cham, in entgegengesetzter Richtung 

zum Bahnhof »auf der grünen Wiese«. Auf die leerstehenden ehemaligen Bezirks-lLand­
ratsämter in Burglengenfeld und Neunburg v. Wald wurde bereits oben hingewiesen. 

Landkreis Tirschenreuth - Das u. a. auch im denkmalgeschützten Amtsgebäude III 

( 1909-191 1 )  untergebrachte Landratsamt wird derzeit mit einem der umgebenden Archi­
tektur angepaßten Neubau erweitert. 

Anmerkungen zur Gemeindegebietsreform von 1 978: Die räumliche Neueinteilung im 

Rahmen der Landkreis- und Gemeindegebietsreform von 1972/78 hat in dem fast aus­
schließlich ländlich strukturierten Regierungsbezirk zu erheblichen Veränderungen 
geführt, wobei das breite Band historischer Zusammenhänge, aneinandergewachsen in 
mehreren Jahrhunderten, an einigen Stellen durchschnitten wurde. Die räumliche Größe 

der kommunalen Gebietskörperschaften » Gemeinde« und »Landkreis« wurde dabei 
wesentlich umgeformt. Aus der Sicht der Denkmalpflege und des Denkmalschutzes sind 
dazu folgende Anmerkungen erlaubt: 

a) Umnutzung historischer Rathäuser (Umbaumaßnahmen), fehlende Mittel für den 
Bauunterhalt bei leerstehenden bzw. nur noch teilgenutzten denkmalgeschützten Ver­
waltungseinrichtungen. 

b) Schrittweise Zerstörung zentralitätstypischer Einrichtungen, die im Umfeld der 
Gebietsreform, hier auch durch Änderung der Pfarr- und Schulsprengel beschleunigt, 

zum Verlust denkmalgeschützter Schulhäuser, ehemaliger Pfarr- und Mesnerhäuser 
und somit auch zur Zerstörung von Klein-Ensembles führten bzw. führen. 

c) Stagnation dort, wo bereits über Jahrzehnte bzw. Jahrhunderte durch meist politische 
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Entscheidungen ein Wachstum kaum mehr möglich wurde. Die Entscheidung zugun­
sten der expandierenden Nachbargemeinde (Stichworte: Zersiedelung, Bauleitplanung, 

Ortsbildpflege) vermehrt die Sorgen der Denkmalpflege. 
d) Verstärktes Wachstum, gepaart mit intensiver Bautätigkeit (Hoch- und Tiefbaumaß­

nahmen) dort, wo einst historische städtebauliche Gebilde von höchster Qualität noch 
vor 20 Jahren anzutreffen waren. Flächenintensive, zentralitätstypische Einrichtungen 
als Neubauten wie Rathaus- und Schul anlagen, Sparkassen, Bankgebäude u. a. spren­
gen den baulichen Maßstab einer Dorf-, Markt- bzw. Kleinstadtgemeinde. 

2. Herzstück der Oberpfalz 

Landkreis Amberg-Sulzbach (und kreisfreie Stadt Amberg) 

Der zum Frühjahr 1978 abgeschlossene Entwurf der Denkmalliste (Art. 2 DSchG) weist 
einige für diese Region spezifische Gruppen von Baudenkmälern aus. 

a) Burgen (Burgruinen) und Schlösser, hier mit dem Schwerpunkt Burgruinen und Ham­

merschlösser: 
Zielsetzung - Im Rahmen des » Burgen- und Schlösserprogramms der Oberpfalz« , das vom 
Bayer. Landesamt für Denkmalpflege in Zusammenarbeit mit dem Bezirk der Oberpfalz 

erstmals im Jahre 1980 durchgeführt wurde, soll für die nächsten 10-20 Jahre zumindest 
eine Sicherung der Burgen, Burgruinen, Schlösser, Edelsitze, Landsassen- und Hammergü­
ter ermöglichen. Der Landkreis und die betroffenen Gemeinden werden sich im Rahmen 

ihrer finanziellen Leistungsfähigkeit daran beteiligen. 

Laut Listenauszug (Stand 1980) werden 56  einschlägige Objekte im Landkreis als Bau­

denkmäler geführt, davon 14 Burgruinen ( 12. bis 14. Jahrhundert) und 12 ehern. Ham­

mergüter, wobei die bedeutenderen Anlagen entlang dem den Landkreis in Nord-Süd­
Richtung teilenden Fluß Vils zu finden sind. 

Anzahl der urkundlich nachweisbaren Schienhämmer und eisenverarbeitenden Ham-
merwerke im oberpfälzischen Eisenrevier: 

14. Jh. 15.  Jh. 16. Jh. 1. H. 17. Jh. 

Schienhämmer 22 62 79 74 

Hammerwerke 125 141 123 108 

b) Die unter a) genannte Baudenkmalgruppe bedarf primär einer steten Pflege und einer 
wissenschaftlichen Aufarbeitung; ein Ansinnen auf Abbruch steht kaum ernsthaft zu 
erwarten. Das Bayer. Denkmalschutzgesetz wurde jedoch hauptsächlich für die folgende 

Gruppe der historischen Wohnstallbauten, landwirtschaftlichen Betriebsgebäude und 
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sonstiger schutzwürdiger Nebengebäude notwendig, die im fließenden Prozeß des Struk­
turwandels in der Landwirtschaft und bei raumordnenden Maßnahmen im Wege stehen. 
Trotz ihrer ausgewogenen Proportionen und der Grundrißqualität werden sie sehr schnell 
wegen der vorenthaltenen Pflege (unterlassener Bauunterhalt) und der noch fehlenden 
modernen Haustechnik für die Abbruchsraupe bestimmt. Die bäuerliche Hauslandschaft 
der Oberpfalz ist in ihrer Vielgesichtigkeit und Spannweite wie in keinem anderen 
bayerischen Regierungsbezirk vertreten. Konstruktion und Gestaltung von Gebäuden in 
Dorf, Markt und Ackerbürgerstadt einer Landschaft unterscheiden sich nur wenig. 
Bedrückend ist, daß sich im Verlauf meiner über dreijährigen Tätigkeit in diesem Raum, 
bei den vielen zur Besichtigung anstehenden Wohnstallbauten, Haken-, Dreiseit- und 
Vierseithöfen kaum ein angestammtes historisches Mobiliar entdecken ließ. Die Gebäude 
wirken wie ausgeraubt. 

Die für den Landkreis Amberg-Sulzbach aufgelisteten Hofstellen, Wohnstallbauten, 
Städel, Hirtenhäuser, Backöfen und sonstigen Nebengebäude belaufen sich, geordnet nach 
Hofstellen bzw. landwirtschaftlichen Einzelgebäuden, auf derzeit insgesamt 325 (Stand 
3 1 .  12. 1980) denkmalgeschützte Objekte, abzüglich einer kleinen Dunkelziffer bereits 
abgebrochener Gebäude. Im Jahre 1980 wurden allein bei dieser Baudenkmälergruppe mit 
Wissen des Bayer. Landesamtes für Denkmalpflege ca. 15 Objekte durch Abbruch (auch 
Brand) zerstört. Im Zusammenhang mit dem inzwischen angelaufenen Benehmen mit den 
Gemeinden zur Überführung des Entwurfs in die eigentliche Denkmalliste (Baudenkmäler) 
muß aufgrund der vorliegenden Dissensfälle mit einem weiteren Verlust (nach Aufrech­
nung mit Nachträgen) in Höhe von ca. 50 Objekten gerechnet werden. 

Die Auswertung der Denkmalliste (Entwurf) für den Lkr. Amberg-Sulzbach für die v. g. 
ländlichen Objekte ergibt, nach Baualter geordnet, folgendes Bild: 

2. H. 16 .  Jh. (im Kern) 
17. Jh. (fast ausschl. 
2. H. 17. ]h. )  
18 .  Jh. (fast ausschl. 
2. H. bis 1800) 
19. Jh. 
20. Jh. ( 1903) 

insgesamt 

4 Hofstellen bzw. landwirtschaftl. Gebäude 

30 Hofstellen bzw. landwirtschaftl. Gebäude 

216 Hofstellen bzw. landwirtschaftl. Gebäude 
101 Hofstellen bzw. landwirtschaftl. Gebäude 

1 Hofstelle bzw. landwirtschaftl. Gebäude 

352 Hofstellen bzw. landwirtschaftl. Gebäude 

davon 289 Bauernhäuser (Wohnstallbauten etc.) bzw. Hofstellen 
63 Stein- und Fachwerkstädel 

In Anbetracht der ausgeprägten Abbruchmentalität wird die Erforschung des bäuerlichen 
Hausbaus und der Hauslandschaften immer dringender. Im Zusammenhang mit der 
Erstellung der Baudenkmallisten und dem weiteren Verfahren könnte eine präzise Einbe-
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ziehung solcher Bewertungselemente in  den Kurztext eine erhebliche Erleichterung für 
dieses notwendig werdende Forschungsvorhaben sein. 

c) Problembereich »Alliierte Truppenübungsplätze«: Die bereits vor dem 2. Weltkrieg 
eingerichteten Truppenübungsplätze » Hohenfels « am Südwestrand und » Grafenwöhr« 
am Nordrand des Landkreises führten in der Folgezeit zu einer ausgeprägten Stagnation in 
diesem größtenteils reizvollen Landschaftsgürtel. Besonders hart davon betroffen ist das 
im Grunde für den Fremdenverkehr bestens geeignete Lauterachtal. Detonationswellen 
(Schall- und Druckwellen) gefährden die historische Bausubstanz und schrecken den 
ruhebedürftigen Fremden. Durch das zu einem großen Teil verlorengegangene Hinterland 
sind Umsatzverbesserungen gerade im Einzelhandel kaum zu erwarten. Auch der Ausbau 
des Fremdenverkehrs stößt hier sehr schnell an kaum zu überwindende Barrieren. Herrscht 
anderswo im Landkreis Wohnungsmangel, so finden wir hier Gebäude, die zum Teil 
leerstehen. Ferner zeichnet sich auch eine ungünstige Entwicklung bei den Altersgruppen 
ab; eine Überalterung der Wohnbevölkerung ist dabei nicht zu übersehen. 

Die herausragenden Ortsensembles Vilseck und Hohenburg, letzteres durch seine noch 
deutlich ablesbare spätgotische Straßenmarktanlage von besonderer baugeschichtlicher 
und städtebaulicher Bedeutung, bedürfen durch die schon über viele Jahrzehnte feststell­
bare Isolierung einer verstärkten öffentlichen Förderung zur Finanzierung der Denkmal­
und Ensemblepflege sowie der Ortsbildpflege. 

3. Ensembleprogramm 

Das Bayerische Landesamt für Denkmalpflege hat zur Realisierung dieser Schwerpunkt­
aufgabe ein » Ensembleprogramm« für die Oberpfalz in Vorbereitung, für das neben den 
o. g. Orten auch z. B. die Städte Berching, Freystadt und Neustadt a. Kulm ins Auge gefaßt 
werden. 

Als Vorgaben sollen dabei gelten: 
- Ackerbürgerstadt bzw. Markt bereits im 18 .119. Jahrhundert, 
- großer Bestand an Baudenkmälern, 
- Siedlungsform und -grundriß (siehe Uraufnahme) mindestens aus der 1 .  Hälfte des 

19.  Jahrhunderts bzw. älter; in Verbindung mit den damals bemessenen städtebaulichen 
Daten (Baudichte - GRZ/GFZ, Bevölkerungsdichte) und der noch in groben Zügen 
vorhandenen ehern. Nutzung; 

- vorhandenes altes Erschließungssystem, 
- ursprünglicher Siedlungskern mit den dazugehörigen städtebaulichen Dominanten Kir-

che, Rathaus, Pflegersitz und Sozialbauten (Armenhaus, Spital usw.) sowie Bauten für 
Gewerbe und Handwerk (z. B. Säg-/Mahlmühle) ,  

- ehern. Wehrbauten bzw. Reste des Befestigungsringes, 
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- ursprünglicher Bezug - zumindest in Teilräumen - zur Landschaft (Siedlungsrand), 
- begrenzte Chancen auf wirksame finanzielle Förderung über das Städtebauförderungs-

programm, d. h. denkmalpflegerisches Alternativprogramm. 

Zielsetzungen des »Ensembleprogramms« sind u. a. :  
a) Beseitigung denkmalpflegerischer Mißstände 
b) vermehrte Wahrung denkmalschützerischer Belange 
c) intensive Beratung zu Baurnaßnahmen und planungsrechtlichen Festsetzungen unter 

Berücksichtigung der Zielvorgaben des Landesamtes für Denkmalpflege 
d) gemeinsame Erarbeitung von Ortsbausatzungen 
e) verstärkte Teilnahme an Gemeinderatssitzungen 
f) langfristige Zuschußplanung 

g) Förderung besonders privater Baurnaßnahmen (Einzelzuschüsse bis über DM 
30 000,-) zumindest für baugeschichtlich und städtebaulich bedeutsame Baudenkmä­
ler im Ensemble 

h) Auswahl geeigneter Architekten bzw. Planfertiger, Statiker, Bauleiter und Handwerker 
für Instandsetzungsmaßnahmen an Baudenkmälern 

i) Steigerung der Effizienz im Rahmen der Denkmalpflege 
j) bessere Koordination aller beteiligten Behörden im Hinblick auf Genehmigungsverfah­

ren, Durchführung und Finanzierung der Bau-/Restaurierungsmaßnahmen. 
Neben dem »Ensembleprogramm« und dem »Burgen- und Schlösserprogramm der 

Oberpfalz« soll über ein 3 .  Schwerpunktprogramm »Bauernhäuser« eine primär auf 
Reaktion ausgerichtete Phase Oberpfälzer Denkmalpflege stufenweise übergeleitet werden 
in eine konzertierte Aktion zur Bewahrung Oberpfälzer Baukultur. 

4. Gesetzlicher Rahmen 

a) Bayerisches Denkmalschutzgesetz 

Mit dem am 1 .  10.  1973 in Kraft getretenen bayerischen Denkmalschutzgesetz wurde 
Denkmalpflege und Denkmalschutz in einem bis dahin nie gekannten Ausmaß bei der 
Bevölkerung, der öffentlichen Verwaltung und den kommunalen Gebietskörperschaften 
aktualisiert. Die Medien haben sich zu diesem Thema ebenfalls sehr stark engagiert; dies 
gilt im besonderen für die Lokalpresse. Die Aufgabenstellung des Bayer. Landesamtes für 
Denkmalpflege hat sich ganz entscheidend erweitert und verändert. 

Verunsicherung bei Bauaufsichtsbehörden wegen der zunehmenden Einflußnahme der 
vollzugsorientierten Fachbehörde (Landesamt) am Baugeschehen im Bereich 
- Baudenkmäler (öffentliche, private) 
- Ensembles 
- Nähebereich Baudenkmal 
- Nähebereich Ensembles 
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und ihre verstärkte Tätigkeit als Träger öffentlicher Belange bei sämtlichen raumrelevan­
ten Maßnahmen sind inzwischen einem Verständnis für die Belange der Denkmalpflege 
und des Denkmalschutzes gewichen. 

Im Bereich der Stadtsanierung und der Entwicklung eines Positionspapieres zum Thema 
» örtliche Bauvorschriften« (Ortsbausatzungen) ergibt sich ein hohes Maß gemeinsamer 
Anliegen mit der Obersten Baubehörde. 

Die Bestrebungen einiger Landtagsabgeordneter in den Jahren 1977 und 1978 mit dem 
Ziel, das Denkmalschutzgesetz in einigen Punkten zu ändern - hier besonders Artikel 2 
Denkmalliste - haben sich inzwischen erschöpft. Eine Novellierung wird momentan vom 
Bayer. Landtag nicht erwogen. 

Der Vollzug des Denkmalschutzgesetzes, der ja hauptsächlich auf den Schultern der 
Unteren Denkmalschutzbehörde (Landrats amt, Verwaltungsbehörden, kreisfreie Stadt 
und Große Kreisstadt) ruht, wird im Verlauf der nächsten Jahre sicher noch verbessert 
werden können. Dies wird jedoch vorwiegend, da die Problemfälle primär auf dem Lande 
zu suchen sind, von der Leistungsfähigkeit der jeweiligen Kreisverwaltungsbehörde, hier 
speziell des Kreisbauamtes (Kreisbaumeister) und der beiden Juristen (Bauabteilung, 
Kommunalaufsicht),  abhängen. 

Baudenkmäler im Regierungsbezirk Oberpfalz 

Die detaillierte Baudenkmälerzählung im Febr.lMärz 1977 erbrachte folgendes Ergebnis: 

Kirchliche Gebäude 1702 
Orts-, Friedhofs-, Landesbefestigung 266 
Burgen und Schlösser 346 
öffentliche Gebäude des Staats, der Gemeinde, des Handels, der Wirtschaft 386  
Wohngebäude 2925 
bäuerliche Anwesen und Gebäude 1 829 
Anlagen und Bauwerke der Technik, des Verkehrs 
Friedhöfe und Parks 
Flurgebäude 
Denkmäler, Brunnen und Flurdenkmäler 
Teile baulicher Anlagen 
Sonstiges 

gesamt: 

Die dem Wohnen dienenden Gebäude umfassen demnach: 

Wohngebäude 
bäuerliche Anwesen (unter Abzug von nicht bewohnbaren Nebengebäuden) 
Schlösser (bewohnt) 

gesamt: 

141 
145 
430 

1 1 77 
331  

14  

9692 

2925 
ca. 1500 
ca. 150 

4575 
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Der Gesamtbestand an Wohngebäuden in der Oberpfalz belief sich zum 3 1 .  12. 1979 
auf 200 699 (laut Gemeindedaten - Ausgabe 1980, herausgegeben vom Bayer. Statisti­
schen Landesamt). 

Der Anteil der denkmalgeschützten Wohngebäude am Gesamtbestand beläuft sich 
demnach auf 2,3 %.  

Es  steht zu  erwarten, daß sich in  den nächsten 10 Jahren _ durch entsprechende Fortsetzung der Neubautätigkeit (Abwanderung von der Land-
wirtschaft - Trend zum Eigenheim), 

- durch unsachgemäße und damit das Baudenkmal vernichtende Umbaumaßnahmen, 
- durch illegale und genehmigte Abbrüche, _ durch Brandkatastrophen und Einstürze (ruinöser Bauzustand, unterlassener Bauunter-

halt über mehrere Jahrzehnte) ,  _ nach Abschluß des Benehmens mit den Gemeinden im Zusammenhang mit den Denk­
mallisten und der Behandlung von Dissensfällen im Landesdenkmalrat 

dieser vorhin aufgezeigte Anteil auf ca. 1,5% bis 1,6% reduzieren dürfte. 
Ein Wehklagen über den allgegenwärtigen Denkmalschutz erscheint daher nicht ange­

bracht. Der Anspruch eines Kulturstaates läßt sich ja gerade im Bereich des Denkmalschut­
zes und der Denkmalpflege an den Wohngebäuden - Behausungen für Menschen -
dokumentieren. Die in Art. 1 Abs. 1 DSchG aufgezeigten Bedeutungsmerkmale und die im 
nachfolgenden Abs. 2 gegebene Definition des Baudenkmals garantieren eine wissen­
schaftliche Arbeitsweise bei der Erfassung der Baudenkmäler. Von einer Baudenkmäler­
schwemme kann somit keine Rede sein. 

b) Bauordnungs- und Planungsrecht 

Fehlende Vollzugsvorschriften zum Denkmalschutzgesetz und die allseits feststellbare 
Zerstörungswut erfordern den verstärkten Vollzug einschlägiger Baugesetze zur Absiche­
rung und Pflege des schützwürdigen Bestandes und seines Umfelds. 

Bei näherer Betrachtung erweisen sich die Bayer. Bauordnung, die Bauvorlagenverord­
nung, das Bundesbaugesetz und im besonderen die Baunutzungsverordnung als hilfreiche 
Gesetzesquellen. Im Zusammenhang mit der sog. Revitalisierung von Baudenkmälern 
(gewerbliche Nutzung) sowie bei der Errichtung von Neubauten und dem Umbau von 
Altbauten in Ensembles konnte damit in einigen Genehmigungsverfahren ein wirkungs­
vollerer Weg zur Durchsetzung denkmalpflegerischer und -schützerischer Belange 
beschritten werden. Die mancherorts aufgetretenen Schwierigkeiten wurden dank der 
Unterstützung durch die höhere Bauaufsichtsbehörde meistens abgebaut. Die Sensibilisie­
rung für planungsrechtliche Belange wirkt hier flankierend zum Vollzug des Denkmal­
schutzgesetzes. Die Art und das Maß baulicher Nutzung (GRZ, GFZ) und ihre Bedeutung 
für das Baugenehmigungsverfahren bedarf inzwischen keiner Diskussion mehr. 
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5 .  Denkmalpflege im ländlichen Bereich als Partnerschaft? 

a) Bauherr 

Erlaubnisverfahren 

Die bisherige geringe Anwendung von Erlaubnisverfahren nach Denkmalschutzgesetz 
zeigt, daß dieses noch nicht die notwendige Beachtung erfährt, die es nach dem Gesetz 
finden müßte. Speziell die nach Bayer. Bauordnung nicht genehmigungspflichtigen bauli­
chen Veränderungen im Innern und am Äußeren von Baudenkmälern, in deren Nähe und 
an Gebäuden in geschützten Ensemblebereichen, hier vor allem die Behandlung der 
Fassaden (Fenster, Haustüre, Putz, Farbe, Verkleidung, Werbung), der Dachhaut und die 
Gestaltung der umgebenden Freiflächen bleiben fast ausnahmslos den Geschmacksvorstel­
lungen der Bauherren und beteiligten Handwerker überlassen. Gerade das Erlaubnisver­
fahren zählt zu den wichtigsten Aufgaben der Unteren Denkmalschutzbehörde und kann 

Freiraum für selbständige, fachlich fundierte Entscheidungen im Sinne des Denkmalschut­
zes und der Denkmalpflege sein. Selbstverständlich wird das Bayer. Landesamt für 
Denkmalpflege bei bedeutenden Objekten beratend mitwirken. 

Voraussetzung für die Existenz einer bäuerlichen Hofstelle ist die Anpassung an 
moderne Betriebsbedingungen, d. h. Technisierung der Innenwirtschaft in Stall und 
Scheune sowie Veränderung der Außenwirtschaft, z. B. statt Scheunendrusch jetzt Mäh­
drusch. Dazu gehören Veränderungen in der Vorratshaltung und bei den Betriebsmitteln 
(Treibstoffe etc.) :  

Getreide (Lagerung bei der aufnehmenden Hand), 
Heu (Belüftung und Trocknung regional sehr unterschiedlich), die Silagewirtschaft 

nimmt zu ! 

Zwänge für den Bauherrn: Innerfamiliäre Klärung über die Fortführung des Betriebs 
(Betriebsform? ) ;  

Investitionsphase I (ca. 1955 bis heute) : Stärkung der Ertragskraft des Betriebs durch 
Mechanisierung und Technisierung, Neubaumaßnahmen für Stall und Scheune; Zukauf 
von Acker- und Grünlandflächen. 

Folgeerscheinung: Veränderung der Hofstelle, Abbruch schutzwürdiger landwirtschaftli­
cher Nebengebäude; eventuell bereits Teilabbruch am Wohnstallbau, Abbruch der gemau­
erten Toreinfahrt, VergrÖßerung der Hoffläche (Rangierplatz für Schleppzug) 

Investitionsphase II (ca. 1965 bis heute) :  Verbesserung der Wohn- und Arbeitsverhältnisse 
(Hauswirtschaft) auf dem Hof; Einbau moderner Haustechnik, Vergrößerung der Wohn­
flächenanteile pro Familienmitglied. 

Folgeerscheinung: Zerstörung histor. Bausubstanz am (ehern.) Wohnstallbau durch 
unsachgemäßen Umbau, Veränderung der Proportionen und des Erscheinungsbildes ; 
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störender Erweiterungsbau; Gesamtabbruch - Ersatzbau im Widerspruch zu den Bemü­
hungen der Denkmal- und Ortsbildpflege. 

b) Gemeinde 

Die Gemeinde ist erste AnlaufsteIle sowohl im Baugenehmigungs- wie auch im Erlaubnis­
verfahren. Bürgermeister und Gemeinderäte wären in besonderem Maße bei Belangen des 
Denkmalschutzes, der Denkmalpflege und der Ortsbildpflege gefordert. Die Praxis zeigt, 
daß die Beschlüsse im Bauausschuß bzw. Gemeinderat von der Solidarität zum Antragstel­
ler, unabhängig von den öffentlichen Belangen, diktiert werden. 

c) Partner der Landwirtschaft, Partner des Landesamtes 

Erfreulicherweise konnte die Zusammenarbeit mit Behörden, hier vor allem mit den drei 
Landbauämtern, den Ämtern für Landwirtschaft, der Ortsplanungsstelle für die Oberpfalz 
und der Flurbereinigungsdirektion Regensburg weiter ausgebaut werden. Auch hat sich 
die vermehrte Abstimmung zur Erstellung von Finanzierungsplänen (Mischfinanzierung) 
mit den zuständigen Gebietskörperschaften und sonstigen Zuschußgebern sehr bewährt. 

ca) Amt für Landwirtschaft 
Im Verlauf der letzten Jahre hat sich gerade mit den Fachberatern für landwirtschaftliches 
Bauen eine vertrauensvolle Zusammenarbeit eingestellt. Bis noch vor wenigen Jahren 
standen für die gesamte Oberpfalz lediglich zwei Berater zur Verfügung; sie waren direkt 
der Regierung unterstellt. Inzwischen sind vier Fachberater im Regierungsbezirk tätig; sie 
wurden jedoch dienst- und fachaufsichtlich den Ämtern für Landwirtschaft unterstellt. 
Dies kann in manchen Fällen, besonders im Zusammenhang mit der Behandlung von 
Baudenkmälern, zu unterschiedlichen Auffassungen zwischen dem Amtsvorstand (Land­
wirtschaftsdirektor) und dem Fachberater (Bauingenieur) führen. 

Die Ämter für Landwirtschaft sind jeweils auf Landkreisebene organisiert. Seit 1978 
beteiligen sich deren Fachberater an den Sprechtagen des Bayer. Landesamtes für Denk­
malpflege. 

cb) Flurbereinigungsdirektion 
Maßnahmen der Flurbereinigung und Dorferneuerung konnten bisher einvernehmlich 
gelöst werden. Inzwischen wurden der Behörde in Regensburg die Entwurflisten » Bau­
denkmäler« und » Obertätige Bodendenkmäler« zur Verfügung gestellt, um bereits bei den 
Bestandserhebungen die Belange des Denkmalschutzes und der Denkmalpflege vorab 
berücksichtigen zu können. 

In Anbetracht der Konsequenzen aus Flurbereinigung und Dorferneuerung für histori­
sche Situationen und Bausubstanzen (Fluren, Ortskerne, Ortsbilder, Transferierung von 
Flurdenkmälern) wurde inzwischen am Landesamt eine eigene » Arbeitsgruppe für Dorfer­
neuerung« gebildet. 
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Für die Dorferneuerung wurden im Rahmen des Programms für Zukunftsinvestitionen 
(Laufzeit 1977-1980) 67 Mio DM vom Bund (davon 40% Landesanteil) und 64 Mio DM 
vom Freistaat, insgesamt also 131  Mio DM, für Maßnahmen der Dorferneuerung im 
Freistaat aufgewendet. Davon wurde für die Oberpfalz ein überproportionaler Mittelan­
teil von ca. 70% für Maßnahmen zur Verbesserung der innerörtlichen Verkehrsverhält­
nisse ausgegeben. 

ce) Bayer. Staatsministerium für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 

Das Landwirtschaftsministerium hat in den vergangenen Jahren erhebliche Anstrengungen 
unternommen, um ein » landschaftsgebundenes Bauen in der Landwirtschaft« in das 
Blickfeld der Öffentlichkeit zu rücken. Die Bemühungen um die Ortsbildpflege und das 
große Maß an Verständnis für die Denkmalpflege zeigen sich besonders deutlich in den 
dafür eingeführten Prämierungswettbewerben, wobei sich bezeichnenderweise im Regie­
rungsbezirk nur sehr schwer eine geeignete Neubaumaßnahme finden läßt. Deshalb 
wurden mehrfach Instandsetzungsmaßnahmen der Denkmalpflege in diesem Gebiet in den 
Wettbewerb miteinbezogen. Neben Publikationen, Vortragsreihen und Tonbildschauen 
für die Intensivierung der Ortsbildpflege sind für die Dankmalpflege die Änderung der 
» Richtlinien für die Gewährung von zinsgünstigen Darlehen zum Neu-, Um- und Ausbau 
von Wohngebäuden in landwirtschaftlichen Betrieben« - erstmals für das Haushaltsjahr 
1979 - von erheblicher positiver Auswirkung. 

Die einschlägige Regelung lautet: 
»Falls Um- und Ausbaumaßnahmen aus denkmalpflegerischen Gründen kostenmäßig 

an Neubaumaßnahmen heranreichen, können hierfür künftig ebenfalls Darlehen bis zu 
80 000 DM gewährt werden« . 

cd) BayWa AG 

Die BayWa AG, führender Baustoffhändler im ländlichen Raum, hat erstmals auf dem 
Zentrallandwirtschaftsfest München 1978 mit der hauseigenen Broschüre » Bauen in 
Bayern - Beispiele landschaftsgerechter Bauteile« versucht, der vorgebrachten öffentlichen 
Kritik am Baustoffhandel zu begegnen. Zudem wurde eine Produktenreihe ausgewählt 
und, empfohlen vom Deutschen Werkbund Bayern, in den Handel gebracht. Die mit dem 
» Werkgut« -Siegel versehenen Baustoffe und Bauelemente, als Produktpalette inzwischen 
auch regionalisiert, stehen für das Bemühen um besseres Bauen auf dem Lande. Zudem 
wird seit Februar 1979 eine Tonbildschau zu oben genanntem Thema, in Zusammenarbeit 
mit Dieter Wieland (Autor von » Bauen und Bewahren auf dem Lande« )  entstanden, im 
Rahmen öffentlicher Veranstaltungen vorgeführt. Innerhalb von zwei Jahren konnten bei 
über 500 Veranstaltungen insgesamt ca. 50 000 Teilnehmer registriert werden. 

Die Anstrengungen dieser gezielten Öffentlichkeitsarbeit werden auch der Denkmal­
pflege zugute kommen. 

Die Resonanz des Marktes für landschaftsgerechte Bauelemente und Baustoffe ist 
jedenfalls sehr positiv und garantiert auch einen geschäftlichen Erfolg. 



Ernst Schirmacher 

Altstadtsanierung: Zum Beispiel Limburg an der Lahn 
Unter Mitwirkung von B. Conradi und J. Ebel 

Das hohe Alter der Stadt - das Fachwerk - die Bautypen 

Diese dicht gebaute Fachwerkstadt ist sehr alt - weniger auf Grund der urkundlichen 
Belege und der historischen Überlieferung, da findet man wesentlich ältere Städte, als auf 
Grund ihrer Bausubstanz. Sie ist nie ernsthaft zerstört worden, abgesehen von zwei sehr 
frühen Stadtbränden, deren Wirkung der Chronist aber offensichtlich übertrieben hat. 
Schon gegen Ende des 14. Jahrhunderts verlor die Stadt ihre Bedeutung und fiel in einen 
langen Schlaf, der erst mit dem Beginn des 19.  Jahrhunderts beendet wurde. So kommt es, 
daß neben den hervorragenden Denkmälern wie dem Dom, der ehemaligen Stiftskirche St. 
Georg, vollendet 1235, oder der ehemaligen Franziskanerkirche, die um 1300 gebaut 
wurde, noch Fachwerkbürgerhäuser des 13 .  Jahrhunderts vorhanden sind. Durch Dendro­
chronologie belegt ist für eines davon das Baujahr 1296, ein anderes, am Kornmarkt, kann 
auf Grund der urkundlichen Überlieferung und des baulichen Befundes noch früher, in die 
Mitte des 13 .  Jahrhunderts datiert werden. 

Abb. 1 Burg und Dom, Zeichnung B. Conradi 
" " 

Abb. 2 Hängepfosten 
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A = Umzeichnung aus C. Lachner, 
Geschichte der Holzbaukunst 
in Deutschland, Leipzig 1887 
unter Hinweis auf eine Fach­
werkkirche in Braunau im 
Riesengebirge aus dem Jahre 
1 171.  

B Fachwerkgefüge des Hauses 
Römer 1 von 1296 nach Auf­
maß Hamm. 

BI Hängepfostendetail mit späte­
rer [?] Eisenbandsicherung. 

Seit Carl Schäfer in den siebziger Jahren des 19. Jahrhunderts in Marburg ein sehr altes 
Haus, das er in das Jahr 1319  datierte, mit Hängepfosten aufgemessen hatte, war man in 
der Literatur der Meinung, damit eine Art des Fachwerks zu kennen, von der keine Zeugen 
mehr vorhanden sind. Diese Konstruktionsart muß um 1300 bereits völlig ausgereift 
gewesen sein, da man sie bald danach nicht mehr verwendete (Gießen, Burgmannenhaus) .  
Sie hatte, das darf man daraus folgern, nach dem Brauch dieser Jahrhunderte bereits eine 
längere Tradition hinter sich. In der Altstadt von Limburg sind noch fünf Bauten mit einer 
Hängepfostenkonstruktion vorhanden, von denen einer bisher saniert werden konnte (das 
genannte Haus von 1296 - Römer 1 ) .  Andere Bauten müssen ebenfalls auf Grund von 
Konstruktionseigentümlichkeiten in die Zeit um 1300 verwiesen werden. 

Zu dieser Zeit war es auch in Limburg Tradition, die Erdgeschosse der Häuser als hohe 
Hallen zu bauen. Es handelt sich um 4-5 m hohe saalartige Räume, die meist das gesamte 
Erdgeschoß einnehmen und in denen der Herd stand. Teils sind sie in altertümlicher Weise 
mit einer Längsbalkendecke auf Querunterzügen überdeckt oder mit Querbalken auf 
einem mittleren Längsunterzug, der durch eine mächtige Stütze getragen wird. Diese 
Bauten wurden im späteren Mittelalter oft durch Längswände unter dem First geteilt und 
die Halle durch eine Zwischendecke verdorben. Es entstanden dadurch zwei sehr niedrige 
Geschosse. Die Häuser kamen in den Ruf, unbewohnbar zu sein. 



192 Ernst Schirmacher 

Abb. 3 Hallenhaus, Zustand und Rekonstruktionsversuch vor der Freilegung. Das Haus wird zur 
Zeit saniert. Das Gefüge des Erdgeschosses kann auf Grund der Zapfenlöcher rekonstruiert werden. 
Zeichnung Ernst Schirmacher. 

Notizen zur Baugeschichte 

Das Gefüge der Stadt deutet ebenfalls auf hohes Alter: auf den ersten Blick findet man 
wenig Elemente des mittelalterlichen Städtebaus - kein Straßenkreuz, keinen zentralen 
Markt oder eine Marktstraße, keine Marktkirche, kein repräsentatives Rathaus. Um das 
Jahr 900 besteht auf dem Kalksteinfelsen über der Lahn eine Burganlage, eine schildför­
mige Curtisanlage der fränkischen Zeit. In dieser Burg wird 910 ein Augustiner-Chorher­
renstift gegründet. Am Fuße der Burg liegt der zugehörige Wirtschaftshof mit einer 
Kapelle. Bald aber muß vor dem Burgtor eine Siedlung entstanden sein, die noch im 
12. Jahrhundert ummauert wurde. Wann genau? Das versinkt im Dunkel der Geschichte, 
aber noch im 15. Jahrhundert sind Mauerreste belegt. Zu Beginn des 13 . Jahrhunderts 
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erweitert man die Stadt nach den klaren Regeln des damaligen Städtebaus, legt Handwer­
kerviertel an, einen Straßenmarkt (später verbaut, die heutige Fleischgasse) ,  und baut die 
große Ringmauer. Zur gleichen Zeit errichtet die Bürgerschaft, zusammen mit dem Stift, 
die Stifts- und Pfarrkirche, den heutigen Dom, und die Herren von Isenburg bauen im 
Ostteil der alten Curtisanlage ihre eigene Burg. Die Bürgerschaft war durch Tuchherstel­
lung und Tuchhandel reich und selbstbewußt geworden und besaß am Römer in Frankfurt 
ihr eigenes Messehaus (Haus Limpurg) . Einen weiteren Befestigungsring mit Wall und 
Graben erhielt die Stadt 1343. Der Raum zwischen der Ringmauer und dieser » Schiede« 
wurde aber niemals mehr ganz bebaut. 1346 überfiel die Pest die Stadt. Maßgebende 
Familien wanderten aus, zum Teil nach Frankfurt. Die Hoheit über die Stadt wurde an den 
Erzbischof von Trier verpfändet. Danach konnte Limburg nur mehr die Rolle einer kleinen 
Landstadt spielen. 

In der ersten Hälfte des 19.  Jahrhunderts legte man die Mauern nieder und plante mit 
dem Neumarkt eine großzügige Stadterweiterung im Sinne nachklingender Städtebauge­
danken des Barock. 

Das Schicksal der Altstadt 

Damit leitete man eine Entwicklung ein, die einerseits die bauliche Erhaltung der Altstadt 
begünstigte, andererseits aber auch wirtschaftliche Nachteile brachte. Denn bis in unsere 

Abb. 5 Burgmannenhof, ab 1429 Scholasterei, auf dem Domberg. 
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Abb. 6 Die Stadt um 1350, nach Schirmacher. 
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Zeichenerklärung: 

-

-

Brunnen: 

Geschlossene und halboffene Bebau­
ung. Darin enthaltene Höfe u. kleine­
re Gärten nicht angegeben. 

Offene Bebauung mit einzelnen land­
wirtschaftlichen Höfen u. mit ver­
streuten Häusern u. Scheunen in Gär­
ten. Gliederung und Aufschließung 
durch Wege meist nicht bekannt. 

Gärten (auch Weingärten in der 
Brückenvorstadt). Darin einzelne 
Scheunen und Gartenhäuser. Er­
schließungswege nicht bekannt. 

Kirchen (Richtung des Kreuzes ist 
Richtung des Chores) .  

Geistlicher Besitz, Klöster, Niederlas­
sungen auswärtiger Klöster und 
Stifte. 

1 Brunnen im Hof des Klosters Eberbach (nach 
Hel/bach an Röhrenleitung angeschlossen). 

2 Brunnen auf dem Schuhmarkt (Lage nicht 
genau bestimmt). 

3 Brunnen, 1770 Fischmarkter Brunnen ge-
nannt. 

4 Börner Born (Hel/bach). 
5 Sackbrunnen (Hel/bach). 
6 Brunnen in der Bäckergasse (Lage unbe­

stimmt). 
7 Salzborn. 
8 Brunnen auf der Plötze (Hel/bach). Lage un­

bekannt. 
9 Brunnen in der Fleischgasse. 

10 Boppenborn. In der Nähe - wahrscheinlich 
hinter der Brotschirn - der Steinborn. 

Badestuben: 

1 Badestube des Hospitals. 
2 Kaltes Bad. Nach 1350 dem Kloster Eber­

bach gehörig, vorher den H. v. 1. 
3 Badestube auf der Plötze. 
4 »Stobe« bei d. Kapelle d. Kl. Bethlehem am 

alten Schwesternhaus. Dabei kaltes Bad der 
Juden (andere Seite der Gasse). 

-

Adelige Höfe (nicht vollständig, da 
Höfe außerhalb der Burg meist unbe­
kannt). 

Wasser. 

Stadtbäche (kanalisiert). 

Brunnen (öffentliche) .  

Badestuben. 

Gebiet der Tuchrahmen. Ausdeh­
nung nicht völlig gesichert. 

Erschlossen, Lage gesichert, Ausdeh­
nung und Größe unbekannt. 

Vermutet, keine Belege vorhanden, 
folgt aus der Gesamtsituation. 

o Erläuterungen und Anmerkungen. 

1 1  Brunnen auf der Burg. Nach Hel/bach mit 
Röhrenleitung versorgt. Auch innerhalb der 
Burg der Isenburger - Ostteil - Brunnen an 
der gleichen Leitung (StAW. 115, Stadt 1. 
Nr. 1 v. 1730, Reparatur d. Leitung). 

12 Brunnen auf dem Roßmarkt. 
13 Brunnen an der Mainzer-Straße (Lage unbe-

kannt). 
14 Grobenborn. 
15 Brunnen am Kloster der Wilhelmiten. 
16 Blyncenborn (vermutet) .  
17 Meuregkyn (vermutet). 
18 Lahnborn. 
19 Hospitalsborn. 

5 Badestube a. d. Mainzer-Straße (Lage unbe­
kannt, vor 1470). 

6 Neue Badestube vor Diezer Pforte (um 
1342). 

7 Alte Badestube vor Diezer Pforte (Lage unbe­
kannt). 
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Erläuterungen und Anmerkungen: 

1 Untermühle - H. v. 1. 

2 Hof d. Kl. Arnstein (ab 1370, vergI. hier Ziff. 
22). 

3 Hof d. Kl. Eberbach mit Kapelle. Ausdeh­
nung und Umfang des Hofes nicht bekannt, 
sicher gehörten Scheunen und Stallungen 
dazu. 

4 Burg u. Stiftskirche mit Kreuzgang und To­
tenkapelle. An der Südmauer: Haus des Alta­
res St. Peter in der Burgkapelle und Dekanat. 
Ostteil - Burg d. Isenburger. 

5 Der Hof. Ausdehnung und Gliederung unbe­
kannt. Heute Walderdorffer Hof. 

6 Fischmarkt. 

7 Ab 1399 Rathaus am Markt. Vorher Bürger­
haus. 

8 Schuppen. 

9 Das Brüderhaus in der Bäckergasse an der 
Stadtmauer, Haus der Alexianer zu Köln 
(Lage ungewiß) .  

10 Plötze. 

1 1  Brotschirnen, Gliederung u. Gestalt unbe­
kannt. 

12 Kapelle Bethlehem (ab 1484). Gegenüber in 
der Judengasse neues Schwesternhaus der 
Beginen. 

13 Haus d. Erzb. v. Trier an der Langen Treppe. 

14 Kornmarkt mit altem (bis 1399) Rathaus an 
der Südostecke und Haus Schöneck an der 
Nordost-Ecke. 

15 Fleischschirnen. 

16 Judengasse mit Synagoge. Daneben altes 
Schwesternhaus der Beginen. 

17 Haus des Kl. St. Mathias in Trier oben in der 
Fleischgasse gegenüber den Fleischschirnen 
(Lage nicht genau bestimmbar). 

1 8  Haus der von Brambach, »Die Scheuer« ge­
nannt. Unterhalb Haus des Klosters Gronau. 

19 Kloster der Franziskaner mit Friedhof, Gar­
ten, Brau- und Siechenhaus. 

20 Roßmarkt. 

21 Münzhof (Bezeichnung wahrscheinlich aus 
späterer Zeit). 

22 Niederlassung der Klöster: 
Arnstein, 
Tiefental, 
Dominikaner zu Koblenz, 
Karthäuser zu Koblenz (ab 1414 Ki. Eber­
bach), 
St. Mathias in Trier (vergI. hier Ziff. 17), 
Marienstatt (vergI. hier Ziff. 32 Brückenvor­
stadt), 
Schönau (gegenüber dem Born) - Lage un­
tereinander unbekannt. 
Alle liegen: »Auf dem Rain, Hinter den Bar­
füßern, In der Placgasse« .  Oben an der Ecke 
zum Roßmarkt das Regelhaus. 

23 Hof der H. v. 1., später Trier. 

24 St. Laurentius mit Friedhof. 

25 Hof der Ottensteiner. 

26 Obermühle - H. v. 1. Davor Weißgerber­
Mühle (zwischen 1350 und 1500 nicht ge­
nannt) und außen die Walkmühle. Anord­
nung nach Skizze von 1787, StAW. 1 15, 
Stadt 1. Nr. 77. Walkmühle 1374 von Thile­
mann genannt, ebenso eine Lohmühle. 

27 Alte Mühle, daneben ab 1488 Ölmühle vor­
gesehen. 

28 Kloster der Wilhelmiten » Die Windsbach« ;  
1 3 1 7  von der großen (unteren) Lahninsel 
hierher verlegt. 

29 Hof der Karmeliter zu Boppard an der Die­
zer Straße ab 1494. (Lage ungewiß) .  

30  Marienkapelle auf der Brücke; ab 1490. 

31 Hospital. Lage gesichert, Gestalt unbekannt. 
Lage der Kirche aus d. Schnitt des Grund­
stückes erschlossen. Richtung des Chores 
nach Westen, nach Dilich. 

32 Hof des Kl. Marienstatt. 
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Abb. 7a Die dicht gebaute Altstadt - Fischmarkt, 
Zeichnung B. Conradi. 
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Abb. 7b Fischmarkt, Zeichnung B. Conradi. 
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Tage hinein spielt sich das sehr intensive gewerbliche Leben dieser Stadt vor der Altstadt, 
im Gebiet um den Neumarkt ab. (Limburg ist zentraler Ort mit einem Umland von mehr 
als 200 000 Menschen - Mittelzentrum mit Teilfunktion eines Oberzentrums !)  

Die Altstadt veränderte ihren Charakter. Wer es sich leisten konnte, zog in die 
Neubauviertel. Dieser Vorgang dauerte etwa von 1850 bis 1970, mehr als hundert Jahre. 
In den Jahren 1960-1975 wurden leerwerdende Wohnungen meist von Gastarbeiterfami­
lien übernommen, das Mietzinsniveau sank auf Minimalbeträge, so daß die immer noch 
zahlreichen kleinen Händler, die in ihrem eigenen Besitz wirtschafteten, oft die Oberge­
schosse ihrer Häuser leer stehen ließen. Die Altstadt wurde zu einer schlechten Adresse. An 
den Häusern wurde nur mehr herumgeflickt, gekleistert, zugedeckt. Trotzdem ist die 
Einwohnerdichte noch sehr hoch. 1969 betrug sie etwa 240 EW/ha - Nettobauland. 
Nimmt man die Zahl der Beschäftigten hinzu und setzt voraus, daß jeder Beschäftigte etwa 
soviel einnimmt wie ein Einwohner, etwa 30 qm, dann verdoppelt sich die Dichte auf etwa 
500 EW/ha. (Nur diese Einwohner-Beschäftigtendichte darf mit den Dichtewerten neuerer 
Wohnsiedlungen verglichen werden!)  

Sanierungsplanungen 

Schon vor 1940 gab es eine Anzahl von Fachwerkfreilegungen, an denen man den Wert 
der alten Stadt begreifen konnte und die für die weitere Arbeit gute, wenn auch nur 
optische Vorbedingungen waren. In den Jahren 1968/69 wurde durch den Verfasser eine 
sehr eingehende Bestandsaufnahme der Altstadt durchgeführt, die bauliche, soziale und 
wirtschaftliche Aspekte umfaßte und Grundriß- und Schnittskizzen sowie Flächenberech­
nung und eine überschlägige Berechnung des umbauten Raumes enthielt. Aus dieser 
Bestandsaufnahme erwuchs 1970, zusammen mit deren Auswertung, ein erstes Gutachten 
zur Sanierung der historischen Altstadt mit Rahmenplan und Sanierungszielen. Die 
Erhaltung der Altstadt als Ganzes, nicht nur der hervorragenden Gebäude, wurde damals 
beschlossen. Allerdings ist man zu dieser Zeit in manchen Bereichen noch recht großzügig 
mit dem Bestand umgegangen. Dieses erste Konzept wurde im Laufe der Jahre, in der 
langwierigen Anlaufphase der Sanierung, noch mehrfach modifiziert. Bautypenstudium 
und der Erhaltungsgedanke rückten mehr und weiter in den Vordergrund. Das schlug sich 
dann in den Sanierungszielen und -grundsätzen nieder, die 1976 durch die Stadtverordne­
tenversammlung beschlosen wurden, ebenfalls im darauf aufbauenden Rahmenplan 1977, 
der im Verein mit den bereits durchgeführten Sanierungsmaßnahmen 1979 zur Verleihung 
einer Goldmedaille im Bundeswettbewerb » Stadtgestalt und Denkmalschutz im Städte­
bau« führte. Im letzten Jahr ist eine Kosten- und Finanzierungsübersicht für das Sanie­
rungsgebiet erarbeitet worden. Der Rahmenplan wurde fortgeschrieben und liegt in diesen 
Tagen als Rahmenplan 80 den städtischen Gremien zur Beschlußfassung vor. 
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Durchführung der Sanierung 

Aber bis dahin war es ein weiter Weg. 1972 wurde ein Teil der Altstadt, die » Westliche 
Altstadt« ,  als Sanierungsgebiet festgelegt. Dieser Schritt, der vor allem aus förderungs­
rechtlichen Erwägungen getan wurde, stellt sich heute als Fehler dar. Denn nun herrschen 
zweierlei Maßstäbe in der Altstadt, und es bedarf immer wieder der geduldigen Erklärung, 
um den Bürgern dies klarzumachen. Dann folgten Jahre der zähen, oft auch enttäuschen­
den Arbeit mit unzähligen Gesprächen, Vorschlägen, Verhandlungen, bis dann endlich ab 
etwa 1975 das Interesse an der Altstadt wach wurde. Zur Zeit gibt es für jede freie 
Wohnung und für jedes Haus, das verkauft werden soll, mehrere Bewerber. Interessanter­
weise ist auch die Wertschätzung jenes Teils der Altstadt, der nicht zum Sanierungs gebiet 
gehört, in gleicher Weise gestiegen. 

Warum? Ich will eine Antwort versuchen. Dahinter stehen viele Gründe, vielschichtige, 
zeitbedingte auch. Ich kann nur einige herausgreifen, von denen ich meine, daß sie für 
Limburg entscheidend waren. Zuerst: Sanierung braucht Beständigkeit, Kontinuität 
sowohl der Ziele und Grundsätze als auch der Menschen, die Sanierung vorantreiben. 
Sanierung ist nie das Werk eines Einzelnen, aber die Beteiligten müssen sich einig sein. Der 
Bürger muß vom Wert seiner Stadt und seines Hauses und seiner Wohnung überzeugt 
werden. Klischees müssen abgebaut werden, Vorbilder müssen gebaut werden. Alle -

Abb. 9 Altstadt mit eingetragenem Sanierungsgebiet und Vorhaben. 
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Politiker, Mitarbeiter der Stadtverwaltung, Sanierungsträger, Architekten und Planer 
müssen die gleichen Ziele verfolgen, im einzelnen durchaus mit eigener Vorstellung. 

Sodann sollte es möglichst frühzeitig gelingen, maßgebende Bürger zu ermutigen, wieder 
in der Altstadt Besitz zu erwerben - um dort zu wohnen. Denn sehr oft fühlen sich 
Altstadtbewohner alleingelassen trotz der beschwörenden Reden der Politiker und Planer, 
die aber selbst nicht in der Altstadt wohnen und auch nicht dort wohnen wollen. Auf 
solche Weise kann es gelingen, eine Atmosphäre des Vertrauens aufzubauen, die es dann 
einzelnen Eigentümern leichter macht, sich zusätzlich zu den finanziellen Hilfen, die das 
Gesetz bietet, zu verschulden. Denn das Wagnis ist trotz allem groß, in der Altstadt zu 
investieren. Möglicherweise hat auch das unbedingte Erhaltungskonzept, das von Anfang 
an vorlag, wesentlich zu diesem Vertrauen beigetragen. 

Bisher ist die erhaltende Sanierung von Einzelobjekten (27) ausschließlich durch die 
privaten Eigentümer selbst durchgeführt worden. Für den Verkauf von Anwesen, die sich 
im Treuhandvermögen befinden, hat man bestimmte Regeln aufgestellt. Bewerber werden 
in folgender Reihenfolge berücksichtigt: 

1 .  Bewerber, die im Rahmen des Sanierungsgeschehens Eigentum aufgeben mußten. 
2. Limburger Bürger. 
3. Bewerber, die noch kein Eigentum in der Altstadt besitzen (Eigentumskonzentration 

soll vermieden werden) .  
4. Bewerber, die eine Nutzung planen, die im Einklang mit den Sanierungszielen steht. 
5. Bewerber, die sich verpflichten, selbst in dem Anwesen zu wohnen. 
6. Bewerber, die sich verpflichten, innerhalb von zwei Jahren mit der Sanierung im Sinne 

der Sanierungsziele zu beginnen. 

Verbunden mit diesen Regeln ist das Bestreben, mit der Sanierung der Altstadt kein 
Ghetto für irgendeine bestimmte Bevölkerungsgruppe oder eine einseitige Nutzung entste­
hen zu lassen. Eine anfängliche Tendenz der Eigentümer, bis unter das Dach sehr kleine 
Appartements zu planen, konnte abgewehrt werden. Vielleicht noch ein interessantes 
Detail: Die Stadt hat ein umfangreiches Lager von altem Eichenholz angelegt. Dieses Holz 
kommt vorwiegend aus Scheunenabbrüchen im ganzen Kreisgebiet. Es wird den Bauher­
ren in der Altstadt zum Selbstkostenpreis zur Verfügung gestellt (ca. 500,- bis 600,- DM! 
cbm) . 

Sanierung - Herausforderung und Antwort 

Man muß in dieser Altstadt drei Zonen oder Bereiche unterscheiden: Da ist zuerst der 
Burgberg mit Dom, Schloß und den Burgmannenhöfen. Er soll in seinem Charakter 
erhalten werden. Besonders die dort vorhandenen öffentlichen und privaten Grünflächen 
und Gärten sind unverzichtbar für die Altstadt. Der eigentliche Kern der Altstadt, vom 
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Roßmarkt bis zur Lahnbrücke, muß vor allem wieder bewohnbar gemacht werden. Denn 
nur wer Eigentum in dieser Altstadt hat und auch dieses Eigentum selbst bewohnt, erhält 
und pflegt die alten Bauten. Dies ist im Grunde ein Stadtkern von Einfamilienhäusern, 
hervorragendes Beispiel für eine » Stadthausbebauung« . Daher ist es neben der technischen 
Sanierung eine der wichtigsten und schwierigsten Aufgaben, den Kauf und Verkauf so zu 
beeinflussen, daß möglichst viele Leute wieder in ihrem Eigentum wohnen wollen. Das 
bringt natürlich neue und sehr schwierige Probleme, auf die ich noch eingehen werde. Zur 
Sanierung gehört ein vorsichtiges Auskernen der verbauten Höfe, soweit sie überhaupt 
vorhanden sind bei der dichten Bebauung (GFZ in vielen Fällen über 3,0), das Wiederher­
stellen der prägenden Hallen und das Sichern der Bausubstanz. 

Es hat sich herausgestellt, daß es in vielen Fällen notwendig ist, die Bauten wieder in 
ihren ehemals geräumigen und großzügigen Zustand zurückzuführen, wenn man sie 
bewohnbar machen will. Jede Überbelegung, j eder Einbau von Kleinstwohnungen schafft 
in wenigen Jahren wieder Sanierungsgründe. Dem steht möglicherweise die Praxis der 
Förderung des Sozialen Wohnungsbaues in Hessen entgegen, da im Normalfall nach 
Wohneinheiten gefördert wird und nicht gestaffelt nach Wohnungsgröße. Die Hallen 
können nur in wenigen Fällen dem Wohnen dienen. Sie fordern eine gewerbliche Nutzung. 
Eine ideale Situation für kleinere Läden oder nichtstörendes Handwerk, besonders für 
Kunsthandwerk, aber auch für Gastwirtschaften, Kneipen, Imbißstuben. Aus diesen 
Gegebenheiten, zusammen mit dem wachsenden Touristenstrom, erwachsen Widersprü­
che und Probleme, deren Lösung noch in der Zukunft liegen. 

Aus dem hohen Alter der meisten Bauten folgt aber auch, daß es mit einer Modernisie­
rung nicht getan ist. Es müssen nicht nur durch Jahrhunderte immer neu verbaute und 
provisorisch geflickte Bauten wieder bewohnbar gemacht werden (Wohnungsgrundrisse), 
sondern sie müssen meist von der Konstruktion her instandgesetzt werden. Das bedeutet 
aber Auskernen, Konstruktion sichern und wieder ausbauen. Dazu müssen selbstverständ­
lich Eigentümer und Mieter für die Bauzeit neue Unterkünfte erhalten. Die Frage der 
Ersatzwohnungen oder auch der Zwischenunterkünfte muß laufend neu bedacht werden. 
Aber auch die Frage der Kosten muß jedesmal wieder neu entschieden werden. Das ist 
letzten Endes eine Frage der Werte und der Wertentscheidung. Ein Ersatz der alten Häuser 
ist nur in ganz wenigen Fällen möglich. Auch erlauben die geltenden Baugesetze trotz aller 
Ausnahmeregelungen nicht, Neubauten wieder so in die Stadt einzufügen, daß das 
erhaltenswerte Gefüge keine wesentlichen Einbußen erleidet. Es ist ein Irrtum zu glauben, 
es könnte gelingen, in einer solchen Stadt Haus für Haus nach bestimmten gestalterischen 
Prinzipien zu ersetzen, ohne damit zugleich ein völlig neues Gefüge zu schaffen. Es bleibt 
die Alternative: von Grund auf mit relativ großen Kosten sanieren oder diese alte Stadt 
zerstören. 

Ein anderer Teil der Altstadt ist seit dem Dreißigjährigen Krieg verödet. Zuletzt bestand 
hier eine wirre Bebauung aus sehr kleinen Häuschen, einer alten Fabrik, einer größeren 
Autoreparaturwerkstatt. Dieses Gebiet wurde zur Neubauzone erklärt, freigemacht und 
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neu geordnet. Zur Zeit entstehen hier private Wohnbauten mit einigen Geschäften und 
kleinen ummauerten Gärten. Ein Komplex mit 12 Sozialwohnungen wird Sanierungsver­
drängte aufnehmen. Aber auch das Park- und Garagenhaus mit 303 Stellplätzen wurde in 
diesem Gebiet errichtet mit zwei unterirdischen und einem oberirdischen Geschoß (Finan­
zierung durch das » Zukunftsinvestitionsprogramm« ) . Es soll den Bewohnern der Altstadt 
zum Abstellen ihrer Wagen dienen. Jetzt liegt die große Aufgabe vor uns, das Dach dieses 
Garagenhauses zu bebauen. Nach der ursprünglichen Konzeption sollten dort etwa 1 0  
Einfamilienhäuser mit kleinen Hofgärten entstehen. Nun wird, aus vielerlei Gründen, die 
hier nicht erörtert werden können, die Hauptfläche des Daches ein Textilkaufhaus 
einnehmen. Auf der restlichen Fläche entstehen zusätzlich einige Läden und Wohnungen 
um einen Innenhof. Diese Bauten werden ein bis zwei Geschosse umfassen und steile 
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Abb. 10 Erdgeschoß-Grundriß Bestand Modellvorhaben mit verbauten Hallen. 
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Satteldächer haben. So werden sie sich, zusammen mit den gegenüberliegenden Neubauten 
der genannten Neubauzone, in das Gefüge und den Maßstab der Altstadt einordnen. 

In den Untersuchungsbereichen 10 und 12 an der Rütsche ist ein »Modellvorhaben zur 
Weiterentwicklung des Wohnungs- und Städtebaus« angelaufen, das durch Bund und 
Land besonders gefördert wird und dessen Ergebnisse zur gegebenen Zeit durch das 
BMBau veröffentlicht werden. Im Rahmen dieses Modellvorhabens sollen neben den 
allgemeinen Problemen der Sanierung in sehr alten Baukomplexen auch Fragen der 
technischen Durchführung untersucht werden. Besonders für die Ausfachung der Fach­
werkaußenwände werden verschiedene Ausführungen unter Beachtung der erforderlichen 
Wärme- und Schalldämmeigenschaften untersucht. Dazu gehört auch der altvertraute, 
aber in Vergessenheit geratene Baustoff Lehm. 

Entscheidend für das Gelingen der Sanierung wird die Lösung des Verkehrsproblems 
sein. Da auf den meisten Anwesen keine Möglichkeit besteht, Stellplätze zu schaffen, ist als 
Ersatz das Park- und Garagenhaus gebaut worden. Es ist geplant, den gesamten Altstadt­
bereich als Fußgängerbereich festzulegen. 

Altstadt - Wohnraum - Lebensraum 

Man kann mit einiger Gewißheit sagen, daß die technischen, finanziellen und auch 
gestalterischen Probleme, die mit einer Sanierung einer so alten Stadt verbunden sind, 
gelöst werden können. Bei einigen anderen, vorwiegend menschlichen Problemen aber bin 
ich nicht so sicher, daß uns das gelingen wird. Ich meine nicht jene Fragen, die der 
sogenannte Sozialplan umfaßt, sondern andere, wenig greifbare. In den letzten 100 Jahren 
hat eine stetige Auslese der Altstadtbewohner stattgefunden. Durch Auszug des aktiven 
Teils blieb mehr und mehr eine Restbevölkerung zurück. In die leergewordenen Wohnun­
gen zogen Menschen ein, deren Grundhaltung aus vielerlei Gründen mehr auf Hinnahme 
der gegebenen Lebensumstände gerichtet war als auf aktives Gestalten. Ergänzt wurde 
diese Menschengruppe in den letzten Jahren durch Gastarbeiter, deren Grundhaltung, 
wenn auch aus anderen Umständen, dieser Mentalität nicht unähnlich ist. 

Altstadt ist aber mit einer passiven, vorwiegend verbrauchenden Bevölkerung nicht zu 
erhalten (vgl. den Aufsatz von Frau E. Spiegel in Jg. 2/75, S. 285 ff., dieser Zeitschrift) . Es 
gab freilich auch andere Menschen, die zwar aktiv und vorwärtsdrängend handelten, 
deren Wirken leider aber das gleiche Ergebnis hatte: ein Teil der Geschäftsleute und der 
Gastwirte. Sie sahen und sehen das Geschäft, das man mit einer romantischen, leicht 
morbiden Kulisse machen kann. Sie nutzten die Erdgeschosse und die Hallen und lassen 
die Obergeschosse leerstehen. So hängen zwar Gardinen an den Fenstern, aber dahinter 
lebt niemand. 

Mit dem Fortschreiten und dem Gelingen der Sanierung interessieren sich jetzt mehr und 
mehr andere, schöpferisch aktivere Menschen für die Altstadt. Sie nehmen das finanzielle 
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Risiko und das Risiko der großen Nähe, des dichten Wohnens und Lebens auf sich. Sie 

sind bereit, aktiv an der Gestaltung teilzunehmen, sie sind aber nicht bereit, ihre Aktivität 

und ihr Vermögen für eine laute, störende und dem Vergnügen dienende Umwelt zu 

opfern. Das Problem des sogenannten Wohnumfeldes wird brennend. Die gemischte 

Nutzung des » Besonderen Wohngebietes« sieht sehr anders aus, wenn man jede Nacht 

mehrmals laut an die » gemischte« Nutzung erinnert wird. Schallmessungen haben das sehr 

deutlich bestätigt. Das enge Zusammenwohnen und das verdichtete Leben in einer solchen 

Altstadt verlangen entweder einen sehr teuren passiven Lärmschutz oder aber einen 

» aktiven« . Der aber besteht aus Verhaltensweisen, die heute, in einer Zeit, in der fast alles 

erlaubt ist, nur sehr schwer erlernt werden können. Aus dem Mittelalter ist bekannt, daß 

man nachts gegen Ruhestörer rücksichtslos vorging, daß mehrere Wächter ihre Runden 

gingen und daß die Tore geschlossen waren. Heute liegt nachts eine solche Altstadt jedem 
Motorrad offen. 

Ob wir je zwischen Wohnen und gewerblicher Nutzung das rechte Mittelmaß finden? 
Und wie kann man dieses dann durchsetzen? Ohne dauerndes Bemühen wird das nicht 
gelingen. Vielleicht werden eines Tages jene maßgebenden Bürger, von denen ich sprach, 
doch gezwungen sein, wieder auszuziehen. Dann, so meine ich, wäre die Altstadt nicht ein 
zweites Mal, sondern unwiederbringlich verloren. 

Ein weiteres Problem, das mit der fortschreitenden Sanierung verbunden ist, soll 
ebenfalls zur Diskussion gestellt werden. Fast alle privaten Sanierungsmaßnahmen wurden 
erst nach einem Eigentumswechsel begonnen. Die ursprünglichen Eigentümer hatten 
entweder keine Mittel oder keinen Wagemut, irgendetwas zu unternehmen. Das ist eine 
Tatsache, die der Verfasser auch in anderen Städten beobachten konnte. Nur dort, wo eine 
gewisse Bewegung im Grundstücksmarkt vorhanden ist, geht Sanierung voran. Umgekehrt 
stagniert Sanierung dort, wo die Eigentümer hartnäckig an ihrer altvertrauten, aber 
sanierungsbedürftigen Wohnung und Wohnumgebung festhalten. So verständlich das in 
einzelnen Fällen sein kann, bringt diese Haltung, wenn sie allgemein ist, einen Stadtkern 
(und das ist eben der entscheidende Faktor) sehr bald in die Nähe des Slums. In Limburg 
hat sich eine Bewegung auf dem Grundstücksmarkt von selbst ergeben, so daß bisher 
niemand gegen seinen Willen zum Sanieren gedrängt wurde oder aus der Altstadt 
fortziehen mußte. Im Zuge solcher Überlegungen hat auch die Stadt vor Jahren in der 
Altstadt mit hohen Kosten ein größeres gewerbliches Grundstück gekauft und dort durch 
ein gemeinnütziges Unternehmen Altenwohnungen bauen lassen. 

Zum Verfahren der Durchführung und zur Finanzierung 

Innerhalb der Stadtverwaltung ist eine Sanierungsleitstelle eingerichtet worden, die alle 
Fragen der Sanierung koordiniert. Daneben ist ein Sanierungstreuhänder beauftragt, der in 
der Altstadt ein Sanierungsbüro unterhält. Der Verfasser berät die Stadt, insbesondere in 
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Fragen der Stadtgestaltung. Seit 1967 besteht eine Ortsgestaltungssatzung für die Altstadt. 
Bebauungspläne sind teils im Verfahren, teils ist die Aufstellung beschlossen. 

Mit gutem Erfolg wurde das Instrument der Sanierungsgutachten eingeführt. Sobald ein 
Eigentümer beabsichtigt, irgendwelche Maßnahmen durchzuführen, gibt die Stadt ein 
Sanierungsgutachten in Auftrag, das aus einem Aufrnaß, einem Vorschlag für die künftige 
Nutzung und Gestaltung sowie einer Kostenschätzung besteht. Wenn dabei auch Vorstel­
lungen des Bauherrn verarbeitet werden, sollen im Sinne der Sanierungsziele und -grund­
sätze durch diese Gutachten vor allem die Möglichkeiten geprüft werden, die durch die 
vorhandene Bausubstanz, den Bautyp und die Baugestalt gegeben sind. So kann man von 
vorneherein gewisse Grenzen des Machbaren zeigen und kommt nicht in die oft mühsame 
Situation, dem Bauherni und seinem Architekten bereits liebgewordene Vorstellungen 
ausreden zu müssen. 

In vielen Fällen konnten zur Finanzierung Mittel des sozialen Wohnungsbaues einge­
setzt werden. Aber auch bei den Sanierungen, die ohne diese Mittel auskommen mußten, 
kann nur der hier in der Altstadt nachhaltig zu erzielende Mietpreis von zur Zeit etwa 5,-

\ 
bis 5,50 DMlqm eingesetzt werden. Das ist ein Erbe des ursprünglich sehr niedrigen 
Mietniveaus (geringste Miete 1969 war 0,26 DMlqm, die mittlere Miete betrug damals 
etwa 2,00 DMlqm!) .  Die Stadt strebt an, daß sie auch bei nicht im sozialen Wohnungsbau 
geförderten Wohnungen auf Grund der Kostenbeteiligung nach § 43 StBauFG eine 
Belegungszusage zu Gunsten von Sanierungsverdrängten oder Familien mit Kindern durch 
den Eigentümer erhält, obwohl eine solche Koppelung im Gesetz nicht vorgesehen ist. 

In fünf jähriger aktiver Sanierungstätigkeit in dem insgesamt 5,1 ha umfassenden Sanie­
rungsgebiet wurden bisher rund 10 Mio DM Sanierungsförderungsmittel investiert 
(andere öffentliche Förderungsmittel, z. B. des sozialen Wohnungsbaues oder Konjunktur­
förderungsmittel sind unberücksichtigt) . Unter der Prämisse eines möglichen jährlichen 
Finanzvolumens von 1,5 Mio DM wird der Sanierungsprozeß noch über einen Zeitraum 
von 10-12 Jahren fortzuführen sein. 

Die nachstehende Kostenübersicht für die in Limburg noch anstehenden und die bisher 
finanzierten Sanierungs aufgaben geht bei der Kostenermittlung von Erfahrungswerten, 
Kostenrichtwerten oder Schätzwerten aus, soweit nicht auf Grund vorliegender Gutach­
ten, von Verträgen oder auf Grund von Ausschreibungsergebnissen genaue Angaben 
gemacht werden konnten. Die Kosten sind auf der Preisbasis des Jahres 1980 ermittelt. 
Nicht dargestellt werden die Kosten und die Finanzierung der oft hohen privaten Investi­

tionen. Zum Verständnis der Bilanz sei darauf verwiesen, daß bisher 27 Anwesen 
durchgreifend modernisiert sind und sich weitere 10 Maßnahmen im Verfahren befinden. 
Die Position Vorbereitender Grunderwerb weist die Kosten zur Schaffung der Neubau­
zone am Rande der Altstadt und die Voraussetzungen zum Bau des genannten Garagen­
hauses aus. 
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Kostenübersicht (für insgesamt 10 Bebauungsplan-Bereiche) 

Kostengruppe Gesamtkosten (DM) bereits finanziert (DM) 

Vorbereitende Untersuchungen 60 000,- 60 000,-
11 Weitere Vorbereitung 840 000,- 430 000,- i 

III Grunderwerb 8 500 000,- 5 000 000,-

IV Ordnungsrnaßnahmen 7400 000,- 1 760 000,-
V Baurnaßnahmen 1 1 500 000,- 1 800 000,-
Vi Sonstige Baurnaßnahmen 200 000,- 100 000,-
ViI Kosten für Treuhänder 2 000 000,- 850 000,-

30500 000,- 10 000 000,-

Finanzierungsübersicht Gesamteinnahmen bisherige Einnahmen 
(DM) (DM) 

I. Erlöse 1 1 500 000,- 900 000,-
II. Sanierungsförderungs-

mittel (§ 72 StBauFG) 19 000 000,- 9 100 000,-

30 500 000,- 10 000 000,-

Als Finanzierungsmittel bzw. » Einnahmen« kommen grundsätzlich in Betracht: 
1 .  Ausgleichsbeträge der Eigentümer gern. § 41 StBauFG, 
2. Ausgleichsbeträge des Veranlassers gern. § 42 StBauFG, 
3 .  Einnahmen der Stadt aus dem Sanierungsgebiet auf Grund geltenden Landesrechtes, 
4. Erttäge (Überschüsse) aus der Bewirtschaftung der im Sanierungsgebiet gelegenen 

Grundstücke der Stadt sowie von Ersatzgrundstücken außerhalb des Sanierungsge­
bietes, 

5. Erlöse aus der Veräußerung im Sanierungsgebiet gelegener Grundstücke sowie von 
Ersatzgrundstücken außerhalb des Sanierungsgebietes, 

6. Leistungen anderer öffentlicher Aufgabenträger zur endgültigen Ersetzung von Vor­
und Zwischenfinanzierungen gern. § 39, Abs. 4 StBauFG, 

7. Überschüsse aus Umlegungen im Sanierungsgebiet, 
8 .  Eigenmittel der Gemeinde zur Finanzierung der nach dem StBauFG und nach der 

Allgemeinen Verwaltungsvorschrift über den Einsatz von Förderungsmittel nach dem 
Städtebauförderungsgesetz (StBauFG) förderungsfähigen Kosten, 

9. Zuwendungen von Gemeindeverbänden und Dritten, und 
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10. Zuwendungen des Landes und Bundes auf Grund des Förderungsprogramms für die 
städtebaulichen Sanierungsmaßnahmen nach § 72 StBauFG. 

Die genannten Kosten sind einer ausführlichen Kosten- und Finanzierungsübersicht 
entnommen, die die Stadt 1980 gern. § 3 8  Abs. l StBauFG zusammen mit der Fortschrei­
bung des Rahmenplanes aufgestellt hat. Von entscheidender Bedeutung dabei ist, wer nach 
dem StBauFG oder anderen gesetzlichen Grundlagen die Kosten für einzelne Maßnahmen 
der Sanierung bzw. für Maßnahmen im Zusammenhang mit der Sanierung zu tragen hat 
bzw. Förderungsmittel gewährt. Gegenstand der Kosten- und Finanzierungsübersicht sind 
nur die Kosten jener Maßnahmen, die Gegenstand des StBauFG und seiner Finanzierungs­
regeln sind und die in den Verantwortungsbereich der Gemeinde fallen. Außerhalb dieses 
Rahmens stellt die Stadt noch Mittel für die Stadtbildpflege in Höhe von 40 000,- DM 
jährlich bereit. Damit werden vor allem Fassadenerhaltungsmaßnahmen außerhalb des 
Sanierungsgebietes gefördert. 
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Die Autoren 

FRIEDRICH MIELKE: s. DaS 2. Jahrgang (1975), 
S. 145 

WOLFGANG EBERL (1931 )  hat Rechtswissenschaf­
ten in München studiert und dort 1957 mit einer 
Arbeit über Betriebswirtschaftsrecht promoviert. 
Nach Tätigkeit in verschiedenen Behörden jetzt 
im Bayerischen Staatsministerium für Unterricht 
und Kultus, wo er seit 1968 u. a. Leiter des 
Referats Denkmalpflege ist. Zusammen mit 
Schiedermair und Petzet Kommentator des Baye­
rischen Denkmalschutzgesetzes e1975) ;  1980 
hat er mit August Gebeßler die Bestandsauf­
nahme »Schutz und Pflege von Baudenkmälern 
in der Bundesrepublik Deutschland« erscheinen 
lassen. 

REINHARD ROSENECK, geboren 1950, Studium 
der Stadt- und Regionalplanung an der Techni­
schen Universität Berlin, Diplom 1977, Promo­
tion 1980 zum Problemfeld der Erhaltung und 
Entwicklung historischer Altstädte, zahlreiche 
Veröffentlichungen zum Themenkreis Stadtge­
staltung und Altstadterhaltung; z. Z. Städtebau­
referendar beim Hessischen Innenministerium. 

PAUL UNfERKIRCHER wurde 1940 in München 
geboren. Nach der schulischen Ausbildung in 
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Baden-W ürttembergs Denkmalschützer 

fangen an umzudenken 

Vor einer tiefgreifenden Tendenzwende steht of­
fenbar die baden-württembergische Denkmal­
pflege. Nach einer Euphorie von Freskenfreile-

seiner Heimatstadt und 3 Semestern Studium 

erlernte er u. a. auch das Maurerhandwerk und 

wurde Inhaber einer Baufirrna. Sein Hauptdi­

plom der Fachrichtung »Architektur und Bauge­

schichte« mit Prüfung im Fach Denkmalpflege 

absolvierte er an der TU Berlin. Anschließend 

belegte er 2 Semester des städtebaulichen Auf­

baustudiums an der TU München. Seit 1. 7. 

1977 ist er Mitarbeiter am Bayer. Landesamt für 

Denkmalpflege. Zum 1 .  10. 1977 wurde er Ge­

bietsreferent für die praktische Baudenkmalpfle­

ge in der Oberpfalz. Als Konservator betreut er 

dort acht untere Bauaufsichtsbehörden. 

ERNST SCHIRMACHER (1924), Studium der Archi­
tektur an der TH Darmstadt, Examen 1951, 
Promotion 1961. Staatsdienst bis 1965, dann 
selbständig. Schwerpunkte Stadtplanung, Sanie­
rungsplanungen und -Beratungen. Veröffentli­
chungen: Limburg an der Lahn, Entstehung und 
Entwicklung der mittelalterlichen Stadt, Wiesba­
den 1963;  Erhaltung im Städtebau - Grundla­
gen, Bereiche, gestaltbezogene Ortstypologie, 
Schriftenreihe » Stadtentwicklung« des Bundes­
ministers für Raumordnung, Bauwesen und 
Städtebau, 1978, Nr. 02.010; Aufsätze in ver­
schiedenen Zeitschriften und vor allem Vorträge 
zur Sanierung von historischen Stadtkernen. 

gungen und A1tarrestaurierungen will der Präsi­
dent des Amtes, August Gebeßler, jetzt die Not­
bremse ziehen. In einem Gespräch mit der 
» Stuttgarter Zeitung« vertrat Gebeßler die An­
sicht, daß es mittlerweile höchste Zeit für die 
Erörterung der Frage geworden sei, inwieweit 
die Denkmalpflege selbst dazu beitrage, Denk-

mäler zu zerstören. »Wir müssen zu einer neuen 
Ökologie der Verantwortung kommen« , sagte 
Gebeßler. Vor dem Hintergrund der zahlreichen 
archäologischen Funde, Freilegungen in Kirchen 
und Gemäldeerneuerungen in den letzten Jahr­
zehnten taucht das Problem auf, inwiefern damit 
Geschichte unwiederbringlich zerstört wurde. 
Angesichts der höchstens noch 15 Prozent unent­
deckter historischer Kleinodien im Bereich der 
Kunstdenkmalpflege in Baden-Württemberg plä­
diert Amtsrestaurator Helmut Reichwald für ei­
nen weitgehenden Stopp bei künftigen Freile­
gungen. 

Obwohl Gebeßlers Gedanken so neu nicht 
sind und die Denkmalpfleger bereits seit Beginn 
dieses Jahrhunderts beschäftigen, ist jetzt ein 
Punkt erreicht, an dem die Konservatoren begin­
nen, über die Richtigkeit ihres Tuns nachzuden­
ken. Denn » alles was offen ist, ist dem Verfall 
preisgegeben« .  Dieses wird dann durch die ver­
änderte Bauphysik und das Klima in immer kür­
zeren Zeiträumen renovierungsbedürftig, so daß 
es heute schon zahlreiche Fresken gibt, bei denen 
vom Original herzlich wenig übrigblieb, die viel­
mehr ein Flickenteppich verschiedenster Repara­
turtechniken sind. Sie täuschen Authentizität vor 
und haben sie nicht, weder in der Farbe, noch 
vor ihrem ehemaligen geschichtlichen Hinter­
grund. » Wir hinterlassen ständig Ruinen und 
produzieren Freilegungen, ohne daß wir zu einer 
wissenschaftlichen Auslegung in der Lage wä­
ren« , sagt Reichwald. Gerade darin liegt das 
größte Dilemma der Fachbehörde, die personell 
hoffnungslos unterbesetzt, durch die Fülle der 
Aufgaben nicht zu ihrer eigentlichen Profession 
kommt: der wissenschaftlichen Arbeit. 

Gewiß, über alle Jahrhunderte wurde Kunst 
aus der Vergangenheit freigelegt; was die Denk­
malpfleger mirtlerweile aber mit sich selbst unzu­
frieden macht, sind Perfektion und Anspruch, 
mit dem dies geschieht. Oft wird dabei ein Ob­
jekt aus seinem Zusammenhang gerissen, Ge­
schichte zerstört und nicht mehr ablesbar. Mehr 
denn je ist es deshalb notwendig, zu erkennen, 
daß die wenigen intakten (auch unentdeckten) 
Darstellungen in ihrem » Ur« -Zustand belassen 
werden - allein schon, um daran die Verände­
rung der Umgebung abtasten zu können. 
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Konsolidierung der staatlichen Haushalte 

auf Kosten der Gemeinden? 

Der Hauptausschuß des Deutschen Städtetages 
hat in seiner Kundgebung vom 27. 1 1 .  1980 an 
Bundestag und Bundesregierung auch für die 
9. Legislaturperiode seine enge Zusammenarbeit 
mit allen Organen des Bundes angeboten. Der 
Städtetag fordert allerdings, daß die jetzt fällige 
Konsolidierung der staatlichen Haushalte nicht 
auf dem Rücken der Städte ausgetragen werden 
darf. Er führt dazu aus: » Die größte Aufgabe, die 
sich den deutschen Städten in diesem Jahrzehnt 
stellt, ist die Summierung und Koordinierung 
von Wohnungsbau, Sanierung, Modernisierung, 
Wohnumfeldverbesserung und Verkehrsberuhi­
gung, kurz: die Erneuerung unserer Städte in 
vielen ihrer Stadtteile. Diese Aufgabe gewinnt 
nach neuen Berechnungen im Vergleich zu den 
vergangenen Jahrzehnten ein dreifaches finan­
zielles Gewicht. Sie. verlangt auch bei Bund und 
Ländern entsprechende politische Prioritäten. 
Insbesondere muß das Städtebauförderungsge­
setz auch weiterhin angemessen finanziell ausge­
stattet werden. Die Bewältigung dieser Aufgabe 
wird das wirtschaftliche, soziale und nicht zu­
letzt auch das politische Klima in unseren Städ­
ten bestimmen. « 

»Die Städte müssen für ihre Bewohner 

erträglicher werden« 

Die vom Europarat beschlossene » Europäische 
Kampagne zur Stadtsanierung 1981 «  ist am 
5. Februar in Hannover eröffnet worden. In sei­
nem Einleitungsreferat wies Bundesbauminister 
Dieter Haack darauf hin, daß in der Wiederauf­
bauphase der Nachkriegszeit wegen der Dring­
lichkeit ohne große Rücksichtnahme auf den 
Baustil der Umgebung in die Innenstädte Kauf­
häuser, Bürogebäude und staatliche Bauten ge­
steilt worden seien. Haack sprach von einer Zeit 
der » Kahlschlagsanierung« ,  an deren Stelle nun 
die behutsame Objektsanierung durch Zusam­
menarbeit von Denkmalschutz und Städtebau 
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trete. Es gebe allerdings auch dabei keine Patent­
lösung. Für bedenklich hielt der Minister sowohl 
die historisierende Bauweise als auch den » rei­
nen Zweckbau« .  

Voraussetzung für eine Stadtsanierung, fuhr 
Haack fort, sei ein klares Verkehrskonzept, weil 
das Auto fast ausschließlich den innerstädtischen 
Straßenraum beherrsche und für Fußgänger, 
Radfahrer und spielende Kinder kaum noch 
Platz lasse. Die Kosten der Stadtsanierung müß­
ten von der Öffentlichen Hand und von privaten 
Investoren aufgebracht werden. Nach Schätzun­
gen des Deutschen Städtetages werde die Stadt­
sanierung im gesamten kommunalen Investi­
tionsbedarf von rund sieben Prozent im Jahr 
1975 auf über 20 Prozent bis 1990 ansteigen. Er 
glaube, sagte Haack, daß sich der Bund im bishe­
rigen Umfang beteiligen werde. 

Der Minister appellierte an alle Verantwor­
tungsträger, sich den »sozialen Bezügen« des 
Stadterneuerungsprozesses zu stellen. Er forderte 
die Gemeinden auf, Wohnungen nicht ungenutzt 
leerstehen zu lassen und durch eine konsequente 
Stadterneuerungspolitik die Konfliktfälle auf ein 
vertretbares Maß zu beschränken. Mehr als in 
der V �rgangenheit - das bewiesen auch die jüng­
sten Demonstrationen - sei es nötig, die Städte 
zu neuem Leben zu erwecken und sie für ihre 
Bewohner erträglicher und lebensbejahender zu 
machen. 

Denkmalschutz: Projekte, Leistungen, 

Rückschläge 

Insgesamt 18,24 Millionen Mark hat die Bun­
desregierung 1980 für die Erhaltung und den 
Wiederaufbau von Baudenkmälern von nationa­
ler Bedeutung zur Verfügung gestellt. Die Zu­
schüsse dienten in der Berichtszeit der Substanz­
erhaltung von 66 Baudenkmälern. Dazu gehör­
ten unter anderem die Dome in Köln, Bremen, 
Limburg und Lübeck, das Ulmer Münster, die 
Zitadelle in Berlin-Spandau, historische Bauten 
in Rothenburg sowie die Ludwigskirche in Saar­
brücken. Die Förderungsmaßnahmen des Bun­
des werden nach amtlichen Angaben durch Lei-

stungen der Länder und zum Teil auch der Ge­
meinden ergänzt. 

Eine Dokumentation aller Park- und Gartenan­

lagen in der Bundesrepublik strebt der Deutsche 
Heimatbund an. Wie sein Präsident, Dr. Udo 
Klausa, in Münster betonte, sollten nicht länger 
Schlösser und Herrensitze restauriert werden, 
ohne daß gleichzeitig die sie umgebenden Was­
sergräben und Parks wieder hergerichtet werden. 

Die Einwohnerzahl des historischen Zentrums 
von Venedig ist in den vergangenen 30 Jahren 
um fast 50 Prozent zurückgegangen. Während 
im Jahr 1951 noch 170 000 Menschen in dem 
Zentrum der Lagunenstadt lebten, sind es heute 
nur noch knapp 87 000. Die Stadtverwaltung 
führt diesen Rückgang vor allem auf die Woh­
nungsspekulation zurück. Es sei zu einer Art 
»Statussymbol« geworden, in Venedig eine 
Zweitwohnung zu besitzen. Dies habe der Spe­
kulation Tür und Tor geöffnet. 

Der Platz für spielende Kinder ist vor allem in 

den Altbau-Wohngebieten der Städte erheblich 

eingeengt. Zu diesem Ergebnis kommen Fachleu­

te in einer Studie des Bundesbauministeriums. 

Zwar erlaubten die vor kurzem in Kraft getrete­

nen Änderungen des Straßenverkehrsgesetzes 

und der Straßenverkehrsordnung Maßnahmen 

zur Verkehr�beruhigung, doch werde durch den 

sogenannten Parkdruck in den Städten jede zu­

gängliche freie Fläche mit Fahrzeugen besetzt. 

Für die Kinder bleibe da wenig übrig. In der 

Studie wird daher eine Anlehnung an holländi­

sche Regelungen vorgeschlagen. Man möge 

Wohnquartiere ausweisen, in denen besondere 

Bestimmungen für das Miteinander von Kinder­

spiel und Verkehr gelten. Als Beispiele nannten 

die Autoren eine generelle Beschränkung des An­

lieger-Parkens und das Abstellen von Personen­

wagen allein auf dafür ausgewiesenen Flächen. 

Eigentümer eines Hauses und ein Abbruchunter­
nehmen müssen in Schwäbisch Gmünd ein Buß­

geld von mehreren zehntausend Mark zahlen, 
weil sie ein Haus, das unter Denkmalschutz 
stand, ohne die Billigung der Behörden abgebro-

chen haben. Die Stadt hatte eine Abbruchgeneh­
migung ausdrücklich verweigert. 

Eine neue Innenausmalung in mittelalterlichen 
Farbtönen erhält der vor 800 Jahren eingeweihte 
Schweriner Dom. Nach halbjähriger schwieriger 
Malerarbeit sind nunmehr die ersten Ergebnisse 
zu sehen. Den Restaurationsarbeiten war ein vier 
Jahre währender Expertenstreit über die Frage 
vorausgegangen, ob eine neugotische oder mit­
telalterliche Farbgebung zu wählen sei. 

An der Freilegung von Steinskulpturen wird am 
Westportal des frühgotischen Meißner Doms ge­
arbeitet. Spätere Übermalungen, Kalkanstriche 
und Gipsausbesserungen, von denen die plasti­
schen Formen überdeckt sind, werden abgetra­
gen. Freigelegt werden soll die ursprüngliche 
Farbgebung, die vermutlich unmittelbar nach 
der Entstehung des Portals um 1370 vorgenom­
men wurde. 

Grabungen und Funde 

Einen aufschlußreichen Fund machten Archäolo­
gen beim Umbau des letzten in Berlin noch erhal­
tenen gotischen Bürgerhauses in der Breiten Stra­
ße in Spandau. Unter dem Erdgeschoß des etwa 
500 Jahre alten Gebäudes stießen sie auf die 
übereinander lagernden Überreste von drei älte­
ren Häusern aus dem 14. und 13. Jahrhundert. 
Diese Entdeckung bewertete Prof. Adriaan von 
Müller vom Archäologischen Landesamt Berlin 
als eine »Sternstunde der Berliner Mittelalter­
Archäologie« .  Die Ausgrabungen spiegelten die 
gesamte Entwicklung der Stadt Spandau auf ei­
nem Grundstück wider. 

Vor den Toren Roms haben italienische Archäo­
logen eine antike Stadt entdeckt, die zu Zeiten 
des Rom-Gründers Romulus zu den Opfern des 
»Raubes der Sabinerinnen« durch die Römer 
gehörte. Lorenzo und Stefania Quilici geben 
demnächst die Ergebnisse ihrer Untersuchungen 
in Buchform heraus. Demnach soll die vom 
Volksstamm der Sabiner bewohnte Stadt unter 
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der Erdoberfläche nordöstlich Roms an der Via 
Salaria liegen. Ihre Einwohner - so die Überliefe­
rung - gehörten zu den Sabinern, die von Romu­
lus zu einem großen Fest geladen wurden, an 
dessen Ende die Römer die Sabiner-Frauen 
raubten. 

Kongresse, Tagungen, Seminare 

Das Institut für Städtebau der Deutschen Akade­
mie für Städtebau und Landesplanung Berlin bot 
für Frühjahr und Sommer 1981 folgende Kurse 
an: Örtliche und regionale Energieversorgungs­
konzepte - Teil der Entwicklungs- und Bauleit­
planung (18 .-21 .  5. in Mannheim) ;  Wertermitt­
lung und Statistische Methoden (20.-22. 5. in 
Berlin) ; Grün- und Freiräume im Wohnumfeld. 
Sicherung und Entwicklung im Rahmen der 
Stadterneuerung (1 .-4. 6. in Wuppertal) ; Städte­
bauliche Studienfahrt Wien (9. 6.-14. 7. ab 
München). 

»Kommunale Kulturpolitik: Traditionelle Kul­
turangebote und alternative Ansprüche« war das 
Thema eines Fortbildungsseminars, das vom 11 .  
bis 13 .  Mai in  Berlin vom Deutschen Institut für 
Urbanistik veranstaltet worden ist. 

Ein internationaler Kongreß vom 12. bis 14. Ok­
tober 1981 im Congress Centrum Hamburg 
wird sich mit dem » Wohnquartier in der Stadter­
neuerung« befassen. 

Preise und Auszeichnungen 

Der alle zwei Jahre verliehene »Deubau-Preis« 

geht 198 1 nach München: Der siebenunddrei­
ßigjährige Diplomingenieur Otto Steidle erhielt 
die 1964 von der Stadt Essen gestiftete und mit 
20 000 Mark dotierte Auszeichnung für seine 
Arbeiten »Kommunikatives Wohnen in Mün­
chen-Schwabing« und » Internationales Begeg­
nungszentrum Berlin«,  die die Fachjury als » in 
besonderer Weise richtungsweisend für das Bau­
en und Wohnen in unserer Zeit« bewertete. Die 
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Experten vergaben außerdem einen Sonderpreis 
und zeichneten damit - erstmals in der Preis ge­
schichte - Frauen aus: Die Diplomingenieure 
Brigitte Henning, Roswitha Näbauer, Mechthild 
Siedenburg und Monika Hartmann, die sich in 
München zur Planungsgruppe »Zwischenräu­
me« zusammengetan haben. 

Ein »Kulturpreis der Lessingstadt Wolfenbüttel« 

1981 für hervorragende Arbeiten zur Geschichte 
der Stadt Wolfenbüttel ist aus Anlaß des 200. 
Todestages von Gotthold Ephraim Lessing am 
15. Februar vom Rat der niedersächsischen 
Kreisstadt gestiftet worden. Der Preis ist mit 
5000 Mark dotiert. 

Fünf Medaillen und ungefähr fünfundzwanzig 
Diplome wird Europa Nostra auch 1981 für 
Projekte vergeben, » die einen hervorragenden 
Beitrag zur Bewahrung und zur Wertsteigerung 
des architektonischen und des landschaftlichen 
Erbes Europas leisten. « Die Bewerbungen sind 
bis zum 16. Oktober 1981 einzureichen. 

Namen 

Am 13.  März öffnete im Charlottenburger 
Schloß die große Ausstellung zum 200. Geburts­
tag von Karl Friedrich Schinkel ihre Pforten. 
Schinkels Schaffen als Architekt ließ sich in die­
ser Schau nur zu einem geringen Teil in gezeich­
neten Entwürfen zeigen, da sich die große Samm­
lung von etwa 4000 Originalzeichnungen in Ost­
Berlin befindet. Die West-Berliner Ausstellung 
beschränkt sich fast ausschließlich auf die nach 
Schinkels Zeichnungen angefertigten Stiche der 
Sammlung architektonischer Entwürfe, die zwi­
schen 1819 und 1840 in 28 Heften erschienen 
sind. 

Auch die DDR-Regierung ehrte mit einer Fest­
veranstaltung den »Baumeister von Berlin« .  Ort 
des Gedenkens war das von Schinkel erbaute 
und nach den Zerstörungen im zweiten Welt­
krieg wieder restaurierte Alte Museum am Ost­
Berliner Marx-Engels-Platz, dem früheren Lust-

garten. Ein internationales Symposium erörterte 
am 17. und 18.  März »Das Werk Schinkels und 
seine Bedeutung für die DDR« . Andere Schinkel­
Ehrungen sind eine Ausstellung an seinem Ge­
burtsort Neuruppin im Bezirk Potsdam, die Ver­
gabe der Schinkel-Medaille 1981,  eine Roman­
tik-Konferenz in Lauterbach auf der Insel Rügen 
sowie eine Kranzniederlegung am Grabe des 
Baumeisters auf dem Ost-Berliner Friedhof. Zen­
trale und örtliche Denkmallisten in der DDR 
weisen mehr als 130 Bauten auf, die Schinkel 
errichtete oder an deren Bau oder Umgestaltung 
er beratend mitwirkte. Von den etwa 30 Schin­
kel-Bauten in Berlin ist der größte Teil im Krieg 
zerstört worden. 

Schinkel gilt aber auch als Vater der Denkmal­
pflege an Rhein und Ruhr. Das machte eine 
Dokumentationsschau »Preußische Bauten am 
Rhein« deutlich, die im neoklassizistischen Re­
gierungspräsidium in Düsseldorf gezeigt wurde. 
Auf 120 Schautafeln wurde hier daran erinnert, 
daß Schinkel die Burg Stolzenfels und die Feste 
Ehrenbreitstein wiederherrichten und das kur­
fürstliche Schloß in Bonn in die heutige Universi­
tät umwandeln ließ. Auch sonst griffen die Preu­
ßen kräftig zu Schaufel und Kelle, als sie 1815 
nach dem Wiener Kongreß ins Rheinland einzo­
gen. Ihre Bauten reichten von der Strafanstalt 
Aachen bis zum Bahnhof Wuppertal-Elberfeld. 

Eine Gedenkstätte für Heinrich Schliemann ist in 
Ankershagen im DDR-Bezirk Neubrandenburg 
(Meeklenburg) eingeweiht worden. Schliemann 
hatte in dem kleinen Dorf, das heute 350 Ein­
wohner zählt, von 1823 bis 1831 die ersten Jahre 
seiner Kindheit verbracht. In der Gedenkstätte 
werden unter anderem 44 Originalstücke von 
seiner Grabung in Troja gezeigt. 

Im Alter von 75 Jahren ist in Duisburg Peter 
Poelzig gestorben. Lange Jahre hatte er die Pro­
fessur für Krankenhausbau an der Technischen 
Universität in Berlin inne; seinen Namen und 
seine führende Rolle in der Architektur der 
Nachkriegszeit verdankt er jedoch seinen Sied­
lungsbauten und der Stadtarchitektur über­
haupt. 

Hinweis 

Für Ihre ausführliche Besprechung unseres Bu­
ches Otto Swoboda, Alte Holzbaukunst in 
Österreich 11, auf den Seiten 126/7 dieses Jahr­
gangs danken wir sehr. Als Verlag möchten wir 
nur kurz zu dem Punkt, der uns etwas betroffen 
gemacht hat, Stellung nehmen, zur Qualität der 
Schwarzweiß-Abbildungen. Wir teilen Ihre Mei­
nung, daß diese Bilder nicht gerade erstklassig 
sind. Das liegt aber keineswegs an der Druckerei 
und an der Sorgfalt des Verlages, sondern an den 
Vorlagen, die uns vom Autor zur Verfügung 
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ERWIN SCHLEICH, Die zweite Zerstörung Mün­
chens. Mit Bildern von Eva Dietrich und histori­
schen Aufnahmen. (Neue Schriftenreihe des 
Stadtarchivs München, Bd. 1 00). Stuttgart: J. F. 
Steinkopf 1 978. 1 92 S., zahlreiche Abb., Ktn.­
Anh., DM 39,-. 

Aus der bald unüberschaubaren Menge von 
fotografischen Retrospektiven unserer alten 
Städte hebt sich die vorliegende Publikation ein 
wenig heraus. Es ist kein nostalgisches »Mün­
chen in alten Postkarten« ,  es ist kein Inventar­
band kriegsbedingter Gebäudeverluste, es ist kei­
ne kritisch-belehrende Analyse nach dem Vor­
her-nachher-Prinzip, es ist von allem etwas. Nun 
fehlt dem Buch jedoch nicht die Konzeption, was 
man beim bloßen Durchblättern vermuten könn­
te. Die Konzeption steckt in der Methode der 
didaktischen Vermittlung, in der mehr oder we­
niger versteckten Polemik. 

Vf. nimmt alle Aspekte der Architekturen, die 
aus den historischen Aufnahmen zu entnehmen 
sind heraus und handelt sie vergleichend, wer­
tend, moralisierend im Gegensatz zum gegen-
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gestellt wurden. Diese Vorlagen stammen aus 
dem Archiv von Hern Swoboda und wurden 
bereits vor vielen Jahren, zum Teil vor J ahrzehn­
ten angefertigt. Der Verlag hat sich ohnehin 
bemüht, die schlecht zu reproduzierenden Bilder 
auszuscheiden, aber es kam hier einfach primär 
auf den abgebildeten Gegenstand und nicht auf 
die Qualität der Vorlage an. Dies wollten wir 
Ihnen hiermit nur erklären und um Ihr Verständ­
nis bitten. Otto Müller Verlag Salzburg 

wärtigen Ist-Zustand ab. Straßen- und Platzge­
staltungen, Wiederaufbauergebnisse, Gebäude­
typen, Baudetails, Verkehrsbauwerke, zu allem 
hat er etwas zu sagen. 

Bei seinen polemischen Tiraden ist ihm jedes 
Mittel recht. Viele Presseausschnitte werden im 
Faksimile wiedergegeben (»Der Bagger frißt den 
ganzen Grieß« ), und Goebbels wird zitiert. Daß 
bei solch heiligem Zorn des Gerechten auch so 
manche Attacke ins Auge geht, kann dann nicht 
mehr überraschen. 

Die Grundhaltung »alles Alte ist gut und 
schön, alles Modeme schlecht und häßlich« ist 
wohl kaum als Ausdruck eines ungestörten Ver­
hältnisses zur Geschichtlichkeit eines städtischen 
Gemeinwesens zu akzeptieren. Der Autor macht 
es sich doch zu leicht, wenn er nichts von dem, 
was nach dem Ersten Weltkrieg entstanden oder 
verändert worden ist, vor seinen Augen Gnade 
finden läßt. Bedenklich wird es jedoch, wenn er 
beispielsweise Rekonstruktionen fordert, die der 
Geschichtsklitterung gleichkommen. Zitat: »Die 
bei den Palais an der Ostseite des Königsplatzes, 
an der Kreuzung Brienner- und Arcisstraße. Er-
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baut von Karl von Fischer wie alle großen Villen, 
die er im Sinne Palladios am Karolinenplatz er­
richtet hatte. Abgebrochen von den Nazis, um 
Platz zu bekommen für die »Ehrentempel«,  die 
P. L. Troost errichtete. Die Zerstörung stand am 
Anfang der brutalen Eingriffe in das künstlerisch 
vollendete Bild der Stadt. Nach Kriegsende wur­
de die Vergangenheit bewältigt: Die erhalten 
gebliebenen » Ehrentempel « wurden gesprengt . . .  
Nur eines scheint tabu zu sein, die ebenso 
schlichten wie noblen Palais wiederzuerrichten 
und damit die rechte Ordnung wieder herzu­
stellen. «  

Der zitierte Abschnitt charakterisiett das ge­
samte Buch: Einseitiges Urteil (das »künstlerisch 
vollendete Bild der Stadt« ), nachlässiger Umgang 
mit der Baugeschichte bis hin zu mangelndem 
Sachverstand (»Villen im Sinne Palladios« [?), 
Villa = Palais [ ! ) ) ,  unreflektierte Polemik (Vf. 
geißelt die Vergangenheitsbewältigung nach dem 
Krieg und fordert im übernächsten Satz eine 
ebensolche) . 

Indes, man sollte auch das »unermüdliche En­
gagement« des Autors würdigen wie es Oberbür­
germeister Erich Kiesl in seinem Vorwort tut, er 
sieht in dem Buch »einen Beleg dafür, daß Mün­
chen noch nicht zerstört ist und daß es Mittel 
und Wege gibt, eine solche Zerstörung in der 
Zukunh zu verhindern. In diesem Sinne sollte 
das Buch zum Denken und Handeln provozie­
ren.« Das sollte es, in der Tat. 

Stuttgart Falk Jaeger 

»STADTERHALTIJNG STADTGESTALTIJNG III« ,  hrsg. 
vom Institut für Baukunst und Bauaufnahmen 
der Technischen Universität Wien, für den In­
halt verantwortlich: o. Universitätsprofessor 
Dr.-Ing. Hans Koep(. Gestaltung: Dipl.-Ing. Ot­
mar Brunner, Walter Pangerl, Wien. Selbstverlag 
des Instituts für Baukunst und Bauaufnahmen, 
o. J. 29 S., 31 Abb. 

Das Heh »Stadterhaltung Stadtgestaltung III« 
ist - was man dem Titel nach gar nicht vermuten 
würde - eine sehr persönliche Veröffentlichung 

Hans Koepfs, des Ordinarius für 'Baukunst und 
Bauaufnahmen an der Technischen Universität 
Wien, welche die Diskussion über die umstritte­
nen Projekte bzw, Entwicklungen, von denen die 
Rede ist, wahrscheinlich stark angeregt hat. 

Die Broschüre beginnt mit der Fortsetzung der 
seit vielen Jahren bekannten und bewährten Rei­
he über Stadtbaukunst in Österreich, mit exakt 
gezeichneten Abwicklungen bedeutender Stra­
ßen- und Platzwände und kurzen Anmerkungen 
zur Stadtbaugeschichte und Gestalt der behan­
delten Orte. Gegenstand der Betrachtung sind 
diesmal Beispiele aus Bozen, Bruneck, Hall, Rat­
tenberg und Kitzbühel; der Text bezieht sich 
jedoch auf Dokumentationsmaterial, das eine 
wesentlich größere Zahl von Tiroler Städten und 
Märkten nördlich und südlich des Brenners um­
faßt. 

Es konnte wohl nicht ausbleiben, daß beim 
Versuch, Tiroler Stadtbaukunst auf weniger als 
drei Textseiten zu skizzieren, die Striche dieser 
Skizze zum Teil etwas grob geraten sind. So 
schreibt Koepf beispielsweise: »Mit der Anpas­
sung an die internationalen sogenannten »mo­
dernen« Normen geht zwangsläufig auch der 
Verlust des charakteristischen Erscheinungsbil­
des und somit auch eines Substanzverlustes ein­
her. In Tirol ist diese Anpassungs- und Auflö­
sungstendenz weit weniger virulent als in ande­
ren Bundesländern, was sicher mit der bedächtig 
vorsichtigen Mentalität des Tirolers und dessen 
stärkerer Heimatverbundenheit zusammen­
hängt. « Wenn ich daran denke, daß in Innsbruck 
etwa 65% der Bausubstanz jünger als 30 Jahre 
sind und wenn ich mir die Zersiedlungs- und 
Nivellierungstendenzen in den vom Fremdenver­
kehr überschwemmten Hochtälern vergegenwär­
tige, so fällt es mir schwer zu glauben, daß Tirol 
eine rühmliche Ausnahme unter den österreichi­
schen Bundesländern sein soll, was die Erhaltung 
des baulichen Erbes und den Respekt vor der 
überlieferten Baukultur und Geschlossenheit der 
Stadtkörper anbelangt. 

Daß regionale Besonderheiten, wie etwa die 
faszinierenden Spezifika der Inn-Salzach-Bau­
weise, nur gestreih werden konnten, liegt auf der 
Hand. Es bleibt zu wünschen, daß es zu der von 
Koepf erwähnten ausführlichen Darstellung der 

»Stadtbaukunst in Tirol« kommt, die sich den 
vorliegenden Bänden über Kärnten, Oberöster­
reich, Niederösterreich und Steiermark an­
schlösse. 

In den übrigen Artikeln des Hehes setzt sich 
Koepf mit zwei interessanten Grenzfällen der 
Stadtgestaltung und Stadterhaltung auseinander, 
nämlich mit der Entwicklung des Zentrums von 
Ulm und mit der Peterstraße in Hamburg. 

Im ersten Artikel »Ulm - Planungen für ein 
menschenwürdiges Stadtzentrum« geht es um 30 
Jahre Entwicklung eines vom Bombenkrieg sehr 
stark angeschlagenen Stadtkerns und um die an­
gemessene Form des Umganges mit einem sol­
chen, Die Ulmer hatten sich gegen den erbitter­
ten Widerstand Koepfs in den fünfziger Jahren 
entschlossen, eine große neue Straßenachse 
durch die Altstadt zu brechen; also das zu tun, 
was man damals als Nutzung der durch die 
Zerstörung gewonnenen Chancen verstand. Das 
wachsende Bewußtsein um die Bedeutung der 
Altstadt als zusammenhängendem zentralen Be­
reich ohne scharfe Zäsuren und ohne Durch­
gangsverkehr verstärkten im Lauf der sechziger 
und siebziger Jahre die immer schon vorhande­
nen Zweifel an der Richtigkeit der Durchbruchs­
entscheidung, die nach Koepf dazu geführt hatte, 
daß man »zur Rechten und zur Linken ein halbes 
Ulm herniedersinken « sah. 

Jedenfalls kam es Mitte der siebziger Jahre zu 
einer intensiven Auseinandersetzung mit der Fra­
ge, wie der Bereich der neuen Straße, die man in 
der Zwischenzeit als zeitbedingte Fehlplanung 
betrachtete, wieder »zubauen« könne. Auch der 
ehemalige Ulmer Stadtbaudirektor und spätere 
Ordinarius für Städtebau in Darmstadt, Max 
Guther, den Koepf wegen seines Engagements 
für den Straßendurchbruch den »Vater der neu­
en Straße« nennt, legte eine seminaristische Stu­
die für die Überbauung eines großen Teils der 
neuen Straße vor (»Überlegungen und Vorschlä­
ge zur Nutzung und Gestaltung der Altstadt« ) .  
Als Abschluß seines, wie gesagt, sehr persönlich 
gehaltenen Artikels zeigt Hans Koepf einen eige­
nen Lösungsvorschlag für die Überbauung der 
neuen Straße (» Für ein menschengerechtes Stadt­
zentrum«),  dessen wichtigstes Anliegen die 
Schaffung von drei überschaubaren Teilplätzen 
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an den Verbindungspunkten der neuen Straße 
mit ihren Seitengassen ist. 

Auch der zweite Artikel des Hehes, »Stadtge­
staltung - ein Plus- ein Minus-Bericht« ,  beschäf­
tigt sich mit Ulmer Problemen. Der Plus-Bericht 
betrifh den Erweiterungsbau des Kaufhauses 
Hertie, bei dem man versucht hat, den scharfen 
Kontrast zwischen der klassischen Lochfassade 
des sogenannen »Neuen Baus« und der Stahlbe­
ton-Glas-Architektur des vorhandenen Kauf­
hauskomplexes zu mildern. Daß dies in bezug 
auf die Großgliederung des Baukörpers gelungen 
ist, werden viele kritische Beobachter bestätigen; 
über die Gestaltung im Detail werden sich die 
Experten aber wohl nicht weniger streiten als 
über ähnliche Versuche in anderen Städten. 

Im Minus-Bericht geht es um das » neu­
(fehl-)interpretierte« Ulmer Zeughaus. Dieser hi­
storische Komplex lag nach den Zerstörungen 
im 2. Weltkrieg jahrzehntelang brach und wurde 
erst in den letzten Jahren teilweise rekonstruiert 
und teilweise als Ruine konserviert. Bei diesem 
Wiederaufbau wurden dem Ensemble auch zwei 
Sichtbetontürme zur Aufnahme von Treppen 
und Fahrstühlen zugefügt. Das Projekt zeigt ein­
mal mehr die Problematik des Umgangs mit 
teilzerstörten Denkmälern und die Untauglich­
keit aller Patentrezepte. Weder mit Ruskins For­
derung, Denkmäler lieber in Schönheit sterben 
zu lassen, als ihnen irgendetwas zeitgenössisches 
hinzuzufügen, noch mit dem Abbruch aller Reste 
und Neuaufbau in den Formen der 70er Jahre 
wäre man der denkmalpflegerischen Herausfor­
derung des verwüsteten Zeughausgeländes ge­
recht geworden. Am Erfolg des gewählten Kom­
promisses kann man allerdings sehr zweifeln. 

. 
Di� �itik Koepfs a� der »unglücklichen Idee 

einer konservierten Ruine« spricht für sich 
selbst: »Wir sehen also von Ost nach West Säu­
lensockel, Säulenstümpfe, ganze Säulen ohne Ge­
wölbe und am Ende Säulen mit Gewölben. Eine 
Glaswand - unglücklicherweise mitten in einem 
Gewölbefeld anstatt unter dem Gewölbegurt op­
tisch etwas »wacklig« eingesetzt - trennt nun 
den Innenraum von einem Ruinenhof, so daß 
man sich intuitiv nach Pompeji versetzt glaubt . . .  

Schlimmeres aber noch geschah mit dem 
»Zwischenbau« ! Dieser verlor seinen Giebel, die 
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darunterliegende Wand blieb als Ruine mit lee­
ren Fensterhöhlen als historische Halbkulisse 
stehen . . .  

Ist das schon schlimm, so folgte dem Unge­
wöhnlichen und Unerwarteten nun Abwegiges, 
ja Törichtes, wohl weil eine Torheit immer neue 
Torheiten im Gefolge hat. Da die Ulmer Ron­
champ-Türme in ihrer Architektur nicht durch 
Dachrinnen und Abfallrohre gestört werden 
durften, bekam der Ostturm ein geneigtes Dach 
mit Wasserspeiern und auf dem Pflaster unten 
ein verborgenes Auffangbecken für das Dach­
wasser. Damit eine Torheit nicht allein dasteht, 
wurde auf der gegenüberliegenden Westseite der 
Turmzwillinge noch ein künstlicher Kopfpfla­
sterhügel geschaffen, über dessen Sinn man sich 
jetzt den Kopf zerbrechen kann! Zwischen der 
Wasserspeiersenke und dem Kunsthügel schlän­
geln sich im Pflaster dunklere menetekelartige 
Kurven als » Ganglinien« ,  obwohl der an sich 
wichtige Ost-Westdurchgang hier » sinnigerwei­
se« durch durchsichtige, aber nicht durchgängige 
Glaswände versperrt ist . . .  « 

Im letzten Artikel seines Heftes setzt sich 
Koepf mit der umstrittenen Causa Peterstraße in 
Hamburg auseinander, unter der bezeichnenden 
Überschrift »Hamburg - Peterstraße - Ein ein­
maliger Fall« .  Die Beschreibung des Projektes, 
bei dem sieben bemerkenswerte Bürgerbauten 
des 17. und 18 .  Jahrhunderts aus verschiedenen 
Straßen Hamburgs nach vorhandenen Bauauf­
nahmen neu errichtet wurden, leidet ein wenig 
unter der zu knappen Illustration. Für den mit 
der Situation nicht Vertrauten sind Beschreibung 
und Kommentar ohne Lageplan oder Luftauf­
nahme nur sehr schwer verständlich. 

Unter der Überschrift » Die Problematik« ist 
auch von der Denkmalpflege und ihren Schwie­
rigkeiten mit privaten Denkmaleignern die Rede. 
Das wäre an sich nicht notwendig gewesen; denn 
am Ende seiner Betrachtungen zur Problematik 
schreibt Koepf mit Recht: » Belange der Denk­
malpflege werden hier überhaupt nicht tangiert. 
Weder stand an dieser Stelle bemerkenswerte 
Altsubstanz, noch wurden bei den Kopien alte 
Bauteile wiederverwendet. Wenn also bestimmte 
baupolizeiliche Voraussetzungen erfüllt sind, 
können Einwände von keiner Seite mehr erhoben 

werden - es sei denn die rein gestalterische Fra­
ge, ob ein derartiges Vorgehen heute noch sinn­
voll sei« . 

Ich meine, daß es sich bei diesem Vorhaben, 
wie bei vielem, was Architektur und Städtebau 
der Gegenwart bewegt, eher um ein moralisches 
bzw. Gesinnungsproblem als um ein Gestal­
tungsproblem handelt. Koepf weist auf den Um­
stand hin, daß Hamburg keine zusammenhän­
genden historischen Ensembles mehr besitzt und 
rechtfettigt die Maßnahme damit, daß hier ein 
Gemeinschaftsangebot gemacht werde, das in 
seiner Art einmalig und beispielhaft sei und ohne 
die Finanzierung durch die Karl Töpfer-Stiftung 
anderswo in dieser Form niemals realisierbar 
gewesen wäre. 

Ich gehe sicher nicht fehl in der Annahme, daß 
es viele Architekten und Denkmalpfleger gibt, 
die das Projekt für einen bedenklichen » Mum­
menschanz« halten. Vor nicht allzulanger Zeit 
hätte sich diese Einstellung noch mit mehr oder 
weniger » anerkannten« Dokumenten zum 
Selbstverständnis der zeitgenössischen Architek­
tur untermauern lassen. Wie will man die Ableh­
nung jedoch begründen, wenn der Unterschied 
zwischen der Avantgarde und der Töpfer-Stif­
tung nur noch darin besteht, daß die Avantgardi­
sten ihre historischen Zitate ironisch verfremden 
und möglichst nicht aus dem örtlichen Fundus 
holen. 

Die Grenzen zwischen » Erlaubtem« und » Un­
erlaubtem« verschwimmen immer mehr und 
man kommt beim ehemals eindeutig Unerlaub­
ten auch ohne Richard Hamanns scherzhafte 
Bemerkung aus, Kitsch sei, wenn man sich genie­
re, daß es einem trotzdem gefällt. 

Man braucht sich nicht mehr genieren seit 
Philip Johnson beim Royal Institute of British 
Architects sagte, daß die Moderne, die uns im­
merhin erlaube, Ziegel im modernen Wohnungs­
bau zu verwenden, uns sicherlich auch gestatte, 
verschiedene Stile anzuwenden. Seine Lagebeur­
teilung bezog sich zwar nicht auf Rekonstruktio­
nen, aber sie erfaßt wohl auch diese: » So können 
Sie sehen, daß Architektur Spaß machen kann, 
daß Architektur reich sein kann, daß Architektur 
jede Bauart und jede Schnitzerei und jede Fein­
heit verwenden kann, und der Geist von Ernest 

George wird mit uns sein und wir werden Goti­
sches neben Renaissance, neben Modernes stel­
len, und wenn sie nicht gestorben sind, dann 
leben sie noch morgen. « 

Graz Peter Breitling 

HEUER, HANS / SCHÄFER, RUDoLF, Stadtflucht. 

Instrumente zur Erhaltung der städtischen 
Wohnfunktion und zur Steuerung von Stadt­
Umland-Wanderungen. Stuttgart - BerUn -
Köln - Mainz. Kohlhammer 1 978. 235 S., Abb., 
DM 32,- (Schriften des Deutschen Instituts für 

Urbanistik Bd. 62) 

Die Autoren befassen sich mit einem Problem­
bereich, der durch seine hohe Komplexität ge­
kennzeichnet ist. Um so verdienstvoller ist die 
vorliegende Arbeit, da sie in systematischer und 
übersichtlicher Form zunächst Ursachen und 
Wirkungsfelder der Stadtflucht aufzeigt, die 
durch sorgfältiges Zahlenmaterial empirisch be­
legt werden. Die Ursache der Stadtflucht wird 
vor allem als Ergebnis zweier gegenläufiger Ent­
wicklungsprozesse gesehen: Stärkung der Wirt­
schaftskraft der Städte mit den sich daraus erge­
benden negativen Verdichtungsfolgen und stei­
gender Lebensstandard, der zu einer verstärkten 
Nachfrage nach besserem Wohnstandard ge­
führt hat. Mit der Verbesserung des Wohnstan­
dards ist auch eine Verbesserung im Wohnum­
feld verbunden. Beide Entwicklungen bestimmen 
Umfang, Tempo und Richtung kleinräumiger 
Wanderungen. Die Autoren gehen folgerichtig 
davon aus, daß die die Stadtflllcht auslösenden 
Faktoren beeinflußt werden müssen. Es ist je­
doch nicht beabsichtigt, ein Patentrezept zu ent­
wickeln, vielmehr soll das vorhandene rechtli­
che, planerische und finanzpolitische Instrumen­
tarium konsequent genutzt werden. 

Praktikern, Studierenden und Wissenschaft­
lern wird zunächst ein systematischer Überblick 
des vorhandenen Instrumentariums zur Erhal­
tung und Wiederherstellung der Wohnattraktivi­
tät vermittelt. Der Leser gewinnt eine Übersicht 
über Einsatzmöglichkeiten und Steuerungspo­
tential und bekommt so die Möglichkeit, Wirk-
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samkeit, Handlungsfähigkeit und Einsatzbereit­
schaft abzuschätzen. Darüber hinaus wird dem 
Leser deutlich gemacht, daß die isolierte Betrach­
tung einzelner Instrumente kaum dazu beiträgt, 
Problemlösungen zu ermöglichen. Vielmehr kön­
nen sinnvolle Ansätze nur durch wirksame Bün­
delung vorhandener Instrumente gefunden wer­
den. Die Autoren gehen auf die Bedeutung der 
Novellierung des Städtebaurechtes zum 1. Ja­
nuar 1977 ein, zeigen aber auch die Grenzen 
insbesondere im Bereich der wohnungspoliti­
schen Möglichkeiten auf. Die aus der Stadtflucht 
resultierenden Probleme können aber nicht nur 
durch Koordination von Maßnahmebereichen 
und Bündelung von Instrumenten gelöst werden, 
sondern setzen interkommunale Kooperation 
voraus. Hier wird kritisch auf system-immanente 
Schwierigkeiten hingewiesen. 

Obgleich der Wohnungsbau das wirksamste 
Instrument zur Beeinflussung kleinräumiger Be­
völkerungsverteilung darstellt, kann seine Len­
kungsfunktion nicht genutzt werden, weil die 
Landesraumordnungsprogramme von überhöh­
ten Bevölkerungsrichtzahlen ausgehen, ein er­
hebliches Maß an Überschußbaurecht besteht 
und kaum eine bewußte Politik der Verknap­
pung von Neubauflächen im Umland betrieben 
wird. Die Autoren fordern zu Recht eine konse­
quentere Handhabung des regionalplanerischen 
Instrumentariums und die Entwicklung von 
Koordinations- und Kooperationsstrategien be­
teiligter Gemeinden. 

Bochum Jürgen H. B. Heuer 

GERNOT FELDHUSEN, Soziologie für Architekten. 
Wissenschaft in der Planungspaxis. (Grundlagen 
der Architekturplanung) Stuttgart: DVA 1975. 

136 S., 12 Abb.; DM 1 9,80. 

Im vorliegenden Buch unternimmt der Autor 
den Versuch, Architekten für Planungsaufgaben 
einen Überblick über den derzeitigen Wissens­
stand der Soziologie in Empirie und Theorie zu 
Problemen des Städtebaus und des Wohnens zu 
geben. In diesem Zusammenhang verarbeitet er 
- leider unter Verzicht auf einschlägige ausländi-
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sche Beiträge - verschiedene Ansätze, die seit 
Beginn der sechziger Jahre bekannt wurden (Lit.­
Verz.). Der Autor erläutert Beziehungen zwi­
schen räumlichem und sozialem Handeln und 
untersucht die Verwertbarkeit der wissenschaft­
lichen Aussagen für den Planungsprozeß der 
Bauaufgabe Wohnung (S. 30). Dabei bemüht er 
sich durchaus, deudich zu machen, daß die prak­
tische Anwendbarkeit sowohl der soziologischen 
Erkenntnisse als auch der Informationen aus Er­
hebungen und Umfragen etc. für Architekten 
und Planer bislang begrenzt ist (Schlußthesen 
S. 129/130). 

Der Autor vertritt die Auffassung, daß empi­
risch-analytische Vorgehensweisen keine den Be­
dürfnissen der Gesellschaft entsprechenden 
brauchbaren Ansätze für Architektur und Pla­
nung zu entwickeln vermögen. Von der dialek­
tisch-kritischen Schule hingegen erwartet er sich 
Grundlagen für eine fruchtbare Kooperation 
zwischen Architekten, Planern, Soziologen und 
den >Betroffenen< von Planungsmaßnahmen und 
Lösungen für die Probleme dieser Bereiche. Mit­
tels Ideologiekritik werde ein als >kommunika­
tiv-emanzipatorisch< bezeichneter Planungspro­
zeß zur Befreiung von nicht durchschauten Ge­
waltverhältnissen führen. Der sehr begrenzte 
Raum für diese Besprechung erlaubt es nicht, im 
einzelnen auf die Aussagen des Autors einzuge­
hen. Insgesamt überzeugt seine Argumentation 
bezüglich der von ihm aufgegriffenen Problema­
tik insofern nicht ganz, als sie den >Betroffenen< 
ihre individuell unterschiedlichen Bedürfnisse 
und Werthaltungen kaum besser bewußt und 
damit artikulierbar macht. So gesehen könnte 
der postulierten Vorgehensweise etwas Ideolo­
giekritik ihrer selbst förderlich sein. Beim derzei­
tigen Stand der Soziologie erscheint die vom 
Autor angestrebte Spezialisierung von Architek­
ten in diesem Fach stark verfrüht. Hingegen 
dürfte eine interdisziplinär angelegte Schulung 
der Architekten zum besseren Verständnis so­
zial-kultureller Probleme, ihrer Inhalte und Hin­
tergründe, worum sich die wiedererstehende 
Kultursoziologie (KZSS 1979/3) bemüht, inzwi­
schen manche Mißverständnisse auszuräumen 
geeignet sein. Ganz besonders geht es dabei um 
Unmißverständlichkeit der Begriffe, worin sich 

besonders die Soziologie gelegendich schwer tut. 
In dieser Hinsicht wäre auch dieses Buch für 
soziologisch nicht vorgebildete Architekten 
leichter verständlich, wenn der Autor manche 
wichtige Passagen weniger mit Fachvokabular 
befrachtet hätte. 

München Hergart Wilmanns 

JOACHIM BRECH U. A., Anwaltsplanung. Eine em­
pirische Untersuchung über ein Verfahren zur 
gerechteren Verteilung von Sachverstand in 
Planungsprozessen. (Schriftenreihe Städtebauli­
che Forschung des Bundesministeriums für 

Raumordnung, Bauwesen und Städtebau 
03.074). Bonn-Bad Godesberg 1977. 99 S., Abb. 

In der schier unübersehbaren Flut von Veröf­

fendichungen, die seit Beginn der '70er Jahre 

zum Thema »Bürgerbeteiligung« erschienen 

sind, taucht immer einmal wieder die »Anwalts­

planung« auf als ein Konzept, mit der emanzipa­

torische Mitwirkung der Betroffenen von Sanie­

rungsmaßnahmen, der Bewohner von Neubau­

gebieten in Gang gesetzt und/oder gesichert wer­

den könnte. Seit der Novellierung des Bundes­

baugesetzes um den berühmten § 2a  »Bürgerbe­

teiligung« wird verstärkt nach handhabbaren 

Verfahren gesucht - in vielen Fällen wird der 

Gesetzesaufttag zwar formal »erledigt« , das ge­

wollte Ziel »mehr Demokratie wagen« (Willy 

Brandt) aber nicht erreicht. Die Verwaltung ist 

überlastet, die Bürger sind nicht interessiert, die 

Sachzwänge sind zu stark - es gibt vielerlei 

Gründe hierfür. 
Anwaltsplanung ist als professionelle Tätig­

keit von Planungsexperten zu definieren, die 
i. d. R. im Auftrag einer Gemeinde gegen Hono­
rar tätig werden (ohne allerdings vom Aufttagge­
ber weisungsgebunden zu sein) . Sie sollen in 
enger Zusammenarbeit mit Bürgerinitiativen des 
Arbeitsgebietes die planungsbezogenen Interes­
sen von Stadtteilbewohnern erkunden und ver­
treten, d. h. vor allem fachlich-fundierte (gegebe­
nenfalls zur »offiziellen« Planung alternative) 
Lösungsvorschläge in den Planungs- und Ent­
scheidungsprozeß einbringen. Gerade für sozial 

benachteiligte Gruppen, die wenig eigenes Arti­
kulations- und Durchsetzungsvermögen haben, 
ist Anwaltsplanung - richtig gehandhabt - ein 
erwägenswerter Ansatz. 

Das Institut Wohnen und Umwelt, Darmstadt, 
selbst »anwaltsplanend« tätig gewesen, hat im 
Aufttag des BMBau in vorliegender Schrift vier 
Beispiele aus Darmstadt, Hannover und Wiesba­
den analysiert und nach vorheriger Diskussion 
des (aus USA übernommenen) Ansatzes die Be­
funde erörtert unter den Gesichtspunkten 
- Kommunalpolitik und Stadtplanung als 

Handlungsfeld von Anwaltsplanern 
- Anwaltsplanung und Klientel 
- Berufliche Situation von Anwaltsplanern 
Die - 1977 erschienene, aber durchaus aktuelle ­
Schrift »wird hoffendich die Aufmerksamkeit 
der Kommunen verstärkt auf diese Form der 
Bürgerbeteiligung lenken - und vielleicht auch 
dazu ermuntern, in der eigenen Stadt ebenfalls 
einen solchen Versuch zu wagen« (S. 7) - ange­
sichts der in den '80er Jahren im Wohnungs- und 
Städtebau anstehenden Probleme, die sicher nur 
mit, nicht gegen den Bürger gelöst werden kön­
nen, ein beherzigenswerter Aufruf. 

Köln Hartrnut Großhans 

U. GRÄFIN zu DmfNA / G. RICHTER (BEARB.), 
Historische Garten- und Parkanlagen. Hrsg. 
vom Kultusministerium Rheinland-Pfalz. Frei­

sing 1 980. 52 S., 51 Abb. 

Die vom Kultusministerium Rheinland-Pfalz 
herausgegebene Broschüre »Historische Garten­
und Parkanlagen « stellt als Ergebnis einer For­
schungsarbeit »Erfassen denkmalwerter Gärten 
und Parke in Privatbesitz in Rheinland-Pfalz« ,  
durchgeführt am Institut für Freiraumplanung 
der FH Weihenstephan im Auftrag der Stiftung 
Volkswagenwerk, 17 Beispiele von über 100 
denkmalwerten Garten- und Parkanlagen in 
Rheinland-Pfalz in ihrem heutigen Zustand und 
ihrer historischen Entwicklung vor. Die Beispiele 
reichen vom Schloß- über den Haus- und Vil­
lengarten bis zum Bauerngarten. Es ist das erste 
Mal, daß historische, private Gärten eines Bun­
deslandes erfaßt wurden. 
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Die Broschüre ist durch die informativen Fo­
tos des Fotografen Philipp Schönborn gut bebil­
dert. Bei der sehr allgemein gehaltenen Einlei­
tung und den die Abbildungen begleitenden Tex­
ten erwecken die Autoren den Eindruck, daß die 
für den Erhalt von historischen Gärten verant­
wortlichen Personen und Institutionen ihren 
ideellen Beitrag leisten, und daß das Problem der 
Erhaltung in erster Linie ein finanzielles, beson­
ders steuerrechdiches Problem sei. Im Gegensatz 
dazu zeigt die Realität jedoch, wie die hohe 
Anzahl bereits zerstörter Gärten beweist, daß 
vielerorts mangelndes Verständnis für die histo­
risch gewachsenen Gärten, wirtschaftliche Inter­
essen sowie mangelnde Kenntnis und mangelnde 
Unterstützung für Pflegernaßnahmen und Re­
staurierungen die gegenwärtige Situation der hi­
storischen Gartensubstanz (nicht nur) in Rhein­
land-Pfalz kennzeichnen. Eine eingehende Frage 
nach den Ursachen dieser Situation wird in der 
Broschüre nicht gestellt; stattdessen vermitteln 
die Autoren dem Leser in ihren Beschreibungen 
der schlechter erhaltenen Gärten allenfalls den 
Eindruck verwildernder, dadurch mißverständ­
lich romantisch anmutender Gärten. 

Gerne hätte der Leser bei dieser Gelegenheit 
erfahren, was das Kultusministerium hinsichdich 
der Aufklärung der Öffendichkeit und der Besit­
zer sowie in steuerrechdicher und denkmal­
schutzrechdicher Hinsicht getan hat und in Zu­
kunft zu tun gedenkt. So scheint das Kultusmini­
sterium als Herausgeber dieser Broschüre gerade 
noch rechtzeitig dem Unmut mancher Bürger in 
Rheinland-Pfalz mit diesen, für jedermann leicht 
faßlich dargestellten Gartenbeispielen entgegen­
kommen zu wollen. 

Für eine weitergehende Information über die 
Situation der historischen Gärten in Rheinland· 
Pfalz, besonders aber über die methodischen 
»Probleme bei der Erfassung historischer Gär­
ten« sei der gleichnamige Artikel von Dorothee 
Nehring sowie zur schutzrechdichen Problema­
tik der Artikel »Gesetzlicher Schutz für histori­
sche Gärten in Europa« von Rainer Hönes emp­
fohlen, beide abgedruckt in »Die alte Stadt« 8, 1 
(1981)  S. 44-89. 

Hagen i.W. Volker Hütsch 
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SIEGFRIED DÖRFFEWT, Hessisches Denkmal­
schutzrecht. Kommentar mit ergänzenden 
Rechtsvorschriften (= kommunale Schriften für 
Hessen 38). Wiesbaden: Deutscher Gemeinde­

verlag 1 977. 1 84 S., DM 64,-. 

Der Kommentar ist ein unentbehrliches Hand­
buch für alle, die sich mit den Aufgaben der 
Denkmalpflege und des Denkmalschutzes aus­
einandersetzen müssen. Aus der unmittelbaren 
Kenntnis der Entstehung erläutert der Verfasser 
das Gesetz zum Schutze der Kulturdenkmäler 
(Denkmalschutzgesetz). Der Gesetzestext wird 
gründlich erläutert und interpretiert und in den 
Zusammenhang mit den Gesetzen gestellt, die 
den Denkmalschutz berühren. Die mit dem 
Denkmalschutz zusammenhängenden Vorschrif­
ten des Bundesbaugesetzes, des Städtebauförde­
rungsgesetzes und der Hessischen Bauordnung 
werden in einem umfangreichen Anhang ebenso 
aufgeführt wie die einschlägigen Vorschriften 
des Einkommensteuergesetzes, des Bewertungs­
gesetzes, des Erbschaftssteuer- und Schenkungs­
steuergesetzes sowie des Grundsteuergesetzes. 
Das Fideikommißrecht wird erläutert und aus­
zugsweise wiedergegeben. Die Durchführungser­
lasse zum Denkmalschutzgesetz sind im Wort­
laut abgedruckt. Weitere den Denkmalschutz be­
rührende Vorschriften sind auszugsweise erfaßt. 
Ein Stichwortverzeichnis erleichtert den Ge­
brauch des Kommentars. Der Leiter des Landes­
amtes für Denkmalpflege Hessen, Prof. Dr. Kie­
sow, begründet im Vorwort die Notwendigkeit 
von Denkmalschutz und Denkmalpflege. 

Wiesbaden Friedrich Gilbert 

ERICH ACHTERBERG, ALBERT OESER. Aus seinem 
Leben und hinterlassenen Schriften (Studien zur 
Frankfurter Geschichte, Heft 13). Frankfurt: 
Waldemar Kramer 1 978. 191  S., 15  Abb. 

In der Einleitung zu dieser Biographie des 
Wirtschaftsjournalisten Albert Oeser, die als Ge­
.denken zu seinem einhundertsten Geburtstag er-

schien, fragt der Verfasser » Wer kennt ihn heute 

noch? «  und stellt fest, daß noch nicht einmal alle 

Enkel Oesers vom Wirken ihres Großvaters wis­

sen, den doch eine » Unmenge von Zeitgenossen« 

gekannt haben. Albert Oeser, der nicht verwandt 

ist mit dem Reichstagsabgeordneten und Ver­

kehrsminister Rudolf Oeser sowie mit dem Zei­

chenlehrer Goethes in Leipzig Adam Friedrich 
Oeser, wurde 1878 als Sohn eines Kaufmanns in 

Heilbronn geboren. Nach dem Besuch von 

Volks- und Realschule erhielt er in Leisnig (Sach­

sen) und in Hamburg eine Bankausbildung. 

1902 trat er in die Handelsredaktion der »Frank­
furter Zeitung« ein, anfangs in Frankfurt selbst, 
von 1904-1926 in deren Berliner AußensteIle. 
Anschließend kehrte er nach Frankfurt zurück 

und war - bis 1937 - Leiter des bedeutenden 
und berühmten Handelsteils dieser Zeitung. 

Kann dieser Lebenslauf ein Buch füllen? Wur­
de hier mehr aus persönlichem Anliegen als aus 
allgemeinem historischen Interesse zur Feder ge­
griffen? Manches mag für die Berechtigung sol­
cher kritischer Fragen sprechen. Vf. war nicht 
nur selbst Redakteur der » Frankfurter Zeitung« 
( 1924-1943), sondern wurde auch Oesers 
Schwiegersohn. So ist er manchmal nicht ganz 
frei von allzu persönlichen Formulierungen. 
Aber der inzwischen verstorbene Vf., der 1962 in 
Frankfurt das Bankhistorische Institut gegründet 
und einige wirtschaftspolitische Schriften sowie 
die Bücher »Der Bankplatz Frankfurt« und 
» Frankfurter Bankherren« vorgelegt hat, bietet 
hier mehr als »nur« eine Biographie Albert 
Oesers. Er läßt auch einen Ausschnitt aus der 
Geschichte der » Frankfurter Zeitung« lebendig 
werden, auch ein Stück deutscher und Frankfur­
ter Banken- und Wirtschaftsgeschichte und ein 
Stück Geschichte der Demokratie im Frankfurt 
des 19. Jahrhunderts. Um den Hintergrund des 
liberalen, demokratischen und kritischen Geistes 
der 1853/67 von Ludwig Rosenthai und Leopold 
Sonnemann gegründeten »Frankfurter Zeitung« 
aufzuzeigen, sind der eigentlichen Biographie 
Oesers zwei selbständige Kapitel über die Frank­
furter Liberalen nach 1848 und über den Anwalt 
Jacob Riesser, der 1888 Vorstandsmitglied der 
Darmstädter Bank, der ersten deutschen Groß­
bank, wurde, vorangestellt. Albert Oeser, der 

»liberale Kritiker« ,  setzte diese Linie bruchlos 

fort. Der Verfasser hebt den lauteren und kor­

rekten Menschen und Journalisten Oeser hervor, 

der den Redakteur als Mahner, Richter und Kri­

tiker sah - und dennoch bei allen in hohem 

Ansehen stand, selbst bei den Bankdirektoren, zu 

denen er engste Kontakte hatte. Oeser, der es 

verstand, aus Notizen einen perfekten, klaren 

Text zu machen, wurde Vorbild und Lehrmeister 

vieler Wirtschaftsjournalisten. Unmittelbar Aus­

kunft über Oesers Denken und Wirken nach 

1945 (als Mitherausgeber der » Gegenwart« ) gibt 

der Anhang mit einem Auszug aus Oesers Brief­

wechsel und aus einem Manuskript über die 

Besetzung Schrambergs, wo Oeser kurze Zeit 

nach dem Zweiten Weltkrieg lebte. Albert Oeser 

starb 1959 in Frankfurt. 

Frankfurt Hans-Otto Schembs 

BURCHARD SCHEPER, Frühe bürgerliche Institu­
tionen norddeutscher Hansestädte. Beiträge zu 
einer vergleichenden Verfassungsgeschichte Lü­
becks, Bremens, Lüneburgs und Hamburgs im 
Mittelalter. (Quellen und Darstellungen zur 
Hansischen Geschichte N.F. Bd. 20).  Köln -
Wien: Böhlau 1975. 223 S., 44,- DM. 

Das hier mit beträchtlicher Verspätung zur 
Besprechung kommende Buch ist selbst erheblich 
verspätet erschienen: denn ihm liegt eine unter 
dem Titel >Anfänge und Formen bürgerlicher 
Institutionen norddeutscher Hansestädte im 
Mittelalter< 1959 bei W. Koppe (Kiel) einge­
reichte Dissertation zugrunde. Zwar wird neuere 
Literatur dieser 16 Jahre einbezogen, nicht aber 
wesentliche neue Ansätze dieser Zeit eingearbei­
tet. Jedem, der sich mit der Geschichte norddeut­
scher Städte befaßt, fällt der bedeutende Anteil 
auf, den dort neben dem Rat - und ab dem 
14. Jahrhundert neben den » Zünften« - die Ge­
meinde an der Verfassung hat, was sich beson­
ders in Krisenlagen deutlich zeigt. Man greift 
daher mit Interesse nach einem Buch, das sich 
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zum Ziel gesetzt hat, (1) die bürgerlichen Institu­
tionen (ob Bürgerausschüsse, wie die conjurati in 
Bremen, die Wittigsten in Hamburg und die 
Burmeister in Lüneburg, oder Untergliederungen 
und sondergemeindliche Bildungen wie Stadt­
viertel, Kirchspiele und Bäuerschaften) und (2) 
die Entstehung des Rates und der Ratsgewalt 
und ihre Bedingtheit durch (1 )  zu untersuchen. 
Vf. strebt eine vergleichende Studie der frühen 
Verfassungsstrukturen (S. 2) der 4 Städte an, 
weil sie sich >,typologisch« voneinander unter­
schieden und weil sie - als » außerordentlich 
bedeutsame Orte« vergleichbar seien (S. 1 ) .  Zur 
Illustration von Detailproblemen werden noch 
einige andere, vornehmlich norddeutsche Städte 
beigezogen. 

Was die Durchführung angeht, so ist Vf. zuzu­
billigen, daß der Aufbau der Untersuchung 
» nicht ganz zufällig« ist (S. 200). Den Proble­
men, die sich bei einem systematischen Vergleich 
dieser Art stellen, bedingt auch durch die wissen­
schaftlichen Vorarbeiten - die zu Lübeck sehr 
fortgeschritten und theoriebefrachtet sind, zu 
Lüneburg noch in den Anfängen stecken - und 
durch die verschiedene Überlieferungslage, zeigt 
sich Sch. nicht recht gewachsen. Die Literatur, 
besonders die für Lübeck und Hamburg, be­
spricht er so, daß der nicht mit den Details 
vertraute Leser verwirrt ist, eine wissenschaftli­
che Auseinandersetzung mit ihr, die nur durch 
methodisch neu ansetzende Analyse der Quellen 
geleistet werden könnte, findet nur gelegentlich 
statt - für Lüneburg, für das es noch einiges 
ungedruckte Material gibt (vgl. S. 77), begnügt 
sich Sch. mit dem Urkundenbuch. - Unbestreit­
bares Verdienst des Buches ist, daß Sch. nach­
weist, wie stark die Institutionen einer Stadt von 
der Gründungssituation und von ihrer frühen 
Geschichte geprägt sind, und überhaupt sein Ge­
spür für Stadtindividualitäten, doch macht das 
nicht seine Schwächen wett: Unklarheiten und 
logische Schwächen in Methode und Argumen­
tation, Abschweifungen, Platitüden, falscher Ge­
brauch von termini technici und die ungenaue 
Sprache; die Lektüre wird dadurch über Strecken 
ärgerlich. So bleibt das Buch, trotz interessanter 
Fragestellung und durchaus auch bedenkenswer­
ter Detailergebnisse im wesentlichen Aufberei-
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tung einschlägigen Materials. - In welchem Um­
fang man auch für eine Zeit relativ geringer 
Quellendichte durch methodisch hochentwickel­
te und subtile Analyse aller verfügbaren Quellen 
zu sicheren Erkenntnissen über frühe städtische 
Institutionen gelangen kann, hat 1977 G. G. Fis­
sore in seinem Buch über Asti vorgeführt. 

Hannover Brigide Schwarz 

eARL-HANS HAUPTMEYER, Verfassung und Herr­

schaft in Isny. Untersuchungen zur reichsstädti­

schen Rechts-, Verfassungs- und Sozialgeschich­

te, vornehmlich in der frühen Neuzeit. Göppin­

gen (Verlag Alfred Kümmerle) 1 976, VIII, 

425 S. (Göppinger akademische Beiträge 

Nr. 97). 

Die kleine, abseits der großen Verkehrswege 
gelegene ehemalige Reichsstadt Isny im Allgäu 
ist seit langem ein Schoßkind der Historiker. 
Allein in den letzten 15 Jahren sind vier wichtige 
Arbeiten erschienen, die ihrerseits auf einer weit 
zuruckreichenden Forschungsgrundlage auf­
bauen: ein wirtschaftsgeschichtlicher Überblick 
von H. Kellenbenz erschien 1966/67 in dieser 
Zeitschrift bzw. ihrer Vorgängerin, dem »Jahr­
buch für Geschichte der oberdeutschen Reichs­
städte«. 1973 folgte eine unter vielerlei Aspekten 
bedeutsame Darstellung von H. Stoob in der er­
sten Lieferung des Deutschen Städteatlas sowie 
im gleichen Jahr eine Untersuchung der Finanz-, 
Wirtschafts- und Sozialgeschichte Isnys am Ende 
des alten Reiches von H. Speth und schließlich 
1976 die hier zu besprechende Dissertation. 

Vf. hat mit großer Sorgfalt alle einschlägigen 
Quellen und Darstellungen ausgewertet und ein 
facettenreiches Bild des politischen Lebens der 
Reichsstadt vom 16. Jh. bis 1802 erarbeitet. Der 
erste Teil vermittelt einen Überblick über die 
bisherige Forschung und die allgemeine Entwick­
lung der Stadt. Es folgt eine breit angelegte Un­
tersuchung des Verfassungsrechts von 1381 (Be­
ginn der » Zunftverfassung« )  bis 1802 mit dem 
Schwergewicht auf den Jahren seit 1631. Dem 
dritten und wichtigsten Teil, der die Verfas-

sungswirklichkeit behandelt, sind im Anhang 
umfangreiche Ämterlisten und Verwandtschafts­
tafeln der führenden Familien beigegeben. 

Wie in den benachbarten Reichsstädten auch, 
entwickelte sich in Isny nach der von Kaiser 
Karl V. oktroyierten Verfassungsänderung des 
Jahres 155 1 zunehmend ein oligarchisches Herr­
schaftssystem, eine » absolute Oligarchie« von 
»in sozialer Inzucht verbundenen Plutokraten«,  
die um 1724-1729 von einer » gemäßigten abso­
luten Oligarchie von Plutokraten« abgelöst wur­
de. Abgesehen von der nicht ganz glücklichen 
Formulierung dieses Unterschieds wird überzeu­
gend dargelegt, was die Ursache und das Wesen 
der politischen Wende der Jahre 1724-1729 aus­
machte: der Versuch einer sehr kleinen Gruppe 
wohlhabender und wichtiger Familien des » älte­
ren Herrschaftskreises«,  durch Steuervergünsti­
gungen und einen exklusiven Bürgerrechts-Sta­
tus eine privilegierte Herrschaftsposition zu er­
langen, scheiterte am Widerstand der übrigen 
politischen Amtsträger und führte 1729 z� einer 
neuen Wahl- und Regimentsordnung, die Amter­
häufungen erschwerte und ein strenges Ver­
wandtschaftsverbot für die Mitglieder des ober­
sten Ratsgremiums, des Geheimen Rates, erließ. 
Dadurch wurde eine Sonderstellung bestimmter 
Familien unmöglich gemacht. Das alte » Patri­
ziat« - dieser Begriff wird vom Vf. ausführlich 
diskutiert, ohne daß er zu einer wirklich neuen 
Definition käme - wurde von einem neuen Ho­
noratiorentum abgelöst. 

Begleitet und veranschaulicht wird diese Dar­
stellung der innenpolitischen Entwicklung der 
kleinen Stadtrepublik durch detaillierte Untersu­
chungen der wichtigsten Ratsfamilien, der übli­
chen Ämterlaufbahnen, des Verhältnisses zwi­
schen den einzelnen Rats- und Gerichtsgremien, 
der Wahlprozeduren und Eidesleistungen sowie 
der Vermögensentwicklung von Gesamtbürger­
schaft und politischer Führungsschicht, um nur 
die wichtigsten Punkte zu nennen. 

Rezensent kennt keine andere oberdeutsche 
Reichsstadt, für welche die Herrschaftsstruktu­
ren in der frühen Neuzeit mit ähnlicher Akribie 
aufgedeckt worden wären. Freilich ist dies für 
eine kleine Stadt wie Isny auch am ehesten zu 
leisten. 

Leider wird die Lektüre der wirklich weiter­
führenden Arbeit durch eine umständliche und 
oft aufgeblähte sprachliche Form erschwert. Vie­
le richtige Beobachtungen werden qualvoll oft 
wiederholt, auf daß der Leser sie sich auch j a  
einpräge, so daß man schließlich das Buch zwar 
reich belehrt, aber auch erschöpft und ein wenig 
verdrossen aus der Hand legt. 

Ravensburg Peter Eitel 

Archiv für Frankfurts Geschichte und Kunst, 

Heft 55, hrsg. v. Frankfurter Verein für Ge­

schichte und Landeskunde e. V. Frankfurt: Kra­

mer 1976. 253 S. Heft 56, Frankfurt: Kramer 

1978. 300 S., 1 6 Abb. 

Die Beiträge des anspruchsvoll gedruckten und 
attraktiv ausgestatteten » Archivs für Frankfurts 
Geschichte und Kunst« spiegeln die reichhaltige 
Arbeit des Vereins für Frankfurter Geschichte 
und Landeskunde. Dabei spannt sich der thema­
tische Bogen von kultur- und kunstgeschichtli­
chen Themen bis hin zum Bereich der Sozial- und 
Wirtschaftsgeschichte. Bezugspunkt ist immer 
wieder die Geschichte der Reichsstadt Frankfurt 
als eines wirtschaftlichen und kulturellen Zen­
trums von der mittelalterlichen bis hin zur neue­
sten Geschichte. Die einzelnen Beiträge, so unter­
schiedlich ihr wissenschaftlicher Anspruch auch 
sein mag, verdeutlichen insgesamt die vielschich­
tigen Beziehungen der Stadt zur deutschen und 
darüber hinaus zur europäischen Geschichte. 

Die politisch-geographischen Bedingungen im 
Zentrum des Alten Reiches, die Vielfalt der In­
teressen und Beziehungen, die die Reichsstadt in 
ihrer Territorialpolitik zu berücksichtigen hatte, 
thematisiert Elsbeth Orth im 1976 erschienenen 
56. Heft am Beispiel der Ganerbschaft Hattstein. 
Die Reichsstadt Frankfurt hatte sich mit dem 
Kurfürsten von Mainz, dem Grafen Diether von 
Isenburg-Büdingen und drei weiteren Rittern zu­
sammengetan und die R�ubritt�rburg Hanstein 
eingenommen. In den Jahren zwischen 1432 und 
1467 verwalteten die Parteien gemeinsam ihre 
Beute. Hans-Michael Moeller analysiert in sei-
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nem Beitrag, » Stadtpolitik und Kriegsregiment,< , 
die Probleme der Besetzung Frankfurts durch 
kaiserliche Truppen am Ende des Schmalkaldi­
schen Krieges. Dabei liegt der Schwerpunkt sei­
ner Betrachtungen auf militärgeschichtlichen 
Aspekten, wie der Verfassung und Verwaltung 
des Büren'schen Korps, einem Schulbeispiel des 
Heerwesens in der frühen Neuzeit. Wie sehr sich 
in dem über 600jährigen Schicksal einer unbe­
deutenden Kapelle die Geschichte einer Stadt 
spiegeln kann, zeigt Franz Lerner in seinem Bei­
trag über die St. Wendelinskapelle am Sachsen­
häuser Berg. Grabplattenfunde in der St. Katha­
rinenkirche nimmt Walter Atzert zum Anlaß, 
dem Lebenslauf der Verstorbenen, ausschließlich 
Angehörige der bürgerlichen Oberschicht, nach­
zugehen. In zwölf Beispielen vom frühen 17. bis 
zur Mitte des 18.  Jahrhunderts zeichnet er ein 
Bild der städtischen Führungsschicht und ihrer 
Lebensverhältnisse. Das große Interesse, das das 
bildungs bewußte Bürgertum einer Sammlung 
von Gipsabgüssen guterhaltener Kunstwerke des 
klassischen Altertums entgegenbrachte, doku­
mentiert Edita Steriks Beitrag über das Besucher­
buch des »Ariadneums« ,  einer von dem Frank­
furter Bankier Simon Moriti von Bethmann be­
gründeten privaten Kunstsammlung. Die Unter­
suchung ist zugleich Beleg für den sozial-exklusi­
ven Charakter bürgerlicher Kunstbeflissenheit 
im Zeitalter des Biedermeier. Einen interessanten 
ökumenischen Versuch schildert Eugen Mayer in 
seinem Bericht über die » Unparteiische Univer­
salkirchenzeitung<, . Das nur im Verlauf des Jah­
res 1837 erschienene Blatt hatte sich zum Ziel 
gesetzt, zu einem konstruktiven christlich-jüdi­
schen Gespräch zu gelangen, mußte aber nach 
109 Nummern sein Erscheinen einstellen. Die 
philologische Tätigkeit dreier Rektoren des 
Frankfurter Gymnasiums, Theodor Voemel 
(1719-1868), Johannes Classen (1 805-1 891) 
und Tycho Mommsen (18 19-1900), die sich 
neben ihrer aufreibenden pädagogischen Tätig­
keit als Byzantinisten editorisch hervortaten, 
würdigt Gerhard Podskalsky in seinem Beitrag. 
Einen weiteren Vertreter jenes für das 19.  Jahr­
hundert charakteristischen Typs des wissen­
schaftlich aktiven Gymnasialprofessors schildert 
Ingeborg-Liane Schack in ihrer Untersuchung 
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über den Philologen und Keilschriftforscher 
Georg Friedrich Grotefend, der von 1 803 bis 
1 821 in Frankfurt tätig war. Eine wichtige Hilfe 
für den Stadthistoriker kann das Frankfurter 
Wörterbuch sein, das Rosemarie Schanze in ih­
rem Beitrag vorstellt. Vielfältige Hinweise auf 
Normen, Gewohnheiten und Institutionen ver­
gangener Zeiten haben sich in einzelnen Wörtern 
bis heute erhalten. Mit der Rolle der Frankfurter 
Handelskammer beschäftigt sich Wilfried Forst­
mann. Im Zwiespalt zwischen staatlichen Preis­
minimierungs- und Kontrollbestrebungen sowie 
dem Vorgehen gegen »Kriegswucher« einerseits 
und den z. T. entgegengesetzten Interessen der 
Industrie und des »legalen« Handels andererseits 
hatte die Handelskammer wichtige Aufgaben als 
Vermittlungs- und Schaltstation für die Kriegs­
wirtschaft zu übernehmen. Daß Hochschulgrün­
dungen auch schon in den zwanziger Jahren 
Stadtverwaltungen vor Probleme stellten, zeigt 
Dieter Rebentisch in seiner Untersuchung über 
die Bestrebungen, nach der Errichtung der Stif­
tungsuniversität unmittelbar vor dem Ersten 
Weltkrieg der Stadt durch die Gründung einer 
Musikhochschule zur Ausbildung von Volks­
schullehrern in den zwanziger Jahren weiteres 
kulturpolitisches Profil zu verschaffen. Vom Re­
daktionsalltag der »Frankfurter Zeitung« 
schließlich, in der das liberale und republika­
nisch gesinnte städtische Bürgertum während der 
zwanziger Jahre und noch zur Zeit des National­
sozialismus sein Forum fand, berichtet Karl 
Apfel. 

In dem 1978 erschienenen 56. Heft macht Ru­
dolf Lenz den Versuch, am Beispiel des literari­
schen Genres der gedruckten Leichenpredigten, 
einer vor allem im 17. Jahrhundert populären 
Form des Nachrufes, typische Merkmale der 
Mentalität der bürgerlichen Oberschicht zur Zeit 
des Barocks herauszuarbeiten, ein Thema, das 
Fritz Althammer in seinem Bericht über Fami­
liengrabstätten und bedeutende Einzelgräber des 
Frankfurter Hauptfriedhofes unter mehr kunst­
geschichtlichen Gesichtspunkten für das 19.  und 
20. Jahrhundert fortsetzt. Einen Lesegenuß in 
Form und Inhalt bietet Paul Arnsberg in seiner 
Schilderung der verwickelten und z. T. peinli­
chen Umstände, unter denen der damalige preu-

ßische Kammerherr, Voltaire, vom 31 .  Mai bis 
7. Juli 1753 auf Betreiben seines verärgerten 
Gönners, Friedrichs Il. von Preußen in der 
Reichsstadt Frankfurt arretiert wurde, während 
Hans-Jürgen Rieckenberg sich mit der histori­
schen Identität des von 1512 bis 1527 in Frank­
furt ansässigen Malers Matthias Grünewald aus­
einandersetzt. Reinhold Sietz schildert in seinem 
Aufsatz über den aus Frankfurt stammenden und 
zeitlebens mit der Stadt verbundenen Pianisten, 
Komponisten und Dirigenten, Ferdinand Hiller 
das Frankfurter Musik- und Theaterleben um die 
Mitte des 19. Jahrhunderts. Mit den Anfängen 
des sozialen Wohnungsbaus in Frankfurt 
(1860-1914) - einem Thema, das bei dem mit 
dem aktuellen Mangel an preiswertem Wohn­
raum konfrontierten Leser vielfältige Assoziatio­
nen auslöst - beschäftigt sich Henriette Kramer. 
Ihre auf Quellen des Frankfurter Stadtarchivs 
basierende Diplomarbeit beeindruckt durch die 
Fülle des dargebotenen Materials, das die Ver­
fasserin mit selbstgemachten Fotos illustriert hat. 
Ein Vergleich mit den Wohnungsproblemen an­
derer deutscher Großstädte im Zeitalter der 
Hochindustrialisierung, die z. T. recht gut er­
forscht sind, hätte in diesem Zusammenhang 
weitere wichtige Perspektiven eröffnen können. 
Die vielschichtigen Interessenkonstellationen po­
litisch�r und ökonomischer Provenienz, die bei 
der Herausbildung von Planungsräumen eine 
Rolle spielen können, beschäftigen Dieter Re­
bentisch in seinem Beitrag über Politik und 
Raumplanung. Am Beispiel verschiedener 
Raumordnungskonzeptionen für das Rhein­
Main-Gebiet analysiert er den ständigen Kon­
flikt zwischen der sich dynamisch vollziehenden 
sozio-ökonomischen Entwicklung einer Region 
und ihrem vergleichsweise statischen Verwal­
tungsgefüge. Das 56. Heft schließt mit einer Be­
standsaufnahme Hans Otto Schembs' über die 
Publikationstätigkeit des Frankfurter Vereins für 
Geschichte und Landeskunde seit 1 839, einem 
ßeitrag, der wegen der Vielfalt der Publikations­
reihen und Periodika sowie wegen des häufigen 
Wechsels der Bezeichnungen für den Frankfurter 
Historiker sehr hilfreich sein wird. 

Bamberg Matthias Meyn 

THOMAS MICHAEL MARTIN, Die Städtepolitik 
Rudolfs von Habsburg (Veröffentlichungen des 

Max-Planck-Instituts für Geschichte 44). Göt­
tingen: Vandenhoeck & Ruprecht 1 976. 

268 Seiten, 4 Karten (davon 2 Faltkarten im An­
hang), 27 X 25 cm, Leinen DM 62,-. 

Das klar und flüssig geschriebene Buch, dem 
eine von Hans Patze angeregte Dissertation von 
1971 zugrundeliegt, füllt eine Forschungslücke. 
Die Städtepolitik der deutschen Herrscher ist 
bisher nur ansatzweise behandelt worden und 
bleibt in erheblichem Umfang auch weiterhin ein 
Desiderat. 

Man bedauert, daß dieser durchweg überzeu­
genden Arbeit nicht eine breitere Reflexion über 
Fragestellung, Methode, Quellen- und Literatur­
grundlage vorangestellt wurde. Dabei hätte sich 
reicher Stoff geboten. Herrscherliehe Städtepoli­
tik ist ja nur ein Aspekt des umfassenderen The­
mas »Königtum und Städte« , das - von den 
Partnern her - unter mindestens zweifacher Per­
spektive gesehen werden muß. Sicher müßte 
auch die Weglassung sozialökonomischer und 
religiös-kultureller Thematisierung näher be­
gründet werden. Schließlich stellt sich die Frage, 
ob bzw. inwieweit durch die auf den älteren 
Editions- und Regestenstand eingegrenzte Quel­
lengrundlage nicht unvermerkt der damalige ge­
schichtswissenschaftliche Horizont induziert 
wird. 

Teil A. (Regionaler Teil) der Arbeit bietet, mit 
Ausnahme des der Einleitung zuzurechnenden 
Kapitels »Königtum und Städte vor Rudolf von 
Habsburg« , die mehr ereignisgeschichtlich-poli­
tische Darstellung, in der das Zusammenspiel 
königlicher und städtischer Interessen plastisch 
herausgearbeitet wird. Der vornehmlich verfas­
sungsgeschichtlich-systematisch orientierte Teil 
B. setzt den von der Sache gebotenen Schwer­
punkt auf die Reichsstädte, bezieht aber auch die 
Territorialstädte und ihr Verhälmis zum König 
mit ein. 

Den spätmittelalterlichen Entwicklungstrend 
nach dem Tode Friedrichs Il. beschreibt Vf. un­
ter dem Doppelaspekt der Territorialisierung 
und dem auch machtpolitischen Aufschwung der 
(Bischofs- und Gründungs-)Städte, beides Tatbe-
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stände, die Anspruch und Ausübung königlicher 
Herrschaft verkürzten und damit Rudolf eine 
Neuorientierung seiner Politik aufnötigten. Die 
schon anläßlich seiner Wahl begründete Unter­
stützung königlicher Politik durch die Städte be­
währte sich im ganzen auch in der Folge. Der oft 
robusten Nutzung städtischer Finanzkraft, die 
Rudolf kennzeichnet, setzte er eine großzügige 
städtespezifische Privilegierungs- und Zollpolitik 
an die Seite, die durch energische Landfriedens­
maßnahmen tragfähig wurde, und damit den 
Städten verlockende Entfaltungschancen bot. 
Die Beteiligung der Städte an der Wahrnehmung 
von Reichsinteressen, die bis zur Einbeziehung 
von Städtebünden ging, zeigt ebenso wie die 
neuen Gastungsgewohnheiten, die Rudolf meist 
von Reichsstadt zu Reichsstadt in Stadtburgen, 
Klöster, aber auch ins Bürgerhaus führten, den 
städtischen Bedeutungszuwachs an. Zur Zeit der 
genetischen Phase der » Kleinstädte« (Stoob/Haa­
se) konnte Rudolf in seinen Städtegründungen 
keine zukunftsweisenden Akzente setzen, wenn 
er sich auch im Genehmigungsrecht für landes­
herrliche Gründungen herrscherlieh eindrucks­
voll präsent hielt. Die von Rudolf initiierte Mo­
bilisierung des aufstrebenden Bürgertums für die 
Reichspolitik eröffnet den von der Historiogra­
phie des 19. Jh. in dieser Hinsicht gern überhöh­
ten, wenn auch » bürgerlich« erheblich mitbe­
stimmten Abschnitt spätmittelalterlicher deut­
scher Geschichte. Aus unserer heutigen, eher di­
stanzierten Sicht würde man für die Zeit Rudolfs 
von Habsburg, auch wenn es sich nur um Einzel­
züge handelt, mit Vf. nicht geradezu von »Ver­
bürgerlichung« (S. 202) sprechen wollen. 

Hoch anzuerkennen bleibt die Arbeitskraft 
und Umsicht, nicht zuletzt auch die handwerkli­
che Gediegenheit, mit der Vf. das weitläufige 
Material bewältigt hat. Zwei instruktive Karten 
im Anhang bieten » Das Itinerar Rudolfs von 
Habsburg« und »Die in der Politik Rudolfs von 
Habsburg hervortretenden Städte und Märkte« .  
Eine umfängliche Zusammenstellung der Quel­
len und Literatur (wo man sich die Verzeichnung 
auch der deutschen Erscheinungsorte wünschen 
würde) und differenziert gearbeitete Register 
empfehlen die Arbeit auch zum Nachschlagen. 

Trier Alfred Heit 
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ERICH MASCHKE / JÜRGEN SYDOW (HRSG. ) ,  Städti­
sches Haushalts- und Rechnungswesen (= Stadt 
in der Geschichte. Veröffentlichungen des Süd­
westdeutschen Arbeitskreises für Stadtge­
schichtsforschung Bd. 2). Sigmaringen: Thor­

becke 1 977. 1 89 S. 

Der südwestdeutsche Arbeitskreis für Stadtge­
schichtsforschung hat auf seiner 12. Tagung in 
überlingen 1973 Probleme des städtischen 
Haushalts- und Rechnungswesens behandelt. 
Wieder einmal wurde ein geschlossenes Thema 
gewählt, das von der historischen Forschung bis­
her nicht ausreichend beachtet wurde. Der The­
menbereich der Beiträge ist vor allem in der 
Zeitspanne zwischen 1300 und 1 800 ausgewo­
gen und enthält Aufsätze vom Mittelalter bis zur 
jüngsten Vergangenheit. Ausgespart blieb aber 
die finanzhistorisch höchst interessante und in 
der Finanzgeschichte wenig erforschte Zeit von 
der Reichsgriindung bis zum Zusammenbruch 
des NS-Staates. 

Der Band wird mit einem sehr gehaltvollen 
Aufsatz von Bernhard Kirchgässner über die 
Frühgeschichte des modernen Haushalts am Bei­
spiel der Reichsstädte Esslingen und Konstanz 
von der Mitte des 14. bis zum 16. Jahrhundert 

, eingeleitet. Im Zentrum seiner überlegungen ste­
hen die Verbindungen zwischen der Finanz- so­
wie der Verfassungs- und Sozialentwicklung. 
Ferner beschäftigt sich K. mit dem bisher immer 
noch zu wenig beachteten Aspekt der Formalent­
wicklung des Stadthaushaltes und ihren Aussa­
gen für die Wirtschafts- und Sozialgeschichte. 

über eine ausschließlich darstellende und be­
schreibende Landesgeschichtsschreibung hinaus 
geht auch der Beitrag von Reinhard Hildebrand 
über die Haushaltspolitik seit dem Westfälischen 
Frieden. Mit Recht weist H. auf das ze�trale 
Problem hin, daß selbst in den Reichsstädten, in 
denen alle kassenmäßigen Einnahmen und Aus­
gaben detailliert verbucht wurden, keine syste­
matisch etatmäßige Trennung zwischen ordentli­
chen und außerordentlichen Einnahmen und 
Ausgaben erfolgte, womit eine langfristige und 
zielbewußte Haushaltsplanung und -politik na­
hezu unmöglich war. Der Verf. setzt sich in 
ausgezeichneter Weise mit den Ursachen der 

schlechten städtischen Finanzlage des 17. und 
18 . Jhs. auseinander und betont, daß eine stark 
zersplitterte Finanz- und Verwaltungsorganisa­
tion, verbunden mit einem unverhälmismäßig 
großen Personalbestand, das Grundübel der 
reichsstädtischen Finanzen war. H. weist nach, 
daß selbst außergewöhnlich� Kriegsbelastungen 
bei einer konsequent durchgeführten Reform 
und Straffung von der Verwaltung getragen wer­
den konnten, ohne daß daraus eine ständig 
wachsende Verschuldung erwuchs. 

Winfried Küchler zeigt die Geschichte des Fi­
nanzwesens der Stadt Konstanz während des 
19. Jahrhunderts. Der Verf. stellt die Frage, in­
wiefern die öffentliche Finanzwirtschaft ihrer­
seits die Prozesse von Industrialisierung des wirt­
schaftlichen Wachstums und der Verstädterung 
beeinflußten. Dabei erkennt K., daß die Ge­
schichte der städtischen Finanzwirtschaft des 
19. Jahrhunderts eng verbunden ist mit dem Pro­
blem der Selbstverwaltung und des vertikalen 
Finanzausgleichs. So wird deutlich, daß die Kon­
stanzer Finanzwirtschaft ein wichtiger Indikator 
für konjunkturelle Auf- und Abschwünge im 
Einflußbereich dieser Kommune ist. Wolfgang 
Hess leistete mit seinem Aufsatz über Rechen­
brett und Zahltisch in der Verwaltungspraxis in 
Spätmittelalter und Neuzeit einen sehr originel­
len und interessanten Beitrag. 

Weitere Abhandlungen geben einen sehr infor­
mativen Überblick über die Zusammensetzung 
und Entwicklung des Haushalts der Städte Basel, 
Schwäbisch Hall, Ulm, Pfullingen, Stuttgart und 
überlingen. Bei diesen Einzeluntersuchungen 
hätte man sich aber gewünscht, daß die Verf. die 
Forschungen mehr in den Rahmen gesamtwirt­
schaftlicher sowie regional- und lokalwirtschaft­
licher Abläufe gestellt hätten. Lösungsansätze 
oder gar Erklärungsmodelle, die sich mit den 
Ursachen städtischer Finanzentwicklung befas­
sen, wird man vergeblich suchen. 

Stuttgart-Hohenheim Gert Kollmer 

HELMUT BEER, Widerstand gegen den National­
sozialismus in Nürnberg 1 933-1 945 (Nürnber-

ger Werkstücke zur Stadt- und Landesgeschichte 
Bd. 20) .  Nürnberg: Stadtarchiv 1976, 389 S., 
DM 26,50. 

Die von Walther P. Fuchs betreute Erlanger 
Dissertation befindet sich thematisch am Schnitt­
punkt zweier Forschungszweige, der Geschichte 
Nürnbergs im »Dritten Reich« und der Erfor­
schung des deutschen Widerstandes gegen das 
NS-Regime. Während sich die Geschichtsschrei­
bung - allerdings mit wechselnden methodi­
schen, inhaltlichen und politischen Tendenzen ­
der deutschen »Opposition gegen Hitler« schon 
seit über drei Jahrzehnten annahm, ist mit der 
Darstellung Nürnbergs als » Stadt der Reichspar­
teitage« wie auch des »anderen Nürnberg« wäh­
rend der NS-Zeit erst in jüngerer Zeit begonnen 
worden. Nach Erläuterung der eigenen theoreti­
schen Position in der Diskussion um die Begriffe 
»Widerstand« und »FaschismuslNationalsozia­
lismus« ,  die in einem Staat mit fteier, pluralisti­
scher Wissenschaft wohl niemals abzuschließen 
sein wird, und einer erfreulich präzisen Bewer­
tung der archivalischen und sonstigen Quellen 
wendet sich Vf. dem kommunistischen und so­
zialistischen Widerstand zu. Dieser wurde nach 
anfänglich erfolgversprechenden Ansätzen je­
doch schon 1933/34 - jedenfalls in seiner organi­
sierten Form - weitgehend zerschlagen. Dies 
war, wie Vf. zu Recht unterstreicht, auch in 
Nürnberg im wesentlichen zurückzuführen auf 
die niemals vollständig beseitigte Spaltung der 
Arbeiterbewegung selbst, auf eine falsche Ein­
schätzung der Beständigkeit und Durchschlags­
kraft der nationalsozialistischen Massenbewe­
gung sowie des von ihr getragenen Herrschafts­
und Terrorsystems und auf eine illusionäre Er­
wartungshaltung hinsichtlich einer , bevorstehen­
den, durch Hitlers »Machtergreifung« vermeint­
lich noch beschleunigten revolutionären Situa­
tion. Eine Darstellung der Haltung verschiedener 
marxistischer Splittergruppen sowie der in 
Nürnberg um Dr. Joseph Drexel und Karl Trö­
ger besonders aktiven »nationalbolschewisti­
schen« Widerstandsbewegung um Ernst Nie­
kisch folgt ebenso wie eine paradigmatische Be­
handlung z. T. eindrucksvoller oppositioneller 
Verhaltensweisen des »kleinen Mannes« im All-
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tag - Volksopposition genannt -, und ein knap­
per Exkurs über die nicht sonderlich bedeutsame 
Rolle Nürnbergs im Zusammenhang mit den 
Ereignissen des 20. Juli 1944. Nicht überzeugend 
ist die Begriindung dafür, daß der Widerstand 
der bei den großen christlichen Kirchen sowie 
spezifisch konservative Oppositionshaltungen 
und Widerstandsaktionen von vornherein ausge­
spart bleiben. Dies gilt um so mehr, als Vf. im 
Titel sowie in der Einleitung und im Resume 
vorgibt, in der Begrenzung auf den Großraum 
Nürnberg »das zu erfassen . . .  , was an Wider­
stand insgesamt innerhalb eines faschistischen 
Systems möglich war« (so S. 8 ) .  Hinweise auf 
bereits vorliegende Spezialuntersuchungen, z. B.  
Baiers über den lutherischen Widerstand, recht­
fertigen nicht den grundsätzlichen Verzicht, zu­
mindestens deren Forschungsergebnisse in eine 
ausdrücklich versprochene Gesamtschau des 
Nürnberger Widerstandes 1933-1945 einzube­
ziehen und zu verarbeiten. Aus diesem Grunde 
bleibt eines der Hauptergebnisse der verdienst­
vollen Darstellung, wonach sich der Widerstand 
zum überwiegenden Teil - von der Verteilung 
kommunistischen und sozialistischen Agitations­
materials und unkoordinierten Einzelaktionen 
abgesehen - in der Aufrechterhaltung und Stabi­
lisierung der eigenen oppositionellen Position 
und anfänglich noch organisierten Kontakten zu 
gleichgesinnten Gruppen und Einzelpersonen 
manifestiert habe, damit auch eine der Schlußfol­
gerungen, daß nämlich der Widerstand »in erster 
Linie von den Organisationen und Parteien der 
Arbeiterbewegung« (S. 302) ausgegangen sei, 
abschließend zu überprüfen. 

Koblenz Josef Henke 

GERHARD BOTZ, Wien vom »Anschluß« zum 
Krieg. Nationalsozialistische Machtübernahme 
und politisch-soziale Umgestaltung am Beispiel 
der Stadt Wien 1 938/39. Mit einem einleitenden 

Beitrag von Karl R. Stadler. - Wien, München: 
Jugend & Volk (1 978), 646 S. 

Die Gleichschaltung Wiens war nach dem er-
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zwungenen Anschluß Schlüssel und Vorausset­
zung für die Integration des Landes Österreich in 
das Großdeutsche Reich. Dem Salzburger Zeithi­
storiker Gerhard Botz gelingt es mit seiner Habi­
litationsschrift, »ausgehend von einer Millionen­
stadt einen anschaulichen Einblick in die innere 
Struktur des nationalsozialistischen Systems und 
nicht bloß historische Fachforschung zu vermit­
teln.«  Er schildert gut lesbar und unter Anfüh­
rung kleinster Details sowie einer stattlichen An­
zahl von Quellen, wie es den braunen Machtha­
bern gelungen ist, die ehemals »rote« Wiener 
Stadtverwaltung von einer von 1934 bis 1938 
dem reaktionären Ständestaat ergebenen Dienst­
stelle in ein nun ihnen gegenüber loyales Service­
Zentturn umzuwandeln. Dazu bedurfte es ledig­
lich der Auswechslung einiger Beamter. Bei den 
sofort eingeleiteten Neubesetzungen wurden auf­
dringliche Postenjäger aus den Reihen der »alten 
Kämpfer« vom neuernannten Bürgermeister 
Neubacher ebenso erfolgreich abgewimmelt wie 
Heimkehrer aus der »Österreichischen Legion« .  
Andererseits wurden viele der 1934 vom stände­
staatlichen Regime aus politischen Gründen ent­
lassenen sozialdemokratischen und kommunisti­
schen Arbeiter wieder eingestellt. 

Leider bleiben in der auf die Gemeindeverwal­
tung beschränkten Darstellung viele Bereiche, 
die auch für die soziale Umgestaltung Wiens von 
Bedeutung waren, ausgeklammert, wie z. B. Bil­
dungspolitik, Wissenschaft und Kunst. Dafür 
kommen andere, bisher eher unbekannte Einzel­
heiten ans Tageslicht, wie die Rolle Wiens in der 
deutschen Südostpolitik, oder der bereits im 
Sommer 1939 im Stab des Wiener Gauleiters 
Bürckel aufgetauchte Plan, »alle österreichischen 
Juden in Barackenlagern außerhalb der großen 
Städte zu internieren« . 

Linz a. d. Donau Aurel Moser 

CHRISTOPHER R. FRIEDRICHS, Urban Society in an 
Age of War: Nördlingen 1580-1 720, Princeton, 

N. J. : University Press 1 979, 350 S., Tab., 
$ 28,50. 

Die sozialen, ökonomischen und politischen 
Binnenstrukturen der Reichsstadt Nördlingen 
vom späten 16. bis zum frühen 17. Jahrhundert 
stehen im Mittelpunkt der mit dem Anspruch 
einer >histoire totale< verfaßten Abhandlung. Die 
Konzeption der Langzeitanalyse integriert den 
Dreißigjährigen Krieg, die folgenden Reichs­
kriege gegen Türken und Franzosen, umfaßt 
aber auch eine Phase scheinbar normaler Ent­
wicklung zwischen 1580 und 1620. Friedrichs 
vermeidet so die vielfach vorfindliche Fixierung 
auf die kurzfristigen Folgen des Dreißigjährigen 
Krieges, zeigt ihn vielmehr als Etappe eines für 
die Stadt grundlegenden Strukturwandels. 

Die Auswertung von Steuerbüchern und Pfarr­
matrikeln erlaubt dies hinsichtlich des demogra­
phischen Aspekts und der Entwicklung der bür­
gerlichen Vermögen. Bezeichnender als der mas­
sive demographische Einbruch infolge drama­
tisch erhöhter Sterblichkeit um 1633 sind die 
langfristige Bevölkerungs�tagnation, die - entge­
gen dem allgemeinen demographischen Trend -
um 1690 einsetzt, und vor allem der seit 1580 zu 
verzeichnende Rückgang der Taufen und der 
Stillstand in der Entwicklung der Haushaltszah­
len, Ergebnis der restriktiven Einwanderungspo­
litik des um die bürgerliche Nahrung besorgten 
Rates und Indiz eines Prosperitätsstillstandes. 
Untersuchungen des Migrations- und Heirats­
verhaltens untermauern diese Aussage. Der Au­
tor begnügt sich weitgehend mit der Darstellung 
aggregativer demographischer Daten. Die kom­
plizierteren Auswertungsmöglichkeiten der Fa­
milienrekonstitutionsmethode hätten tiefere Ein­
blicke auch in individuelles generatives Verhal­
ten ermöglicht, wären aber sicher im Rahmen 
eines Gesamtbildes zu umfangreich ausgefallen. 
Auch die Bereiche der Berufs- und Vermögens­
struktur bieten Material für noch ausführlichere 
Behandlung, unterliegen jedoch wohl aus dem 
gleichen Grund gerechtfertigter Beschränkung. 
Ohne Ausuferung hätte die statistische Aufarbei­
tung der Vermögensstruktur aber etwa durch die 
Angabe von Streumaßen bereichert werden kön­
nen, was zur weiteren Objektivierung beitragen 
würde. Gleichwohl sind die Angaben in diesem 
Sektor äußerst aufschlußreich. 

Mit der abnehmenden Zahl der Wollweber 

und Gerber, der städtischen Hauptgewerbe, und 
dem Aufstieg der Lebensmittelgewerbe zeigt sich 
als Kriegsfolge eine Verstärkung der Lokal­
marktorientierung. Kriegsbedingte finanzielle 
Belastungen treffen besonders die Mindervermö­
genden, so daß es zu einer erhöhten Vermögens­
konzentration kommt, die jedoch zwischen 
1 646 und 1670 von einer Rückverteilung kon­
trastiert wird. 

Mit diesen Erscheinungen der zweiten Hälfte 
des 17. Jahrhunderts korrespondiert ein Rück­
gang der Bedeutung kaufmännischer Betätigung 
und sozialer Aufstiegsmobilität. Erneute Kon­
zentration nach 1670 verweist auf den Aufstieg 
der Textilverlegerfamilie Wörner. Ihr widmet 
Friedrichs ein eigenes Kapitel, dokumentiert sich 
doch hier ein grundsätzlicher sozialer und öko­
nomischer Wandel, dessen Bedingungen als Fol­
ge des Kriegszyklus entstehen: Verlust der fakti­
schen Selbständigkeit der Wollweber durch zu­
nehmende finanzielle Belastung, Verlust des Um­
landmarktes durch die Entwicklung des ländli­
chen Gewerbes und folglich die Abhängigkeit 
von Fernmärkten führen zum Aufstieg der Wör­
ner. Versuche des Rates, sich schützend vor das 
tr<:rditionelle Handwerk zu stellen, scheitern. Sie 
zeigen jedoch dessen paternalistisches Selbstver­
ständnis, belegt auch an anderen Vorgängen, das 
vom Wandel in der Rekrutierungssttuktur des 
Regiments von der Zunft- zur professionalisier­
ten Verwaltungselite nicht tangiert wird. Augen­
fällig schlägt sich die Folge von Kriegen im dau­
erhaften Ruin der Stadtfinanzen nieder und ver­
ändert auch hier gründlich Nördlingens politi­
sches und ökonomisches Gewicht; es wird von 
der Gläubiger- zur Schuldnerkommune. 

Die Studie zeigt auf breiter Materialbasis in 
allen angesprochenen Bereichen durch die Kriege 
initiierte oder beschleunigte Wandlungsprozesse, 
die Nördlingens Politik und Wirtschaft des tradi­
tionellen Charakters entkleiden. In vielfältigen 
Symptomen dokumentiert sich der Durchbruch 
» to a capitalist economy and dass society« 
(S. 297), wie Friedrichs etwas forsch akzentuiert. 
In diesem Zusammenhang vermißt der Rezen­
sent ein wenig die eingehendere Auseinanderset­
zung mit der umfangreichen Literatur zur Kon­
junkturentwicklung des 17. Jahrhunderts, die 
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den Fall Nördlingen in umfassenderen Zusam­
menhang gestellt hätte. 

Dies am Rande. Entscheidend ist, daß die 
aspektreiche Anlage des interessant geschriebe­
nen Buches statistisch belegte allgemeine Ent­
wicklungs tendenzen und deren Erfahrbarkeit 
durch die Zeitgenossen zu einem Gesamtbild 
fügt, das nicht nur für Fachwissenschaftier, son­
dern auch als Einführung in Probleme und Me­
thoden frühneuzeitlicher Stadtgeschichte für Stu­
denten und Schüler der gymnasialen Oberstufe 
anregend ist. Unter diesem Gesichtspunkt wäre 
es wert, über eine deutsche Fassung ernsthaft 
nachzudenken. 

Tübingen Olaf Mörke 

EMIL ZENZ, Geschichte der Stadt Trier im 
1 9. Jahrhundert, Bd. I: Vom Beginn der franzö­
sischen Herrschaft bis zum Ende der Revolution 
von 1 848 (1 794-1 850), Trier 1979, 213  S., 
35,- DM; Bd. II: Vom Beginn der Reaktion bis 
zum Ausgang des Jahrhunderts (1 850-1899), 

Trier: Spee-Verlag 1 980. 259 S., 35,- DM. 

Vieles spricht dafür, die Geschichte der Stadt 
Trier im 19. Jahrhundert neu zu schreiben. G. 
Kentenichs »Geschichte der Stadt Trier« (1915)  
- die bisher allein zur Verfügung stand - hat 
zwar ihren zeitlichen Schwerpunkt im selben 
Jahrhundert, muß aber gerade für diesen Zeit­
raum - weil zum Gedenken an die hundertjäh­
rige Zugehörigkeit der Rheinlande zu Preußen 
geschrieben - wegen ihrer politischen Zweckset­
zung mit der größten Skepsis gegenüber ihren 
Aussagen und Urteilen aufgenommen werden. 
Wichtiger noch scheint, daß inzwischen auf eine 
große Zahl neuer Forschungsergebnisse in Teil­
bereichen zurückgegriffen werden kann und 
auch der Zugriff zu den archivalischen Quellen 
besser und umfassender möglich ist. Diese Chan­
cen hat Vf. des zweibändigen Werkes, ein ehe­
maliger Bürgermeister der Moselstadt, durchaus 
nutzbar machen können, zumal er selbst schon 
bisher durch zahlreiche lokalhistorische Arbeiten 
als der wohl beste Kenner der Trierer Stadtge­
schichte ausgewiesen war. 
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Als Ergebnis liegt nun eine sektoral tief geglie­
derte Trierer Chronik im 19. Jahrhundert vor, 
die von der Entwicklung der Selbstverwaltung 
bis zum Karneval, vom kulturellen Leben bis 
zum Eisenbahnbau reicht. Der erste Band thema­
tisiert die für Trier bedeutsame Zeit der französi­
schen Verwaltung, den in vielerlei Hinsicht pro­
blematischen Übergang zur preußischen Herr­
schaft an der Mosel und die Revolutionsjahre 
1 848/49. Der zweite Band ist in 23 Kapitel noch 
weit stärker inhaltlich parzelliert als der erste. 
Wenngleich dabei auch die wirtschaftliche und 
soziale Entwicklung - in knapper Form - be­
rücksichtigt wird, so liegt der Schwerpunkt des 
Werkes doch auf dem Gebiet der politischen 
Geschichte (einschließlich des nicht geringen An­
teils, den die Kirchen an ihr haben). 

Das Prinzip der chronologischen Darstellung 
innerhalb sachlich gegliederter, inhaltlich kaum 
verbundener Kapitel wird nur selten verlassen. 
Geschieht das doch, wie z. B. bei der Darstellung 
des Übergangs von der französischen zur preußi­
schen Herrschaft, die zu den eindrucksvollsten 
Abschnitten des 1. Bandes zählt, dann scheint 
auch in der vorliegenden Arbeit durch, was mo­
derne Stadtgeschichte im Spannungsfeld zwi­
schen lokaler Besonderheit und allgemeinem hi­
storischem Prozeß zu leisten imstande ist. Tat­
sächlich lassen sich nur in Fallstudien vor Ort 
Voraussetzungen, Ansätze und Erscheinungsfor­
men strukturwandelnder Prozesse in Politik, 
Wirtschaft und Gesellschaft konkret erkennen 
und in ihrer Relevanz gewichten. Indes kann 
dieser Anspruch nur dann eingelöst werden, 
wenn über die reine Lokalhistorie ohne Bezug 
zum geschichtlichen Gesamtprozeß hinausge­
gangen wird, ohne zur reinen Fallanalyse zu 
kommen, die die lokale Individualität unberück­
sichtigt läßt. Diesen in der jüngeren Stadtge­
schichtsforschung so fruchtbaren Ansatz findet 
der Verfasser nur gelegentlich. Es liegt vielmehr 
eine Arbeit vor, die als umfassendes Nachschla­
gewerk zur Trierer Stadtgeschichte im 19. Jahr­
hundert gelten kann. 

Bochum Werner Abelshauser 

GERTRUD STEITER, Altbayerisches Leben auf 
Wening-Stichen (»Rosenheimer Raritäten«) .  Ro­

senheim: Rosenheimer Verlagshaus 1 977. 
132 S., 303 Abb. DM 33,-. 

Das Werk Wenings gilt bei Denkmalpflegern 
und Architekten schon lange als verläßlicher 
Ratgeber, wenn es gilt, an den dort dokumentier­
ten Baulichkeiten restauratorische Probleme zu 
lösen oder in ihrem Umfeld neue Bauaufgaben 
mit Einfühlsamkeit auszuführen. Die Idee, dieses 
Werk nicht nur als Dokumentation zeitgenössi­
scher Architekturbestände und -pläne auszuwer­
ten, sondern daraus auch eine Reihe anderer 
Aspekte zu exzerpieren, ist grundsätzlich origi­
nell, verlockend und zudem sehr verdienstvoll; 
natürlich wäre es noch viel ergiebiger, als dies in 
vorliegendem Werk angestrebt wurde. Daß sich 
die Aspekte dieses Themas sowohl inhaltlich wie 
bildlich öfters überschneiden müssen (z. B. Was­
ser - Verkehrswesen - Tierwelt) und daß Voll­
ständigkeit nicht zu erreichen ist, tut der guten 
Sache wenig Abbruch; die verschiedenen Kapitel 
sind allemal lehrreich und dabei anregend ge­
schrieben und werden in ihrer gedrängten, an­
schaulichen Form vor allem dem interessierten 
Laien einen guten Einblick in viele Bereiche ver­
gangener Zeiten geben. Auch der Fachmann fin­
det in manchen Zusammenstellungen neue, in­
teressante Gesichtspunkte, so etwa in dem aus­
führlicheren und vortrefflichen Kapitel über das 
Verkehrswesen. Gemessen an Kriss-Rettenbecks 
» Bilder und Zeichen religiösen Glaubens« muß 
beispielsweise notgedrungen das kurze Kapitel 
über »Glaube und Frömmigkeit« mager ausfal­
len. Insgesamt ist das Buch lesenswert und unter­
haltsam; es ist jedoch sehr schade, daß bei den 
zahlreichen Abbildungen auf genaue Ortshin­
weise und sonstige Angaben verzichtet wurde. 

Bei einer Zweitauflage könnte und sollte die­
ser Mangel behoben werden. Das Werk erhebt 
keinen wissenschaftlichen Anspruch; vielleicht 
ist hier viel verschenkt worden. 

München Paul Werner 

WILHELM HANSEN / HERBERT KREFf, Fachwerk 
im Weserraum. Hameln: Niemeyer 1 980. 324 S. 

mit 413 Abb. und 64 Farbtafeln, 23-27 cm, 
Ganzleinen. DM 88,-. 

Die Lichtbilder H. Krefts sind in ihrer detail­
reichen, präzisen Wiedergabe dem anspruchsvol­
len Konzept des Gesamtwerkes angemessen und 
sind sehr gut auf Text und Dokumentation abge­
stimmt. Es mag dahingestellt sein, ob nicht in 
einigen Fällen neueres Bildmaterial zur Verfü­
gung gestanden hätte. Der Absicht der Vf., mög­
lichst ursprüngliche Bauzustände zu zeigen, hätte 
es zum Beispiel nicht widersprochen, vom Haus 
zum Ochsenkopf in Münden oder dem Küster­
haus - das übrigens weder das älteste Fachwerk­
haus an der Weser noch in Münden ist - neuere 
Bilder zu bringen. 

Der Textteil bringt zu Recht nur eine kurze 
Architektur-Darstellung, auch unter Berücksich­
tigung volkskundlicher Aspekte. Die Einleitung 
streift kurz wirtschaftliche und soziale Voraus­
setzungen. Dabei finden wir es nicht glücklich 
formuliert, wenn der Oberweserraum als >Korn­
kammer Europas< im späten Mittelalter bezeich­
net wird. Die Gliederung von Text und Bildteil 
nach sozialen Gruppen der Bauträger ist sinn­
voll. 

Hansen begründet die auffällig nach Ostwest­
falen und Lippe tendierenden Standorte der be­
handelten Häuser, so�eit es das Bauernhaus be­
trifft, mit der Effizienz der Freilichtmuseen in 
Westfalen. Weshalb soll man aber nach Rahden 
oder Dettnold fahren, wenn man zwischen Die­
mel und Oberweser noch eine Fülle von unver­
dorbenem bäuerlichem Fachwerk findet. Weder 
Deisei noch Hümme sind berücksichtigt, und 
abgesehen vom renovierten Leck'schen Haus in 
Grebenstein sind im Altkreis Hofgeismar nur die 
Rathäuser erwähnt. Auch in der Darstellung sei­
ner Bürgerbauten ist der engere südliche Weser­
raum etwas zu kurz geraten. Wir brauchen hier 
kaum in Erinnerung zu rufen, daß allein in Mün­
den nach der umfassenden Freilegung des Fach­
werks ganze Straßenfluchten mit einer Fülle von 
differenzierten Fassaden eine besonders ein­
drucksvolle Demonstration der Fachwerkkunst 
aller Bauepochen ermöglichen. Die früheste Ver-
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wendung der >Schiffskehle< am Börnerschen 
Haus in Göttingen wird nur in einer Schema­
zeichnung erwähnt. - Wir hätten uns auch hier 
ein Bild gewünscht, daß dieses für unseren Raum 
besonders charakteristische Ornament in seiner 
ganzen Wirkung zeigt. 

Im übrigen untertreibt Vf., wenn er seinen 
Motivkatalog der figürlichen Schnitzerei am 
Fachwerk einen >gewagten Versuch< nennt. Hier 
liegt die eigentliche Bedeutung und Originalität 
seiner Arbeit, die man wegen ihrer Fülle von 
überzeugenden Deutungen und genauesten Hin­
weisen künftig immer zu Rate ziehen muß. 

Hann.-Münden Hans-Martin Beume 

FRIEDRICH FÜRSTENBERG / BRUNHILDE SCHEURIN· 

GER, Die Kultur- und Bildungsorganisation im 

Erwachsenensektor. Vergleich Linz - Ulm. 
(Kommunale Forschung in Österreich, hrsg. v. 
Institut f Kommunalwissenschaften Linz 
Bd. 22.) Linz: Druck- und Verlagsanstalt Guten­
berg 1 976. 1 64 S. Tab. ö. S. 230,-. 

Der Ansatz dieser Studie ist interessant. Man 
möchte die Kultur- und Bildungsorganisation im 
Erwachsenensektor in zwei verschiedenen Städ­
ten, die in unterschiedlichen Staaten Europas 
liegen, untersuchen. Dieser Versuch ist deswegen 
besonders bemerkenswert, weil die Erwachse­
nenbildung von jeher Sache der Kommune und 
einzelner Institutionen war. Ein klares Bildungs­
konzept für Erwachsene hat es weder in 
Deutschland noch in Österreich bisher gegeben. 
Lokale Traditionen und das Wollen einzelner 
Persönlichkeiten gaben in den oft aus kleinen 
Einheiten bestehenden Bildungsinstitutionen den 
Ausschlag. Erst in den 70er Jahren wurden die 
Volkshochschulen zu der bestimmenden, wenn 
auch nicht zur alleinbestimmenden, Bildungsor­
ganisation für die Erwachsenen. 

Die Studie hat die bildungsbezogenen Aktivi­
täten der Kommunen in vier Aufgabenbereiche 
gegliedert: 
1. Pflege von Kulturgütern 

(z. B. Denkmalpflege, Museum) 



236 Besprechungen 

2. Repräsentative Veranstaltungen 
(z. B. Theater, Konzerte) 

3 .  Erwachsenenbildung 
(z. B. Volkshochschulen, Büchereien) 

4. Berufliche Bildung 
(beschränkt auf außerbetriebliche Bildungs­
arbeit) 

In den Mittelpunkt der Studie sollte die Kul­
tur- und Bildungsorganisation gestellt werden. 
Hierbei sollten sowohl die Abhängigkeiten unter 
den Sttukturelementen der jeweiligen Organisa­
tion wie auch die Funktionsfähigkeit der Organi­
sation untersucht werden. Besonders kompliziert 
wird diese Untersuchung, wenn man bedenkt, 
daß in den verschiedenen Städten die behandel­
ten Aktivitäten für Erwachsene auf verschiedene 
städtische Ämter mit unterschiedlichen Organi­
sationsformen verteilt sind und verschieden auf 
übergeordnete Instanzen und kommunale Funk­
tionsträger aufgegliedert sind. Hinzu kommen 
zum Beispiel bei Kunstausstellungen in sehr un­
terschiedlichem Maße Galerien und private Akti­
vitäten, die wiederum mit der Stadt und dem 
jeweiligen Land durch ein vielfältiges Zuschuß­
system direkter und indirekter Art verbunden 
sein können. 

Das Ergebnis dieser Studie ist, sieht man von 
einigen Tabellen über das Haushaltsvolumen ab, 
mager. Mehrfach muß hervorgehoben werden, 
daß das zur Verfügung stehende Datenmaterial, 
auf das man angewiesen war, dürftig ist und 
nicht für die Untersuchung vorher aufbereitet 
war. 

Abgesehen von der mangelnden Vergleichbar­
keit vieler vorgelegter Daten und der Tatsache, 
daß die Fehlerquellen häufig größer als die Er­
gebnisse sind, bleibt eine Fülle weiterer Fragen 
offen; hierfür ein Beispiel: Gerade der Kulturbe­
reich steht in hohem Maße dem Jugendbildungs­
bereich nahe. In welcher Weise fließen Kulturzu­
schüsse in Jugendhäuser; in welcher Weise sind 
Etatposten, die in anderen Städten der Jugend­
pflege zugeordnet werden, unter Kultur vereinigt 
oder umgekehrt; in welcher Weise wird auch in 
den Sozialämtern zugeordneten Häusern Kultur­
pflege betrieben? 

Eine Studie, die von den interessierten Kreisen 
mit Gewinn gelesen werden könnte, müßte lang­
fristig vorbereitet werden. Es sollte möglichst 
gleichgeartetes Zahlenmaterial über Besucher, 
Besuchersttuktur etc. ermittelt werden. Jedoch 
auch dann bleibt die Frage, ob eine qualitative, 
den Inhalt der verschiedenen Kulturarbeit in den 
Mittelpunkt rückende Betrachtung, nicht einen 
höheren Aussagewert ergeben hätte. 

Offenburg Hans-Joachim Fliedner 

DIETRICH HIRSCHFELD, Jugendstilglas. Sammlung 

Dr. Hirschfeld (Arbeitsberichte aus dem Städti­
schen Museum Braunschweig 27). Braun­

schweig: Städtisches Museum 1978, 1 04 S. 
49 Abb., 236 Kat.-Nr.; DM 8,-. 

Dieser beschreibende Katalog umfaßt 236 
Nummern von Glasobjekten des Jugendstils. Der 
Autor beschreibt schon zu Beginn seiner Einfüh­
rung die doch sehr indifferente Beziehung man­
cher Kunstinteressierter: » Jugendstil - als Aus­
druck eines neuen Lebensgefühls gepriesen - ver­
achtet als Kitsch - vergessen und vernichtet - als 
Nostalgie wiederbelebt. « 

Mit dieser Stilrichtung der Jahrhundertwende 
wird die Modeme eingeleitet. Es ist richtig, daß 
der Jugendstil eine Reaktion auf die Industriali­
sierung war, daß er jedoch das Industrie-Design 
entstehen ließ, ist wohl eine irrige Annahme. 
Industrie-Design meint das Aufgreifen industriel­
ler Produktionsmethoden, während es sich hier 
bestenfalls um Manufakturware handelt. 

Die vorgestellte Sammlung gibt einen relativ 
breiten Überblick über die Glasproduktion des 
Jugendstils. Die Zentren der damaligen Glasin­
dustrie, Lothringen und Böhmen, stellen den 
größten Teil der Objekte. Eine ausführliche Lite­
raturliste ermöglicht es dem Jugendstilliebhaber, 
sich in dieses Gebiet zu vertiefen, dagegen hätte 
die 'Einführung etwas umfangreicher sein dürfen, 
vor allem, was die einzelnen Fabrikationsstätten 
anbelangt. 

Frankfurt Thomas Meyer 

THOMAS DEXEL, Trinkgefäße aus Glas in der 
Formsammlung der Stadt Braunschweig (Ar­
beitsberichte aus dem Städtischen Museum 
Braunschweig 26) .  Braunschweig: Städtisches 
Museum 1 978. 88 S., 81 Abb., DM 8,-. 

In dem vorliegenden Arbeitsbericht 26 aus 
dem Städt. Museum Braunschweig wird ver­
sucht, eine Chronologie der Trinkgefäßformen 
aus Glas aufzuzeigen. 

Das Heft besticht durch eine sonst nicht allge­
mein übliche Darstellung von Formentwicklung. 
Nicht die Exklusivität des Glases steht dabei im 
Vordergrund, sondern nur der formale Aus­
druck. Die abgebildeten Gefäße sind entspre­
chend ihrer Form und nicht nach dem Ge­
brauchszweck (Wein-, Bierglas etc.) bezeichnet, 
also nach den Typen Becher, Kelchglas oder 
Pokal. 

Das veröffentlichte Material stammt aus der 
Formensammlung des Museums und umspannt 
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den Zeitraum von der römischen Antike bis in 
die Gegenwart. Die zwischen dem 6.17. Jahrhun­
dert und der Zeit um 1 600 vorhandene Lücke 
innerhalb der Sammlung erklärt der Autor mit 
einem gewissen Niedergang der europäischen 
Hohlglasproduktion. 

Ein Problem, das auch Dexel anschneidet, ist 
das Fehlen des Kunstgewerbes des 19. Jahrhun­
derts. Hierin steht die Braunschweiger Samm­
lung nicht alleine, denn allzugerne wird die Fort­
führung einer Sammlung in das 20. Jahrhundert, 
auch mit Designobjekten, ausgeklammert. 

Mir scheint jedoch diese Sichtweise sehr atavi­
stisch. Deshalb ist es sehr zu begrüßen, daß 
durch Publikationen wie diese auch weitergehen­
de Entwicklungen und die Kontinuität von Ver­
gangenheit und Gegenwart konsequent aufge­
zeigt wird. 

Die vorliegende Schrift kann nur empfohlen 
werden. 

Frankfurt Thomas Meyer 



Limburg- ein Name, 
der verpflichtet 

Im Schutze des Stiftes, dem 
diese Stadt ihre Entstehung ver­
dankt, wuchs sie heran und erlebte 
im 13. und 14. Jahrhundert ihre 
erste große Blüte. Der Glanz j ener 
Epoche erstrahlt in der ältesten 
Stadt Nassaus gegenwärtig neu. 
Unter ähnlichen Voraussetzungen 
wie einst nimmt die heutige 
Kreisstadt die Rolle eines Zentrums 
in der Region zwischen den 
Ballungszentren Rhein-Ruhr und 
Rhein-Main ein. 

Verantwortungsbewußte 
Stadtpolitik hat neben die Aufgabe 
der neuzeitlichen Entwicklung 
die konsequente Erhaltung und 
Revitalisierung des hervorragen-

den mittelalterlichen Stadtkernes 
gestellt. Eingehende Vorplanung 
und behutsame Durchführung 
der Stadterneuerungsziele mit den 
Bürgern brachten Erfolge, um 

die Limburg bewundert, manchmal 
gar beneidet wird. 

Die Auszeichnungen im 
Bundeswettbewerb "Stadtgestalt 
und Denkmalschutz im Städtebau'� 

fordern dazu heraus, den Weg 
der Entdeckung unschätzbarer 
Werte - wie des ältesten Fach­
werkhauses Deutschlands aus dem 
Jahre 1296 - weiter zu beschreiten 
und deren Erhaltung für die 
nächsten Jahrhunderte zu sichern. 
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